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Siedlungspolitik — Rückblick und Ausblick 
Von Nadolny zu Gutzmer 


De Mißſtände in der Bauwirtſchaft und das Daniederliegen der Bautätigkeit in der Kriegs— 
und Nachkriegszeit brachten die ſtaatliche Wohnungsreform und Wohnungsfürſorge. Die 
mittelbaren Ziele waren die Geſundung von den bevölkerungspolitiſchen Kriegsſchäden und die 
Förderung der Eheſchließungen und des Familienlebens. Das Verſtändnis für die Notwendig⸗ 
keit dieſer öffentlichen Betätigung iſt Gemeingut des Volkes geworden. 


Leider wurde dieſe wirtſchaftliche Notwendigkeit nur zu oft zum Objekt politiſcher Be— 
ſtrebungen gemacht. Wan redete, ſchrieb und handelte mit dem Ziel der Sozialiſierung 
des Wohnungsweſens und ließ dabei die wirtſchaftlichen Erforderniſſe für die Geſtaltung des 
Wohnungs- und Siedlungsweſens zurücktreten. 


Die im „Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften“ zuſammengeſchloſſenen Heim— 
ſtätten-Geſellſchaften und Körperſchaften haben im Sinne der ihnen im vorrevolutionären 
Wohnungsgeſetz vom 28. März 1918 zugewieſenen Aufgaben das wirtſchaftlich Beſte zu erreichen 
verſucht. Ihr Einfluß reichte aber nicht aus, um der ſtaatlichen Siedlungspolitik gegenüber 
eigenmächtigen und eigenſüchtigen Beſtrebungen der marxiſtiſch geführten Gemeinden und der 
ſozialdemokratiſchen Organiſationen durchzuſetzen. Selbſt die ftaatlihe Regierungsgewalt hat 
unter dem Einfluß dieſer Mächte in der Wohnungs- und Siedlungspolitik die klare im Woh— 
nungsgeſetz von 1918 feſtgelegte Zielſetzung oft aufgegeben, ſo daß das praktiſche Ergebnis der 
wohnungspolitiſchen Arbeit gegenüber den dem Wohnungsgeſetz zugrundeliegenden Vorſtellungen 
und Wünſchen nur ein keiner Teilerfolg iſt. 


Die Regierung der nationalſozialiſtiſchen Revolution hat dieſen Zuſtand mit ſicherem Blick 
erkannt und ſchnell die Maßnahmen zur Anderung getroffen. Durch Beſchluß des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums vom 8. 5. 1933 wurde Pg. W. Gutzmer mit der ſchwierigen Aufgabe betraut, 
aus den Wohnungsfürſorgegeſellſchaften geeignete und ſchlagkräftige Inſtrumente der nationalen 
und fozialen Regierung zur Durchführung des von ihr als richtig anerkannten Siedlungs- 
Programms zu machen. Dieſe Aufgabe iſt durchgeführt. Die neue Heim- 
ſtätten-Organiſation iſt da. 
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Die Heimſtätten⸗Treuhandgeſellſchaften, die im „Reichsverband Deutſcher Heim= 
ſtätten“ als Dachverband zuſammengefaßt werden, ſind nach ihrer ſachlichen und 
perſonellen Bereinigung unter Führung der Oberpräſidenten, die in faſt allen Fällen 
den Vorſitz im Aufſichtsrat ſelbſt übernommen haben, in der Lage, die ihnen geſtellten 
wohnungs⸗ und ſiedlungspolitiſchen Aufgaben durchzuführen. Das Ziel iſt dabei, jedem 
Volksgenoſſen die Möglichkeit zu bieten, ſich eine Heimſtätte auf eigenem Grund und 
Boden zu ſchaffen. 


Die ſachliche Arbeit iſt bereits in Angriff genommen. Wie dieſe 
Arbeit beſchaffen iſt und welche Aufgaben der Löſung harren, hat Pg. Gutzmer mehrfach vor 
der deutſchen Preſſe und in dieſem Heft in einem beſonderen Aufſatz ausgeführt. 

Die Zeitſchrift „Siedlung und Wirtſchaft“ hat als „Organ des Reichsverbandes 
Deutſcher Heimſtätten“ die Vorausſetzungen und Möglichkeiten der praktiſchen Siedlungs- 
Arbeit wirtſchaftlich zu ergründen und der Durchſetzung ſiedlungspolitiſcher Arbeit den Weg propa— 
gandiſtiſch vorzubereiten. Wir begrüßen die neuen Herausgeber und danken ihnen für die Bereit— 
willigkeit, an dieſer Arbeit mitzuwirken. Die Grundſätze und Ziele für die nächſte Zukunft 
werden demnächſt in einer gemeinſamen Erklärung der Herausgeber in dieſem Blatte bekanntgegeben. 


Ernſt Nadolny 


Vorſitzender des früheren Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
und Generaldirektor der Oſtpreußiſchen Heimſtätte. 


In dieſer Schickſalswende der Heimſtätten-Arbeit ſcheidet aus den Kreiſen der Wohnungs— 
und Siedlungsfachleute eine beſonders bedeutende Perſönlichkeit aus: Ernſt Nadolny. Was er 
feiner Heimat und dem Reichsverbande bedeutet, bedarf einer ernſten Würdigung. 

Die oſtpreußiſche Heimat, in deren ſchönſtem Teile, dem Seen-Gebiete, Nadolny's Wiege 
ſtand, gab dieſem Manne die unbeirrbare Zähigkeit im Verfolgen einmal geſteckter Ziele. Dieſe 
Eigenſchaft findet ihre wertvolle Ergänzung im klaren Erkennen des Erreichbaren bei weiteſter 
Zielſetzung und in einem ſcharf ausgeprägten Rechtsgefühl in der Wahl der Mittel. Nadolny 
hat ſich ſchon vor mehreren Jahrzehnten mit den Fragen des Wohnungs- und Siedlungsweſens 
befaßt. Als Rechtsanwalt in Neidenburg (Oſtpreußen) gründete er in der Vorkriegszeit die erſte 
oſtpreußiſche Kleinſiedlungsgeſellſchaft. Ihre Geſchäfte hat er bis in den Krieg erfolgreich geleitet. 
Als Oſtpreußen nach dem Nuffeneinfall an die Beſeitigung der Kriegsſchäden ging, zog der 
damalige Oberpräſident der Provinz Oſtpreußen, Exzellenz von Batocki, Nadolny als einen auf 
dieſem Gebiete beſonders erfahrenen Mann zu ſich heran, um ihm die Organiſation des Klein— 
ſiedlungsweſens in der ganzen Provinz zu übertragen. Nadolny wurde bald darauf der Oſt— 
preußiſchen Landgeſellſchaft als Direktor beigeordnet. Von dort hat er die Gründung und den 
Aufbau einer großen Zahl von Kleinſiedlungsgeſellſchaften durchgeführt. 

Als das Wohnungs- und Siedlungsweſen Preußens durch das Wohnungs-Geſetz 
vom 28. 3. 1918 eine neue Grundlage erhielt, fand auch Nadolny's Tätigkeit neue Ziele. Als 
erſter Geſchäftsführer der auf Grund dieſes Geſetzes gegründeten Oſtpreußiſchen Heimſtätte hat 
Nadolny in 12 arbeits- und ereignisreichen Jahren zum wirtſchaftlichen Ausbau und Fortſchritt 
ſeiner Heimatprovinz tätig mitgewirkt. Wer die Schwierigkeiten der Heimſtätten-Arbeit infolge 
der eifrigen Befehdung intereſſierter Kreiſe und der mangelhaften Unterſtützung der zuſtändigen 
Behörden in den letzten 10 Jahren kennt, kann ſchon am Erfolge ermeſſen, wie hoch Nadolny's 
Leiſtungen zu werten ſind. Oft genug war die Arbeit der Oſtpreußiſchen Heimſtätte beiſpielgebend 
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für die Arbeit in anderen Provinzen. Viele Gedanken, die aus der Tätigkeit Nadolny's und 
den dabei geſammelten Erfahrungen geboren ſind, beginnen ſich erſt heute in ihrem vollen 
Umfange auszuwirken. 


Das auf den Dienſt an der Heimat abgeſtimmte Wollen und Können fand die Aufmerkſam— 
keit gleichgerichteter Fachkreiſe in anderen Provinzen. So kam es, daß Nadolny im Jahre 1926 
zum Vorſitzenden des Verwaltungsrats des Reichsverbandes der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
gewählt wurde. In dieſer Stellung war Nadolny ein tapferer Vorkämpfer für den Heimſtätten⸗ 
gedanken, der bei der Zielloſigkeit der von vielſeitigen Wirtſchaftseinflüſſen und den parlamen— 
tariſchen Mehrheiten abhängigen Regierungsgewalt der letzten Jahre ſtändig Gegenſtand des 
Meinungsſtreites war. Die Initiative Nadolny's führte daher gar oft zum Kampf mit den 
behördlichen Stellen. Dadurch und durch Arbeitsüberlaſtung wurde die Kraft dieſes Mannes 
zerrieben. Es entbehrt nicht einer gewiſſen Berechtigung, wenn man die Zerrüttung ſeiner 
Geſundheit zu einem großen Teil auf dieſe nervenverzehrende Kämpfe zurückführt. Eine Tragik 
liegt darin, daß dieſer Mann in einem Augenblick von der Bühne ſeines Wirkens abtreten muß, 
in dem ein neuer politiſcher Geiſt dem von ihm vertretenen weitſchauenden Gedanken neues 
Leben eingeflößt hat und ſie zum Wohle unſerer Volksgenoſſen Tat werden läßt. 


Willy Gutzmer 
Vorſitzender des Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten 
und Beauftragter des Preußiſchen Staatsminiſteriums für die preußiſchen provinziellen Heimſtätten. 


Durch das Vertrauen des Preußiſchen Winiſterpräſidenten, Hermann Göring, berufen, hat 
Willy Gutzmer am 8. Mai 1933 die Führung der preußiſchen provinziellen Heimſtätten und 
des Neichsverbandes Deutſcher Heimſtätten übernommen, um die Heimftätten im Sinne der national— 
ſozialiſtiſchen Staats- und Wirtſchaftsauffaſſung umzugeſtalten. Der neue Vorſitzende des Reichs 
verbandes Deutſcher Heimſtätten ſteht im beſten Mannesalter von 40 Jahren. 4 Jahre Front- 
dienſt haben dieſem Manne Verantwortungsbewußtſein und Verantwortungsfreudigkeit im Dienſte 
für die Volksgenoſſen mitgegeben. Eine langjährige Bank- und Wirtſchaftspraxis vermittelte 
ihm ausgebreitete Kenntniſſe und Weitblick für die wirtſchaftlichen Notwendigkeiten der Gegen— 
wart und Zukunft. Gutzmer iſt einer der erſten Vorkämpfer der nationalſozialiſtiſchen Betriebszelle. 
In ſeiner Berufsarbeit hat er ſich beſondere Verdienſte im Ausbau des Genoſſenſchaftsweſens 
erworben. Er iſt dabei über die Grenzen ſeines eigenen Wirkungskreiſes als Oberreviſor des 
Neichsverbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften bekannt geworden. Dieſe Arbeit führte er 
über die übliche formale Reviſionstechnik hinaus zur wirtſchaftlichen Erfaſſung des Weſentlichen. 
Er benutzte feine Tätigkeit von Anfang an zu einer Veredelung und Reinigung des Geſchäfts— 
gebarens der Baugenoſſenſchaften und des gemeinnützigen Wohnungsweſens überhaupt. Es iſt 
daher zu begrüßen, daß ihm durch den Auftrag des Preußiſchen Winiſterpräſidenten Gelegenheit 
gegeben wurde, ſeine Fähigkeiten und eingehenden Wirtſchaftskenntniſſe in den Dienſt des neuen 
Aufbaues der provinziellen Heimftätten und des geſamten Wohnungsweſens zu ſtellen. Inzwiſchen 
ift Gutzmer zum Vorſitzenden des Reichsverbandes Oeutſcher Heimſtätten und kurz darauf auch 
zum Führer des Hauptverbandes Deutſcher Baugenoſſenſchaften und -geſellſchaften gewählt 
worden. Gutzmer wird fo durch das Vertrauen der Reichs- und Preußiſchen Staatsregierung 
und der von ihm geführten Verbände getragen. Möge es ihm im Zuſammenwirken mit den 
Reichs- und Staatsbehörden gelingen, die feiner Führung unterſtellten Heimſtätten-Treuhand⸗ 
geſellſchaften und gemeinnützigen Wohnungsunternehmungen voll und ganz in den Dienſt des 
Siedlungsweſens zu ſtellen. Dr. Ferdinand Neumann 


—— 
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Die zukünftigen Aufgaben der deutſchen Heimſtätten 
als Treuhänder 
der ſtaatlichen Kleinſiedlungs⸗ und Kleinwohnungspolitik 


Von 
Pg. W. Gutzmer 
Beauftragter des Preußiſchen Staatsminiſteriums für die provinziellen Heimſtätten. 


Wenn neben der Befeſtigung des bäuerlichen Brauchtums und der Anſiedlung deutſcher Bauern 
bisher wenig von der Anſiedlung der übrigen Bevölkerung geſprochen worden iſt, kommt dies nicht 
daher, daß dieſe Aufgabe von der nationalen Regierung gegenüber der landwirtſchaftlichen Sied— 
lung zurückgeſtellt oder für weniger weſentlich gehalten würde. Die nationalſozialiſtiſche Regierung 
betrachtet es vielmehr als ihre erſte Pflicht, durch ihr Wiederaufbauprogramm den Lebens⸗ und 
Wirtſchaftsraum des deutſchen Bauern und des deutſchen Arbeiters von Grund auf neu zu geſtalten 
und zu befeſtigen und die gegenwärtige Volks- und Wirtſchaftsnot durch eine neue geſamtwirtſchaft⸗ 
liche Politik des Raumes und der Bevölkerung zu beheben. Bei der Anſiedlung deutſcher Bauern 
handelt es ſich um die Befeſtigung und Verbreiterung des älteſten und trotz mancher noch vor= 
handenen Gegenſätze geſchloſſenſten Berufsſtandes und damit um ein Problem, dem trotz aller 
Verflechtungen mit der übrigen Wirtſchaft eine beſondere Eigenbedeutung zukommt. Bei einem Ver⸗ 
ſuch, die ſiedlungspolitiſchen Aufgaben für die übrige Bevölkerung zu umreißen, ſteht man im Gegen— 
ſatz hierzu vor einer vielſeitigeren und verwickelteren Aufgabe. Darf neben der landwirtſchaftlichen 
Siedlung überhaupt von anderen Siedlungen geſprochen werden? Bezeichneten die früheren Macht⸗ 
haber nicht auch Millionenſtädte als Großſiedlungen, in denen jetzt hunderttauſende von Erwerbs⸗ 
loſen auf dem Aſphalt liegen und gänzlich auf die Fürſorge der öffentlichen Hand angewieſen ſind? 
Erſchöpfte ſich nicht die ſtädtiſche Siedlungspolitik der Nachkriegszeit immer mehr in einer Zuſammen⸗ 
pferchung der Bevölkerung in Maſſenmietshäuſern mit dem bewußten Ziel, die Herrſchaft der marxi⸗ 
ſtiſchen Machthaber auf ein immer breiteres landloſes Proletariat zu ſtützen? Wenn jetzt die pro— 
vinziellen Heimſtätten für eine neue Kleinſiedlungs- und Wohnungsbaupolitik der nationalen Regie⸗ 
rung eingeſetzt werden ſollen, knüpfen fie damit unmittelbar an die Aufgaben an, die ihnen die Re- 
gierung des alten Preußen durch das Wohnungsgeſetz vom 18. März 1918 geſtellt hat. Die provin⸗ 
ziellen Heimſtätten haben ſich in den 14 Jahren marxiſtiſcher Wohnungsbaupolitik von den Aeber⸗ 
lieferungen altpreußiſcher Siedlungspolitik vielleicht am wenigſten entfernt, da der geſunde Sinn 
der von ihnen betreuten Kleinſiedler in den ländlichen Bezirken zäh am überkommenen Kleinhaus 
mit Garten feſthielt und landloſe Mietwohnungen immer als fremd empfand. 


Im „Reichsverband Deutſcher Heimſtätten“ zuſammengeſchloſſen, werden die Heimſtätten der 
preußiſchen Provinzen und der übrigen Länder in Zukunft die Stellen, die jedem Volksgenoſſen, einem 
jeden Arbeiter und Angeſtellten in Induſtrie, Handel, Verkehr und freien Berufen zu einer eigenen 
Heimſtätte verhelfen werden. Sie ermöglichen im Sinne des bisher unwirkſam gebliebenen Reichs⸗ 
heimſtättengeſetzes einem jeden Volksgenoſſen die Gründung einer eigenen Familie und eines ſelbſt⸗ 
ſtändigen Haushaltes auf eigenem Grund und Boden als den geſunden und kernfeſten Zellen des 
neuen Staates. Ueber die wirtſchaftlichen Vorausſetzungen der Kleinſiedlungen iſt in dieſen Blättern 
oft genug geſprochen worden. Breiteſte Schichten der nichtlandwirtſchaftlichen Berufstätigen müſſen 
auf lange Zeit damit rechnen, in ihrem Hauptberuf nicht das volle Einkommen zu finden, das den 
wirtſchaftlichen Beſtand ihrer Familie reſtlos verbürgt. Auch wenn die jetzige Erwerbsloſigkeit durch 
den großartigen Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit im großen und ganzen behoben ſein wird, laſſen 
ſich ſaiſon⸗ und konjunkturbedingte Schwankungen der Beſchäftigung und des Einkommens in den ein⸗ 
zelnen Erwerbszweigen, insbeſondere in den mit dem Weltmarkt verbundenen Gewerben, nicht aus⸗ 
ſchalten. In der kurzen Scheinblüte nach der Inflation wurden dieſe Erfahrungen nur allzu ſchnell 
vergeſſen. Erſt jetzt endlich nach langen ſchweren Kriſenjahren iſt die Erkenntnis Allgemeingut ge- 
worden, daß nur ein kriſenfeſtes hauswirtſchaftliches Zuſatzeinkommen aus eigenem Garten oder 
kleinem Ackerland einen Ausgleich gegen dieſe Schwankungen zu ſchaffen vermag. Der Ertrag aus 
dem eigenen Grund und Boden will allerdings erarbeitet ſein und ſetzt die Eignung der Kleinſiedler 
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zu gärtneriſcher Tätigkeit voraus. Aufgabe ihrer verantwortlichen Träger iſt es daher, die Eignung 
der Kleinſiedler zu prüfen, ſoweit dieſe aus öffentlichen Mitteln unterſtützt werden. Ebenſo not⸗ 
wendig iſt eine Sicherung des hauptberuflichen Einkommens der Kleinſiedler, das neben dem Ertrag 
aus eigenem Grund und Boden auf keinen Fall zu entbehren iſt. Die Kleinſiedlung gewinnt damit 
eine noch viel zu wenig beachtete wirtſchaftspolitiſche Bedeutung. Die Erwerbsloſenſiedlung am 
Stadtrand, entſtanden als eine rein politiſche Aktion der Regierung Brüning, mußte in allen Fällen 
ſehlſchlagen, in denen es den Kleinſiedlern nicht gelang, ein neues hauptberufliches Einkommen zu 


finden. 2 
Nicht zuletzt infolge der Bemühungen des Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten tritt nun⸗ 


mehr die Förderung der Kurzſchichtenſiedlung und der Eigenheimſiedlung an ihre Stelle, bei denen 
das notwendige hauptberufliche Einkommen der Siedler geſichert iſt. Der Zahl nach überwiegen ſchon 
heute die erſtellten Kurzſchichtenſiedlungen, bei denen Arbeitgeber und Arbeitnehmer ſich zur Kurz⸗ 
arbeit verpflichten. Es hat ſich gezeigt, daß dieſe Verpflichtungen ohne jeden behördlichen Druck 
freiwillig von beiden Seiten eingegangen worden ſind; von den Arbeitern, um in den Genuß einer 
Kleinſiedlung mit billigerer Wohnungsmiete und zuſätzlichem Gartenertrag zu kommen, von den 
Anternehmern, um auch in Kriſenzeiten einen möglichſt großen feſten Arbeiterſtand zu erhalten. In 
einer Verbreitung dieſer Kurzſchichtenſiedlungen liegt eins der wirkſamſten Mittel zur Bekämpfung 
der Arbeitsloſigkeit. Es iſt zu hoffen und zu erwarten, daß dies alle Unternehmungen erkennen 
und in Zukunft auch zur Finanzierung der Siedlungen im breiteſten Umfange beitragen werden. Eine 
ausreichende Bereitſtellung von Pachtland geſtattet hierbei eine wechſelnde Größe der gärtneriſch ge— 
nutzten Grundſtücke nach Maßgabe der hauptberuflichen Arbeitsleiſtung der Arbeiter und Angeſtellten 
und der übrigen Arbeitskräfte innerhalb der Familie. Ein leichter Beſitzwechſel iſt vertraglich zu 
ſichern, um bei einem Wechſel der Arbeitsſtätte die notwendige Freizügigkeit zu ermöglichen. Bei 
einer derartig weitgehenden Anpaſſung an alle gegebenen Arbeitsmarktverhältniſſe wird die Er⸗ 
ſtellung der nebenberuflichen Landſiedlungen immer mehr zu einem weſentlichen Teil der ſtaatlichen 
Arbeitsmarktpolitik und Gewerbepolitik. Sie kann in vollem Umfange dazu eingeſetzt werden, um 
die tiefgreifenden Wandlungen und Standortverlagerungen der Wirtſchaft durchzuführen, deren 
Ausdruck die heutige Kriſe iſt, und um ſchnell und wirkſam die ſchlimmſten Notſtände in den indu⸗ 
ſtriellen Kriſengebieten Rheinlands, Weſtfalens, Sachſens und Berlins zu beheben. Die Binnen⸗ 
koloniſation durch einen gewerblichen Ausbau der Klein⸗ und Mittelſtädte und die Geſundung der 
übergroßen Bevölkerungsballungen der Großſtädte durch dieſe Binnenkoloniſation greifen eng inein⸗ 
ander. Die ungeſunde Stauung des wirtſchaftlichen Kreislaufes, die die jetzige Arbeitsloſigkeit dar⸗ 
ſtellt, wird nicht zuletzt auch durch eine derartige räumliche Neuordnung des deutſchen Siedlungs⸗ 
raumes gelöſt werden. 

Die Eigenbedeutung und Eigengeſetzlichkeit des nichtlandwirtſchaftlichen Kleinſiedlungsweſens 
wird dadurch veranſchaulicht, daß infolge der ſtarken Bevölkerungsvermehrung in der Vorkriegszeit 
bis 1960 noch ein Zuwachs von 41, bis 51, Millionen Haushaltungen zu erwarten iſt, von denen 
höchſtens 1% bis eine Million bäuerlich angeſiedelt werden kann. Der übrige größte nichtlandwirt⸗ 
ſchaftliche Teil von 3 —5 Millionen wird in erſter Linie in Kleinſiedlungen mit ausreichenden Land⸗ 
zulagen angeſetzt werden müſſen. Die Erſtellung von Kleinwohnungen ohne Garten wird dagegen 
ganz zurücktreten und allenfalls in innerſtädtiſchen Sanierungsgebieten in Frage kommen. In dieſen 
Größenordnungen ſoll keineswegs eine Vorrangſtellung der gewerblichen Kleinſiedlungen gegenüber 
der bäuerlichen Siedlung zum Ausdruck kommen. Im Gegenteil iſt eine verſtärkte Bauernſiedlung in 
den menſchenleeren öſtlichen Provinzen eine erſte Vorausſetzung dafür, daß fi) auch dort die land⸗ 
wirtſchaftliche Bevölkerung verdichtet. Dieſe ſchafft ihrerſeits für eine Vermehrung der öſtlichen In⸗ 
duſtrie die notwendigen Verbraucher und führt ihnen die notwendigen Arbeitskräfte zu. Da die er⸗ 
probte Kriſenfeſtigkeit der ländlichen Induſtriegebiete in einer geſunden Durchdringung von Land⸗ 
wirtſchaft und Induſtrie liegt, wird durch den Reichsverband Deutſcher Heimſtätten auch die hierfür 
geeignete Siedlungsform in Dörfern mit ſtärkerem gewerblichen Einſchlag und in Ackerbürgerſtädten 
mit landwirtſchaftlich⸗gärtneriſchem Einſchlag gepflegt werden müſſen, ſoweit hierfür die örtlichen 
Standortbedingungen vorliegen. 

Für die Durchführung dieſer Gemeinſchaftsaufgaben auf der einen Seite, wie für eine land⸗ 
ſchaftlich bedingte Abgrenzung der landwirtſchaftlichen und gewerblichen Siedlung auf der andern 
Seite, wird eine enge Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen der Geſellſchaft zur Förderung der inneren Kolo⸗ 
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niſation und dem Reichsverband Deutſcher Heimſtätten herzuſtellen ſein. Eine enge Zuſammen⸗ 
arbeit zwiſchen den Landgeſellſchaften und den Heimſtätten wird in den Ländern und Provinzen be⸗ 
reits eingeleitet. Hierdurch werden auch Bedenken der Landwirtſchaft gegen die von den Heimſtätten 
angeſtrebten nebenberuflichen Landſiedlungen zerſtreut werden können, die in Richtung einer Ein⸗ 
engung des landwirtſchaftlichen Abſatzes durch die Erzeugniſſe der nebenberuflichen Landſiedlungen 
liegen. Der Unterkonſum der landloſen gewerblichen Arbeiter iſt zurzeit derart groß, daß nach den 
vorliegenden Erfahrungen der Ertrag von ½—1 Morgen-Stellen an Obſt und Gemüſe völlig zu 
feiner Deckung gebraucht werden wird. Ebenſo groß iſt ihr Anterkonſum an Fetten und Eiweiß⸗ 
ſtoffen, der auch bei Haltung von Kleintieren auf 1 bis 2 Morgen-Stellen erſt zu einem Teil gedeckt 
werden kann. Die durch den Ertrag der Kleinſiedlungen freigewordene Kaufkraft der nebenberuf⸗ 
lichen Landſiedler geht dem landwirtſchaftlichen Erzeuger nicht verloren, ſondern wird für einen ver⸗ 
mehrten Bezug anderer landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe — Butter, Fleiſch, Getreide, Futtermittel — 
frei, für die andernfalls überhaupt keine Nachfrage beſtehen würde. Die körperlichen und ſittlichen 
Schädigungen infolge der Verſtädterung und der Wirtſchaftsnot und der dadurch bedingte Rückgang 
der Geburtlichkeit der nichtlandwirtſchaftlichen Bevölkerung ſind derart groß, daß die wirtſchaftliche 
und geſundheitliche Feſtigung und Sicherung von 30 bis 40 Millionen nichtlandwirtſchaftlicher Be⸗ 
völkerung ebenſo durchgreifender Maßnahmen bedarf, wie die raſſiſche und wirtſchaftliche Befeſti⸗ 
gung von 14 Millionen deutſcher Bauern. Die bevölkerungspolitiſche Wirkung einer Hebung und 
Verbreiterung des Bauernſtandes würde andernfalls Gefahr laufen, durch den fortſchreitenden raj- 
ſiſchen Verfall der übrigen Bevölkerung aufgehoben zu werden, wenn dieſe nicht gleichzeitig wieder 
unter den Bedingungen leben kann, unter denen ihre Vorfahren durchweg bis vor wenigen Menſchen⸗ 
altern gelebt haben. Auch ſie muß in den Großſtädten wie in den Klein- und Mittelſtädten durch 
Kleinwohnungen mit eigenem Nutzgarten von neuem mit dem Heimatboden verbunden werden. Frei 
von allen Sonderintereſſen wird das deutſche Siedlungswerk ſo nur in engſter Arbeitsgemeinſchaft 
der landwirtſchaftlichen und nichtlandwirtſchaftlichen Siedlungsträger gelöſt werden können. Auch die 
Inſtanzenzüge im Siedlungsverfahren werden in Zukunft für die nichtlandwirtſchaftlichen Kleinſied⸗ 
lungen ebenſo vereinfacht werden müſſen, wie für die landwirtſchaftliche Siedlung. 


Die erſten ſiedlungspolitiſchen Maßnahmen der Gauleiter, der Reichsſtatthalter und der Preu⸗ 
ßiſchen Oberpräſidenten in der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit entſprechen dieſen Zielſtellungen. 
In Preußen ſind die preußiſchen Oberpräſidenten die erſten Vorſitzenden der provinziellen Heim⸗ 
ſtätten. Neben ihnen iſt der preußiſche Staat durch den „Beauftragten für die preußiſchen Heim⸗ 
ſtätten“, die Provinz durch den Landeshauptmann als Haupt der provinziellen Selbſtverwaltung im 
Vorſtand vertreten. Ein neunköpfiger Aufſichtsrat umfaßt außer ihnen Vertreter der landſchaftlichen 
Berufsſtände. Anter Verzicht auf eigene Bautätigkeit und Bauſtoffbeſchaffung werden die provin⸗ 
ziellen Heimſtätten im Rahmen des nationalſozialiſtiſchen Wiederaufbauprogramms die ſtaatlichen 
Treuhänder für die Finanzierung der Kleinſiedlungen. Bei ihnen liegt die treuhänderiſche Verwal⸗ 
tung der ſtaatlichen Zuſchüſſe. Sie übernehmen einen erheblichen Teil der Zwiſchenfinanzierung 
aus eigenen Mitteln. Sie erleichtern durch ihren Kredit die Beſchaffung langfriſtiger Hypotheken. 
Bei Kurzſchichtenſiedlungen werden ſie in Zukunft die Zuſammenſchlüſſe von Unternehmern und Klein⸗ 
ſiedlern fördern. Anterſtützt vom Oberpräſidenten, von den Regierungspräſidenten, von der Deutſchen 
Arbeitsfront und von den landſchaftlichen Berufsſtänden werden ſie am leichteſten billiges Land von 
den Gemeindeverwaltungen und Arbeitgeberdarlehen von den Unternehmungen erhalten und dadurch 
die öffentlichen Mittel ſtrecken. Den Privatarchitekten wird durch ſie die Sorge um die Finan⸗ 
zierung ihrer Bauvorhaben abgenommen, die bisher deren beſten Kräfte beanſpruchte. Die Bau⸗ 
gelder der Siedler, der Bauunternehmer und der Bauhandwerker werden durch ihre Betreuung ge= 
ſichert. Durch dieſe vielſeitige Tätigkeit werden die Heimſtätten auch mit den beſcheidenen verfüg⸗ 
baren Mitteln binnen kurzem die Aufnahme einer Kleinſiedlungstätigkeit auf breiteſter Grundlage er⸗ 
möglichen und, unterſtützt durch gleichfalls dem Oberpräſidenten zu unterſtellende provinzielle Landes⸗ 
planungsſtellen, planmäßig für die Anſiedlung aller nichtlandwirtſchaftlich Berufstätigen ſorgen kön⸗ 
nen, die bisher zu einer Proletariſierung in Maſſen miethäuſern verurteilt waren. Die Entproletariſie⸗ 
rung des Arbeiters wird auf dieſem Wege in Verbindung mit einer zielbewußten Wirtſchafts⸗ und 
Sozialpolitik von der nationalen Regierung ebenſo gelöſt werden wie die Beſeitigung der Arbeits⸗ 
loſigkeit. 
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Reichsverband Deutſcher Heimſtätten 


Die Mitgliederverſammlung der im früheren „Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaf⸗ 
ten“ zuſammengeſchloſſenen Geſellſchaften und Körperſchaften hat am 5. Auguft 1933 einſtimmig den 
Beauftragten des Preußiſchen Staatsminiſteriums für die preußiſchen provinziellen Heimſtätten, 
Gutzmer, zu ihrem Führer gewählt. Der Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften wird 
in den „Reichsverband Deutſcher Heimſtätten“ überführt. Der neue Verband iſt die Spitzenorganiſa⸗ 
tion und die Reviſionsſtelle der in § 4 der Satzung bezeichneten Wohnungsunternehmen und Körper⸗ 
ſchaften. Das Führerprinzip iſt in der Satzung dadurch verankert, daß Gutzmer zugleich Vorſitzender 


und Vorſtand des Verbandes iſt. 
einſtimmig gewählt. 


Als ſein ſtändiger Vertreter wurde Rechtsanwalt Dr. Neumann 
Die Beſchlüſſe über die Beſtellung und Abberufung des Vorſitzenden und Vor⸗ 


ſtandes ſowie ſeines Vertreters bedürfen der Zuſtimmung des Herrn Reichsarbeitsminiſters. 


Der neben dem Vorſitzenden beſtehende „Beirat“, dem drei Vertreter der Mitgliedgeſellſchaften 
und Beauftragte der Fachminiſterien in Reich und Länder angehören, hat den Vorſitzenden bei der 


Geſchäftsführung zu unterſtützen und in den Fragen der Verbandspolitik zu beraten. 
Bei Uneinigkeit zwiſchen Vorſitzendem und Beirat oder unter den Bei— 


im Beirat finden nicht ſtatt. 


Abſtimmungen 


ratsmitgliedern handelt der Vorſitzende im Einvernehmen mit dem Herrn Reichsarbeitsminiſter oder 


der im Einzelfall zuſtändigen Landesregierung. 


Die Aufgaben des Verbandes ſind in § 3 der Satzung aufgeführt. 


Satzung 
des Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten 


I. Name, Rechtsform und Sitz. 
8 1 

Der „Reichsverband Deutſcher Heimſtätten“ iſt der 
Spitzenverband der ihm angeſchloſſenen im § 4 dieſer 
Satzung bezeichneten Geſellſchaften und Körperſchaften. 
Er hat die Rechtsform eines eingetragenen Vereins 
mit dem Sitz in Berlin und iſt in das Vereinsregiſter 

des Amtsgerichts Berlin-Mitte eingetragen. 


II. Vereinszweck. 
82 
Der Verband verfolgt ausſchließli emeinnützige 
Ziele. Er hat den ee e * 

1. für die Durchführung der ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
und Siedlungspolitik zu wirken, 

2. die Belange der angeſchloſſenen Mitgliedgeſell⸗ 
ſchaften nach jeder Richtung zu fördern, 

3. bei den der . esch haften uf des Verbandes 
angeſchloſſenen Geſellſchaften die Reviſionen im 
Sinne des Gemeinnützigkeitsgeſetzes und der Er⸗ 
gänzungs⸗ und Durchführungsbeſtimmungen durch⸗ 
zuführen. 

Die in Abſ. 1 Ziffer 1 und 2 genannten Aufgaben 

werden durch die allgemeine Abteilung des Verbandes, 


die in Ziffer 3 genannten Aufgaben durch die Re⸗ 
viſionsabteilung des Verbandes durchgeführt. 


III. Aufgaben. 
83 
A. Aufgabe der allgemeinen Abteilung iſt: 
1. die Förderung des Kleinwohnungs⸗ und Klein⸗ 
ſiedlungsweſens durch 
a) Unterfuhung und Nachweiſun 


keiten der Finanzierung des 
und Siedlungsbaues, 


von Möglich⸗ 
leinwohnungs⸗ 
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b) Erkeichterung der Landbeſchaffung in Ver⸗ 
bindung mit den zuſtändigen Stellen, 

c) Herſtellung und Unterhaltung einer engen 
Arbeitsgemeinſchaft der Mitgliedsgeſellſchaften 
mit den Landesplanungsſtellen und den Trä⸗ 
gern der landwirtſchaftlichen Siedlung, 

d) Sorge für eine zweckmäßige und ausreichende 
Betreuung und Wirtſchaftsberatung der Klein- 
ſiedler, 

e) Herſtellung einer Zuſammenarbeit der deut⸗ 
ſchen Heimſtätten mit den übrigen am Klein⸗ 
wohnungs⸗ und Kleinſiedlungsbau beteiligten 
Kreiſen (Finanzierungsinſtituten, Deutſche Ar⸗ 
beitsfront, Arbeitgeberorganiſationen, Bau⸗ 
geſellſchaften und Wagen ſenſchaten, Privat⸗ 
architekten, Bauunternehmer, 
Bauſtoffinduſtrie), 

1) Einwirkung auf Geſetzgebung, Verwaltung und 
Preſſe im Sinne der obigen Ziele, u. a. durch 
sch „„ „Siedlung und Wirt⸗ 

aft“. 


Bauhandwerk, 


Wahrnehmung der Belange der Verbandsmit⸗ 


glieder. 
5 liegt der allgemeinen Abteilung 


0 

a) die Vertretung der einzelnen Verbandsmit⸗ 
glieder und ihrer Geſamtheit gegenüber den 
Zentralbehörden und den zentralen Spitzen⸗ 
verbänden, 

b) die Sammlung und Verwertung der Erfahrun⸗ 
gen der einzelnen Verbandsmitglieder in allen 
grundſätzlichen Angelegenheiten, insbeſondere 
bei dem organiſatoriſchen Ausbau der Geſell⸗ 
ſchaften, dem Verkehr mit den verſchiedenen 
Verwaltungsbehörden, Steuerinſtanzen, Ge⸗ 
richten, bei ihrer Stellung in der Oeffentlich⸗ 
keit (Publiziſtik, Tages⸗ und Fachpreſſe, Pro⸗ 
paganda), und bei den Beziehungen zu Or⸗ 


ganijationen mit gleichgerichteten oder ver⸗ 
wandten Beſtrebungen. Die Geſellſchaften ſind 
verpflichtet, dem Reichsverband auf Erfordern 
die zur Durchführung dieſer Aufgaben er⸗ 
forderlichen Angaben zu machen. 

B. Aufgabe der Reviſionsabteilung iſt: 

1. die Prüfung der Einrichtungen und der Geſchäfts⸗ 
ührung (Bilanz⸗ und Betriebsprüfung) der der 

bteilung angeſchloſſenen Verbandsmitglieder 
(Reviſionsmitglieder) an Ort und Stelle gemäß 
den geſetzlichen Beſtimmungen, 

2. die Vornahme ſonſtiger Bilanz: und Betriebs⸗ 
reviſionen auf Erſuchen der Anerkennungs- 
behörde oder des Vorſtandes, ferner auf An⸗ 
ſuchen der einzelnen Verbandsmitglieder ſelbſt. 


IV. Mitgliedſchaft. 
8 4 


Mitglieder des Verbandes können ſein: 


1. die im $ 28 der Gemeinnützigkeitsverordnung 
bezeichneten Wohnungsunternehmen, an denen 
Reich oder Länder maßgebend beteiligt ſind und 
die von der Reichsregierung oder der oberſten 
Landesbehörde mit Zuſtimmung der Reichs⸗ 
regierung als Organe der ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
politik für den Umfang des Reiches, eines Lan⸗ 
des oder größerer Wirtſchaftsbezirke anerkannt 
worden ſind, 

. Körperſchaften des öffentlichen Rechts, die, ohne 
der Anerkennung gemäß § 28 der Gemeinnützig⸗ 
keitsverordnung zu bedürfen, als Organe der 
ſtaatlichen Wohnungspolitik anzuſehen ſind, 

3. ſonſtige gemeinnützige Wohnungsunternehmen im 
Sinne der Gemeinnützigkeitsverordnung, deren 
Geſchäftsbereich ſich über den Umfang eines größe⸗ 
ren Bezirks erſtreckt, 

4. ſonſtige Vereinigungen und Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts mit entſprechenden Aufgaben, 
die den Beſtrebungen des Verbandes naheſtehen; 
durch die Beitrittserklärung wird die Satzung 
anerkannt. 
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8 5 
Ueber die Aufnahme von Mitgliedern entſcheidet 
der Vorſtand unter Zuſtimmung des Beirats. 


8 6 
Der Austritt erfolgt durch ſchriftliche Mitteilung 
an den Vorſtand. Er wird wirkſam mit dem Ab⸗ 
lauf des auf das Jahr der Austrittserklärung fol⸗ 
genden . Mit dem Austritt verliert 
das Mitglied jeden Anteil am Vereinsvermögen. 
Zum Austritt einer preußiſchen provinziellen Heim⸗ 
ſtätte iſt die Einwilligung des Preußiſchen Miniſters 
für Wirtſchaft und Arbeit und des Preußiſchen, 

Finanzminiſters erforderlich. 


8 7 

Mitglieder, die gegen den Zweck des Verbandes 
verjtogen, können durch den Vorſtand unter Zus 
ſtimmung des Beirats aus dem Verbande ausgeſchloſ⸗ 
ſen werden. Die Ausſchlußerklärung iſt der betreffen⸗ 
den Geſellſchaft en Zuſtellungsurkunde zu über⸗ 
mitteln. Mit der Zuſtellung wird der Ausſchluß 
wirkſam. 


V. Verbandskoſten. 
8 8 
1. Die allgemeine Abteilung beſtreitet ihre Aus⸗ 


gaben aus Beiträgen und Umlagen der Verbands- 
mitglieder. 
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Die laufenden Koſten dieſer Abteilung werden aus 
Beiträgen gedeckt, deren Höhe und deren Verteilung 
auf die einzelnen Mitglieder alljährlich auf Grund 
eines von dem Vorſtand aufzuſtellenden und von der 
Mitgliederverſammlung zu genehmigenden Voran⸗ 
ſchlages im voraus feſtgeſetzt werden. 

Ausgaben, die den Rahmen des Voranſchlages 
weſentlich überſchreiten, bedürfen der Zuſtimmung des 
Beirats und werden durch Umlage gedeckt. 


2. Die Koſten der Reviſionsabteilung werden durch 
Reviſionsgebühren aufgebracht, die pauſchal nach feſten 
Tagesſätzen gemäß dem vom Beirat zu genehmigen⸗ 
den Wirtſchaftsplan der Reviſionsabteilung berechnet 
werden. Etwaige Fehlbeträge in der Ausgabendeckung 
der Reviſionsabteilung find durch entſprechende Am- 
lage von den Reviſionsmitgliedern auszugleichen. 


VI. Organe des Verbandes. 
8 9 
Die Organe des Verbandes find: 
1. der Vorſtand, 
2. der Beirat, 
3. die Mitgliederverſammlung. 


1. Der Vorſtand. 
Ss 10 

Der Vorſtand beſteht aus einer Perſon. Er hat 
einen ſtändigen hauptamtlichen Stellvertreter, der 
nach ſeinen Richtlinien handelt. 

Der Vorſtand iſt gleichzeitig der Vorſitzende des 
Verbandes. 

Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes und 
ſeines Stellvertreters erfolgen nach § 16 der Satzung. 

Der Beirat regelt die Anſtellungsverhältniſſe. 


si 

Der Vorſtand führt die Geſchäfte des Reichsver⸗ 
bandes im Sinne der Satzungsbeſtimmungen. Der 
Vorſtand iſt ermächtigt, den Leiter der Reviſions⸗ 
abteilung, die Reviſionsleiter ſowie Hilfskräfte und 
Büroperſonal anzuſtellen und die Anſtellungsbedin⸗ 
gungen zu regeln. Beſtellung und Abberufung des 
Leiters der Reviſionsabteilung und der Reviſions⸗ 
leiter bedürfen der Zuſtimmung des Beirats. 


8 12 
Der Vorſtand hat binnen drei Monaten nach Schluß 
des Jahres der Mitgliederverſammlung die Jahres- 
rechnung und den Geſchäftsbericht für das abgelaufene 
und den Koſtenvoranſchlag für das neue Geſchäfts⸗ 
jahr vorzulegen. 


2. Der Beirat. 
§ 13 

Der Beirat beſteht aus drei bis fünf aus dem Kreiſe 
der Mitgliedgeſellſchaften gewählten Vertretern. 

Die außerpreußiſchen Länder müſſen einen und 
können zwei Vertreter im Beirat haben. 

Der Reichsarbeitsminiſter, der Preußiſche Miniſter 
für Wirtſchaft und Arbeit und der Preußiſche Finanz⸗ 
miniſter haben das Recht, Beauftragte in den Beirat 
zu entſenden. 

Auch die Regierungen der anderen Länder können 
im Beirat durch ein oder zwei Bevollmächtigte ver⸗ 
treten ſein, ſoweit eine Mitgliedgeſellſchaft ihres Be⸗ 
zirkes ſich der Reviſionsabteilung des Verbandes an- 


ſchließt. 
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8 14 

Dem Beirat ſtehen folgende Befugniſſe zu: 

1. die Aufnahme von Mitgliedern im Sinne des 
$ 5 der Satzung, 

2. die Anterſtützung der Geſchäftsführung des Vor⸗ 
ſtandes und deſſen Beratung in der allgemeinen 
Verbandspolitik, 

3. die Reviſion der Kaſſenführung des Verbandes, 

4. Regelung der Anſtellungsverhältniſſe des Vor⸗ 
ſtandes. 

8 15 

Der Beirat wird durch den Vorſtand einberufen. 
Die Einladung ſoll mindeſtens drei Tage vorher 
erfolgen. f 

Der Beirat wählt ſich einen Verhandlungsleiter 
und einen Stellvertreter aus der Reihe ſeiner Mit⸗ 
gliedsvertreter. Dieſer leitet die Beiratsſitzungen 
und Mitgliederverſammlungen. 

Eine Abſtimmung im Beirat findet nicht ſtatt. Bei 
Uneinigkeit im Beirat hat der Vorſtand zu handeln 
a) nach den Weiſungen des Herrn Reichsarbeits⸗ 

miniſters, wenn es ſich um eine Angelegenheit 
des geſamten Verbandes handelt, 

b) nach den Weiſungen der betreffenden Landes⸗ 
regierung, wenn es ſich um die Belange eines 
Landes oder einer im Landesgebiet arbeitenden 
Geſellſchaft handelt. 

Die in der Satzung vorgeſehene Zuſtimmung des 
Beirats kann in Verbandsangelegenheiten durch die 
Zuſtimmung des Herrn Reichsarbeitsminiſters erſetzt 
werden, in den Angelegenheiten einer einzelnen Ge⸗ 
ſellſchaft durch die Zuſtimmung der Anerkennungs⸗ 
behörde. 


3. Mitgliederverſammlung. 
8 16 

Der Mitgliederverſammlung ſtehen folgende Be- 
fugniſſe zu: 

1. die Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes, 
die Wahl des Beirats, 
die Beſchlußfaſſung über die Beitragsleiſtungen 

der Mitgliedsgeſellſchaften, den Haushaltsplan 

und die Jahresrechnung (Entlajtung des Vor— 
ſtandes), 

4. die Vornahme von Satzungsänderungen, 

5. die Entſcheidung über die Auflöſung des Ver- 

bandes. 

Die Beſchlüſſe der Mitgliederverſammlung über die 
Beſtellung und Abberufung des Vorſtandes oder ſeines 
Vertreters ſowie die Vornahme von Satzungsände⸗ 
rungen bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit der Beſtäti⸗ 
gung durch den Herrn Reichsarbeitsminiſter. 


w tv 


S 17 

S 

Jede i iſt berechtigt, einen 
ſtimmberechtigten Vertreter in die Mitgliederver⸗ 


ſammlung zu entſenden. Die Geſchäftsführer oder 
Vorſtandsmitglieder einer Geſellſchaft bedürfen einer 
Legitimation nicht, auch wenn ſie nicht allein zeich⸗ 
nungsberechtigt ſind. Sonſtige Vertreter bedürfen 
einer ſchriftlichen Legitimation, die auch für mehrere 
Verſammlungen ausgeſtellt werden kann. 


§ 18 
Jährlich findet eine ordentliche Mitgliederverſamm⸗ 
lung ſtatt. Außerordentliche Mitgliederverſammlun⸗ 
gen können jederzeit auf Einladung des Vorſtandes 
ſtattfinden und müſſen einberufen werden, wenn es 
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mindeſtens fünf Mitgliedsgeſellſchaften unter Angabe 
des Grundes beantragen. Dieſelbe Mitgliederzahl 
kann verlangen, daß ein von ihr gewünſchter Ver⸗ 
handlungsgegenſtand auf die Tagesordnung der Mit⸗ 
gliederverſammlung geſetzt wird. wenn der Antrag 
mindeſtens drei Tage vor der Verſammlung beim 
Vorſtande eingegangen iſt. 
8 19 

Die Einladung zu den NV. hat 
mindeſtens acht Tage vorher ſchriftlich zu erfolgen. 
Die Einladung ſoll eine Mitteilung der Verhand- 
lungsgegenſtände enthalten. 

8 20 

Jede vertretene Geſellſchaft hat eine Stimme. 

Bei der Beſchlußfaſſung über wohnungs- und ſied⸗ 
lungspolitiſche Fragen ſowie der Wahl des Bei⸗ 
rats ſind jedoch nur die Organe der ſtaatlichen Woh⸗ 
nungs⸗ und Siedlungspolitik ſtimmberechtigt (8 4 
Ziffer 1 und 2 der Satzung); in den Angelegenheiten 
der Reyiſionsabteilung nur diejenigen Geſellſchaften, 
welche ſich der Reviſion durch den Verband unter- 
worfen haben. 

Die Mitgliederverſammlung iſt ohne ZN auf 
die Zahl der erſchienenen Mitglieder beſchlußfähig. 
Bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme des 
Vorſitzenden, bei Wahlen das Los. 

Beſchlüſſe über Satzungsänderungen oder die Auf⸗ 
löſung bedürfen einer Mehrheit von drei Vierteilen 
der erſchienenen Miglieder. 

In dringenden Fällen können der Vorſtand oder der 
Leiter des Beirats die Zuſtimmung der Mitglieder 
durch ſchriftliche, telefoniſche oder telegrafiſche Um⸗ 
frage einholen. 


4. Durchführung der Revifionen. 
8 21 

Die Reviſionsleiter führen die Prüfung unter eige⸗ 
ner Verantwortung durch und ſetzen die Reviſions⸗ 
berichte auf, welche ſie mit ihrer Unterſchrift unter 
den Worten „die Reviſionsabteilung“ zeichnen. 

Die Reviſionsberichte bedürfen der Mitzeichnung 
des Vorſtandes, der Aenderungen und Ergänzungen 
herbeiführen kann. 

Die Auswertung der Reviſionsberichte im Inter⸗ 
eſſe aller Reviſionsmitglieder und die Verfolgung der 
lang von Beanjtandungen liegt dem Vorſtande 
ob. 


VII. Verhandlungsniederſchriften. 
8 22² 


Ueber die Verhandlungen in den Organen des Ver- 
bandes ſind Niederſchriften anzufertigen. Dieſe ſind 
von dem Verhandlungsleiter und dem Schriftführer 
zu unterzeichnen. 


VIII. Geſchäftsjahr. 
8 23 


Das Geſchäftsjahr iſt das Kalenderjahr. 


IX. Verbandsvermögen. 
8 24 

Ueber die Verwendung der nach Abſchluß der 
Jahresrechnung etwa verbleibenden Ueberſchüſſe ent⸗ 
ſcheidet die Mitgliederverſammlung. 

Bei der Auflöſung des Verbandes iſt das Vereins⸗ 
vermögen den Zwecken des gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
baues zuzuführen. Ueber ſeine Verwendung ent⸗ 
ſcheidet der Reichsarbeitsminiſter. 


Grundjägliches zur Finanzierung von Kleinſiedlungen 
Von Dr. J. Brecht, Dortmund. 


Unter den finanzwirtſchaftlichen Problemen 
ſteht an erſter Stelle die Frage, welches 
Verhältnis bei der Neuſiedlung 
zwiſchen öffentlichem und privatem 
Kapital eingehalten werden ſoll. Die Woh- 
nungsbaufinanzierung war ſeit 1924 auf einer 
Dreigliederung aufgebaut; dem Zuſammenwirken 
von Privatkapital, öffentlichem Kapital und 
Eigenkapital der Bauherren. Dieſer finanzwirt⸗ 
ſchaftliche Rhythmus überſah allerdings die Ein⸗ 
wirkungsmöglichkeiten der geld- und kapitalwirt⸗ 
ſchaftliche Rhythmus überſah die Einwirkungs⸗ 
möglichkeiten der geld⸗ und kapitalwirtſchaft⸗ 
lichen Konjunktur⸗Wellen. Bei den verſchieden⸗ 
artigen Uebergangslöſungen, die mit dem Auf⸗ 
hören des Stromes der Hauszinsſteuerdarlehen 
als der Hauptquelle der öffentlichen Wohnungs: 
baufinanzierung einſetzten, iſt das bisherige 
Verhältnis zwiſchen privatem, öffentlichem und 
eigenem Kapital teilweiſe verloren gegangen. 
Bei der Reichsaktion für Eigenheime iſt dieſer 
Grundſatz noch am beſten beibehalten, da dort 
das öffentliche Kapital zu einer nachteiligen 
Rangſtelle gegeben wird, während im übrigen 
Privatkapital als erſtſtelliges Hypothekenkapital 
und dazu ausgleichend Eigenkapital herangezogen 
wird. Bei der vorſtädtiſchen Kleinſied⸗ 
lung iſt dagegen praktiſch faſt nur eine Miſchung 
zwiſchen öffentlichem Kapital und Eigenkapital ge⸗ 
geben, während die Heranziehung von Privatkapi⸗ 
tal in Form erſtſtelligen Hypothekenkapitals nahe⸗ 
zu ausgeſchloſſen iſt. Dabei iſt es gleichgültig, welche 
Aufbringungsformen das Eigenkapital im ein⸗ 
zelnen hat, ob es wie bei der Eigenheimaktion 
von der Geldkapitalſeite unterbaut iſt, oder wie 
bei der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung von der Seite 
des Arbeitskapitals. Das Entſcheidende iſt, daß 
man bisher bei der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
die Heranziehung von Privatkapital zur erjt- 
ſtelligen Beleihung nicht ſtark genug gefördert 
hat. Die künftige Siedlungsaufgabe wird in 
dieſen beiden Siedlungsformen eine mittlere Ein⸗ 
heitslinie herauszubilden haben. Dieſe wird 
finanzpolitiſch darin zu liegen haben, daß das 
erſtſtellige Hypothekenkapital als Privatkapital 
aufgebracht wird, und daß das öffentliche Kapital 
die Funktion der II. Hypothek übernimmt und 
namentlich auch in der Zinshöhe noch ſo lange 


ausgleicht, bis das erititellige Privatkapital 
in ſeinen Zinsbedingungen auf eine tragbare 
Grundlage geführt iſt. Daß dieſer Geſichts⸗ 


punkt bisher bei der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
zurückgedrängt wurde, iſt den vielfachen Miß— 
verſtändniſſen zuzuſchreiben, die ſich bei der Ein⸗ 
ſtellung zur vorſtädtiſchen Kleinſiedlung ein⸗ 
geſchlichen haben und die erſt langſam über⸗ 


wunden werden. Die vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
gilt vielfach noch in den Kreiſen der Realkredit⸗ 
inſtitute und der Träger des Privatkapitals als 
eine Wohlfahrtsmaßnahme, eine Siedlungsförde⸗ 
rung, die rentabilitätsmäßig und beleihungstech⸗ 
niſch nicht in den Kreis des Realkredites ein⸗ 
bezogen werden kann. Dieſe Auffaſſung iſt falſch. 
Es iſt irrig, die vorſtädtiſche Kleinſiedlung, wie 
dieſes vielfach unter Orientierung an Berliner 
Verhältniſſen geſchieht, als Siedlung mit Lauben⸗ 
kolonien, Schrebergärten anzuſehen. Die vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlerſtelle hat allenthalben unter 
Einberechnung der von den Siedlern ſelbſt auf⸗ 
gebrachten Arbeitsleiſtungen einen Realwert, der 
zwiſchen 3000, — bis 4000, — RM liegt, z. T. dar: 
über, wenn man die mehrfachen Verbilligungs⸗ 
und Schenkungszuwendungen der öffentlichen Hand 


mit einberechnet. Die Kleinheit der 
Beleihungsobjekte kann die Be⸗ 
leihungsfähigkeit nicht hindern. 


Dieſe Kleinſiedlungen und ein etwaiger Miſchtyp, 
der ſich künftig zwiſchen der vorſtädtiſchen Land⸗ 
ſiedlung und der Eigenheimaktion als neben⸗ 
berufliche Landſiedlung herausbilden wird, iſt in 
mehrfacher Hinſicht beſonders beleihungsfähig; die 
Laſten ſtehen für die Siedler in einem durchaus 
tragbaren Verhältnis auch zu den geſchwächten 
Einkommen, das Eigentum und die Verankerung 
von Arbeitsleiſtungen an dieſem Eigentum ſchafft 
Schollen⸗ und Bodenverbundenheit, die Sied⸗ 
lungsſtandorte ſind im allgemeinen ſorgfältig und 
unter Berückſichtigung der zu erwartenden wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung ausgewählt, die Exiſtenz⸗ 
ſicherung der Siedler iſt, auf die Dauer geſehen, 
eine gemiſcht⸗wirtſchaftliche und in Haupt⸗ und 
Nebenerwerb auswechſelbar. 

Wenn man grundſätzlich die Dreigliederung in 
der Finanzierung des Wohnungs- und Siedlungs⸗ 
baues wieder aufnehmen will, ſo kann die augen⸗ 
blickliche Lage, in welcher das erforderliche Privat⸗ 
kapital für erſtſtellige Hypothekendarlehen nicht 
oder nur ſehr ſchwer zu erhalten iſt, daran nichts 
ändern. Es iſt dabei eine zeitlich beſtimmte 
Frage, wie man dieſen Mangel an Privatkapital 
überbrücken will und kann. In erſter Linie geht 
es um die Herausſtellung des Grundſatzes, 
daß der Siedlung das in der Volks⸗ 
wirtſchaft aufkommende Privat⸗ 
kapital zugeführt werden muß, daß 
es nicht erforderlich iſt, das geſamte Siedlungs⸗ 
werk aus öffentlichem Kapital zu finanzieren, das 
letzten Endes gleichfalls in der Volkswirtſchaft 
angeſpart und aufgebracht werden muß. Wenn 
jetzt nicht genügend Privatkapital zur Verfügung 
ſteht, muß eine Zwiſchenlöſung gefunden werden, 
aber von vornherein mit dem ganz beſtimmten 
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Ziel und der Abſicht, dieſe Zwiſchenlöſung ſpäter 
abzuwickeln, die Zwiſchenkredite durch die Heran⸗ 
ziehung von Privatkapital wieder freizumachen. 
Man verbaut ſich nur dieſen Weg, 
wenn die öffentliche Finanzierung 
endgültig und insgeſamt als Voll⸗ 
norm und Dauermaßnahme einge⸗ 
richtet wird. Bei der ſchöpferiſchen 
Initiative, die der Privatwirtſchaft 
gerade im neuen Staat zukommen 
ſoll und die belebend vonder Privat⸗ 
wirtſchaft auszugehen hat, wird ſich 
auf dem Gebiet des Geld⸗ und Kapi⸗ 
talmarktes der Einfluß des Staates 
und der Volksgeſamtheit in der Zu⸗ 
leitung und Zuführung privater Ka⸗ 
pitalſtröme auszuwirken haben. 


Bei der Wiederingangſetzung dieſer Dreigliede⸗ 
rung der Finanzierungstechnik wird das öffent⸗ 
liche Kapital auf die Funktion der 
II. Hypothek zurückgeführt. Schon die Haus⸗ 
zinsſteuerhypotheken haben dieſe Funktion gehabt. 
In dem Maße, in dem die Zinsgeſtaltung des 
Privatkapitals, des erſtſtelligen Hypothekenkapi⸗ 
tals, der tragbaren Belaſtung angenähert wird, 
wird die noch erforderliche zuſätzliche Funktion 
der öffentlichen II. Hypothek als Belaſtungsaus⸗ 
gleich abgebaut werden können. Bei den Reichs⸗ 
baudarlehen für Eigenheime iſt dieſer Weg ſchon 
ganz konſequent beſchritten, indem man dort mit 
Rückſicht auf die jetzt wieder erreichten Dauer⸗ 
bauwerte in der Zinslage ſich den Vorkriegs⸗ 
bedingungen näherte. Die Hauptfunktion der 
öffentlichen Mittel als zweitſtelliges Hypotheken- 
kapital wird vorerſt kapitalwirtſchaftlich bei⸗ 
behalten werden müſſen, jo lange der inner⸗ 
deutſche Kapitalmarkt von ſich aus nicht ſtark 
genug iſt, um durch Privatkapital auch das nach⸗ 
ſtellige öffentliche Hypothekenkapital zu erſetzen. 
Vielleicht wird auch künftig die unmittelbare Her⸗ 
eingabe II. Hypotheken für die Kleinſiedlungen 
aus öffentlichen Mitteln nicht ganz entbehrt wer⸗ 
den können. Denkbar wäre aber, daß die öffent⸗ 
liche Hand künftig anſtelle oder neben der un⸗ 
mittelbaren Kapitalhergabe das Privatkapital 
durch Bereitſtellung von Sicherhei⸗ 
ten in Form öffentlicher Bürgſchaf⸗ 
ten als II. Hypothek einzugliedern verſucht. Dieſe 
Problemſtellung iſt von der Tragfähigkeit des 
Kapitalmarktes abhängig. Anzuſtreben iſt, die 
Vorausſetzungen dafür zu ſchaffen, daß künftig 
beide Möglichkeiten, die Bürgſchaftsleiſtung und 
die Kapitalhergabe ſeitens der öffentlichen Hand 
eingeſetzt werden können, die Bürgſchaftsform vor 
allem bei der Eigenheimförderung, ſoweit ſie über 
die Struktur der nebenberuflichen Siedlung hin⸗ 
ausgeht. . 

Bei der Förderung des Eigenheimbaues mit 
Reichsbaudarlehen hat ſich gezeigt, daß — in 
einem allerdings ſehr beſchränkten Umfange — 


auch heute noch Hypothekenkapital zu beſchaffen 
iſt. Darüber hinaus iſt feſtzuſtellen, daß auf dem 
Gebiete des Kapitalmarktes und in Ausſchöpfung 
aller Möglichkeiten der Kapitalumleitung und 
Kapitalzuführung in das Siedlungswerk noch 
längſt nicht alles getan iſt, und daß wir uns in 
manchen Finanzierungsmethoden noch nicht von 
der Technik der Kapitalbewegung früherer Jahre 
gelöſt haben. Wenn der Herr Reichskanzler in 
wiederholten öffentlichen Kundgebungen auf die 
Privatinitiative hingewieſen hat, auf die Not⸗ 
wendigkeit der Unterjtügung aller Arbeitsbeſchaf⸗ 
fungsverſuche aus der Wirtſchaft des Einzelnen 
und der Privatwirtſchaft heraus, ſo hat dieſer 
Hinweis auch rein geld- und finanzwirtſchaftlich 
einen tiefen und bedeutungsvollen Sinn. Eine 
zu weitgehende Liquiditätshaltung bindet z. B. 
im geldwirtſchaftlichen Prozeß verfügbare Mittel, 
die ſehr wohl der Arbeitsbeſchaffung dienſtbar zu 
machen ſind und außerdem Mittel, die unter Ein⸗ 
ſatz auf die Ziele des Kriſenkampfes mehr eine 
kapitalwirtſchaftliche Funktion als eine geldwirt⸗ 
ſchaftliche Funktion haben können. Die Mobili⸗ 
ſierung dieſer Mittel und ihr Einſatz in der Sied⸗ 
lung könnte dazu beitragen, die Starrheit der 
kapitalwirtſchaftlichen Lage löſen zu helfen, 
namentlich da in unſerem geldwirtſchaftlichen 
Mechanismus noch genug Kräfte liegen, um etwa 
im Zuſammenhang damit aufkommende Liqui⸗ 
ditätsſtauungen zu überbrücken. Es iſt unzweifel⸗ 
haft, daß ſeitens der Reichsregierung alles ge⸗ 
ſchehen wird, um derart auftretende Liquiditäts⸗ 
ſtauungen zu beheben, wenn ſie urſächlich darauf 
zurückzuführen ſind, daß kurzfriſtige Geldmarkt⸗ 
mittel in zu weitgehendem Maße zum Zwecke der 
Arbeitsbeſchaffung und Siedlung kapitalwirt⸗ 
ſchaftlich gebunden worden ſind. 


Unter den Trägern des Realkredits 
und der Kapitalbildung für den 
Wohnungsbau ſtanden bisher die 
öffentlichen Sparkaſſen in der vorder⸗ 
ſten Linie. Die Nutzbarmachung dieſer aus den 
zahlreichen Kleinquellen der Kapitalbildung auf⸗ 
kommenden Mittel iſt heute für die Siedlungs⸗ 
förderung verwehrt, da die aus der Liquiditäts- 
lage des Jahres 1931 entſtandenen Anlagebeſtim⸗ 
mungen noch nicht gelockert ſind. Die damals 
aushilfsweiſe durchgeführte Mobiliſierungsaktion 
der Hypotheken⸗ und Wertpapieranlagen der 
Sparkaſſen über die Akzeptbank war ſicherlich eine 
Notlöſung. Es ergibt ſich aber die Frage, ob es 
im Zuſtand einer radikalen Kriſenbekämpfung 
und in der Zeit wiedererſtarkenden Vertrauens 
notwendig iſt, aus den neu einkommenden Spar⸗ 
kapitalien in erſter Linie dieſe alten Liquiditäts⸗ 
brücken abzubauen, ob man nicht den Abbau dieſer 
Akzeptbankkredite als Liquiditätsbrücken verlang⸗ 
ſamen und auf einen weiteren Zeitraum erſtrecken 
ſollte, um dadurch wenigſtens teilweiſe das neu 
aufkommende Sparkapital in eine Beleihungs⸗ 
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tätigkeit für Kleinſiedlungen zu leiten. Selbſt⸗ 
verſtändlich kann man dabei nur langſam und 
taſtend vorgehen, aber es erſcheint nicht ganz 
ausgeſchloſſen, daß der Vertrauenszuſtrom wächſt, 
wenn man den Abbau der Akzeptbankkredite min⸗ 
dert und dafür das Kleinbeleihungsgeſchäft mit 
2000— 2500 RM je Siedlerſtelle auch bei den 
Sparkaſſen wieder aufnehmen läßt. Bei den öffent⸗ 
lichen Sparkaſſen wird dadurch aus den örtlichen 
Gebundenheiten heraus und in der Wechſel— 
wirkung zwiſchen Aktiv- und Paſſivgeſchäft viel⸗ 
fach die Starrheit gelöſt werden, da die in neuen 
Kleinbeleihungen zur Ausgabe kommenden Mittel 
im örtlichen Wirtſchaftskreis bei Handwerkern, 
Unternehmern uſw. die Arbeits- und Geſchäfts⸗ 
tätigkeit befruchten. 


In den vergangenen Jahren iſt der Anteil der 
Verſicherungsanſtalten in der Belei⸗ 
hung des Wohnungsbaues geſtiegen. Auch dieſe 
Mittel müßten weit ſtärker für die Siedlungs⸗ 
förderung, namentlich der nebenberuflichen Land⸗ 
ſiedlung nutzbar gemacht werden. Dabei begegnet 
man bei vielen Verſicherungsinſtituten oft noch 
grundſätzlichen und verwaltungstechniſchen Be⸗ 
denken gegen das Kleinhypothekengeſchäft, das 
erklärlicherweiſe gegenüber dem bisher bevorzug- 
ten ſtädtiſchen Großbeleihungsgeſchäft höhere Ver⸗ 
waltungskoſten verurſacht. Die privaten und 
öffentlichen Verſicherungsanſtalten ſind bei der 
Heranholung ihrer Verſicherungsgeſchäfte ſelbſt 
auf dieſe Kleinarbeit angewieſen. Aus der Struk⸗ 
tur des Kapitalaufkommens müßte ſich ergeben, 
daß auch die Kapitalanlage in der gleichen Rich⸗ 
tung gehen ſollte, wobei die kapitalmäßige Förde⸗ 
rung der Siedlungstätigkeit an erſter Stelle zu 
ſtehen vermag. Wenn die verwaltungstechniſchen 
und unkoſtenwirtſchaftlichen Bedenken ſo gewichtig 
ſind, daß daran allein das Kleinbeleihungsgeſchäft 
ſcheitern ſollte, jo müßten ſich hier Auswege da⸗ 
durch finden laſſen, daß provinzielle Stellen, die 
an ſich ſchon in die Siedlungsförderung führend 
eingeſchaltet ſind, einen Teil der Verwaltungs⸗ 
arbeit im Rahmen ihrer ſonſtigen Verwaltungs⸗ 
tätigkeit abnehmen, auch das Zinsinkaſſo durch- 
führen und damit auch kapitalwirtſchaftlich zu 
Trägern dieſes Kleinbeleihungsgeſchäfts werden. 
Es mag eine beſondere techniſche und rechtliche 
Frage ſein, ob damit das unmittelbare Schuldner— 
Gläubiger⸗Verhältnis des Siedlers zum Verſiche— 
rungsinſtitut beibehalten oder ob der zwiſchen⸗ 
geſchaltete Träger in dieſes Gläubiger-Schuldner⸗ 
Verhältnis auch rechtlich eingegliedert wird, wo⸗ 
bei dann allerdings die einer ſolchen Einſchaltung 
entgegenſtehenden aufſichtsbehördlichen Beſtim⸗ 
mungen zu beſeitigen wären. Auf jeden Fall 
entſpricht der Aufkommensſtruktur 
dieſer Kapitalien die Anlageſtruk⸗ 
tur in der Kleinſiedlung, der neben⸗ 
beruflichen Landſiedlung weit mehr 
als die Anlageſtruktur in großſtädti⸗ 


ſchen Miets- und Geſchäftshäuſern. 
Staatspolitiſche und bevölkerungs⸗ 
politiſche Grundſätze weiſen in die 
gleiche Richtung. Nach allen Erfahrun- 
gen der letzten Jahre ergibt jih, wie auch 
mehrfach von Hypothekenbanken beſtätigt, daß die 
Beleihung von Kleinwohnungen und innerhalb 
dieſer von Kleineigenheimen zu den ſicherſten und 
beſten Kapitalanlagen gehört, weil aus erklär⸗ 
lichen pſychologiſchen Gründen das Feſthalten an 
dem einmal geſchaffenen Eigenheim, das Ver⸗ 
ankertſein mit der Scholle weit mehr Sicherheits» 
werte in ſich birgt, als eine bilanzmäßig gut aus⸗ 
ſehende aber unperſönliche, vergeſellſchaftete Ver 
waltung eines Großbeſitzes. 


Bei den Pfandbriefinſtituten und 
Hypothekenbanken, die ihre Beleihungs⸗ 
mittel im Wege der durch Pfandbriefe mobili⸗ 
ſierten Kapitalſammlung gewinnen, laſſen ſich im 
Augenblick ähnliche Perſpektiven leider noch nicht 
gewinnen. Die Kapitalmarktfunktion dieſer In⸗ 
ſtitute iſt ſehr ſtark mit dem Börſenmechanismus 
verknüpft, ſodaß hier Einwirkungsmöglichkeiten 
erſchwert ſind. Solange die Zinsfrage nicht klar 
geſtellt iſt, werden dieſe Beleihungsmöglichkeiten 
nicht aufgebaut werden können, ſie werden ſich 
auch nicht aus dem Börſenmechanismus und der 
Kursgeſtaltung der Pfandbriefe ausgliedern laſ⸗ 
ſen. Es iſt dabei eine Sonderfrage, ob nicht an⸗ 
lehnend an die frühere Aktion der Reichsregie⸗ 
rung in den ſogenannten Reichszwiſchenkrediten 
auch dieſe künftigen Beleihungsmaßnahmen vor- 
übergehend ſich mobiliſieren laſſen und zwar da⸗ 
durch, daß den Inſtituten Zwiſchenkreditmittel 
bereitgeſtellt werden, welche ſie einſtweilen zur 
Bevorſchuſſung verbindlich zuzuſagender künftiger 
Beleihungen verwenden. Denkbar iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich auch, daß man dieſe Vorfinanzierung 
auch unmittelbar ohne Einſchaltung der Pfand⸗ 
briefinſtitute über die Zwiſchenkreditinſtitute 
durchführt. Der erſte Vorſchlag hätte jedoch pſycho⸗ 
logiſch die Wirkung, daß in den Beleihungsinſti⸗ 
tuten in etwas die Starrheit gelöſt wird, und daß 
ſie bewußt und ideenmäßig auf die neuen Formen 
der künftigen Beleihungstätigkeit umgeſtellt und 
umgebildet werden. Daß dieſes notwendig iſt, 
ſteht ohne Zweifel, da für die Beleihung von 
Kleinſiedlerſtellen ein Feſthalten an den Be— 
leihungsmethoden und der Beleihungstechnik 
früherer Prägung nicht möglich erſcheint. Hypo⸗ 
thekendarlehen für Kleinſiedlerſtellen werden zum 
Beiſpiel in der Geſtaltung der ſogenannten Aus⸗ 
zahlungskurſe nicht von den Schwankungen der 
Börſenpapiere ſo abhängig gemacht werden kön⸗ 
nen, daß von vornherein bei der Hypothekenauf⸗ 
nahme ein großer Auszahlungsverluſt entſteht. 
Die Hypotheken werden zu Pari oder höchſtens zu 
einem Auszahlungskurs zwiſchen 98 bis 99% aus⸗ 
bezahlt werden müſſen. Die Brücke gegenüber den 
aus der Kursgeſtaltung der Pfandbriefe ſich er⸗ 


288 


En ae EEE ̃ñ EEE Tue er ̃ , . 


gebenden Bedingungen iſt auf dem früher ſchon 
durchgeführten Weg denkbar, daß die nach den 
Pfandbriefkurſen ſich ergebende kapitalrechnungs⸗ 
mäßige Differenz in eine längerdauernde Tilgung 
verlagert wird. Praktiſch wird dadurch der Kurs⸗ 
verluſt aus der verlängerten Tilgungsleiſtung in 
Raten abgedeckt, wobei der Ausgleich zwiſchen dem 
rechnungsmäßigen Kapitaleingang bei den In⸗ 
ſtituten und dem rechnungsmäßigen Kapitalaus⸗ 
gang aus der Finanzierungskraft und dem Eigen⸗ 
kapital der Unternehmen zu decken wäre. Wenn 
man dieſe Reform der Beleihungstechnik anſetzt, 
kann auch die endgültige Finanzierung ſelbſt in 
der heutigen Struktur ſchon durchgeführt werden, 
wobei lediglich die Dauer der Tilgung bei ihrer 
Abhängigkeit von den Pfandbriefkurſen offen 
bleibt. Dieſes iſt aber pſychologiſch für den Klein⸗ 
ſiedler tragbar, da die Zeitdauer der Tilgung für 
ihn nicht ſo bedeutungsvoll iſt wie der einmalige 
große Kapitalverluſt bei der Auszahlung der Dar⸗ 
lehen. Daß ſolche Darlehen der Pfandbriefinſti⸗ 
tute für die Kleinſiedlung nur in Form von Til⸗ 
gungshypotheken in Frage kommt, iſt ſelbſtver⸗ 
ſtändlich. Weiterhin bedarf es keiner Erörterung 
darüber, daß auch die Verwaltungskoſtenbeiträge 
der Inſtitute gemindert werden müſſen. Die Be⸗ 
leihungshöhe mit 40% der Bau- und Bodenkoſten 
wird zu lockern ſein, da die Neubeleihung zu den 
heutigen Bauwerten in etwa den Friedensbau⸗ 
werten entſpricht und die Zinsmehrbelaſtung z. T. 
einen Ausgleich in den verbilligten zweitſtelligen 
öffentlichen Kapitalien finden kann, die nunmehr 
ihrem inneren Beleihungswert nach durchaus voll- 
gültig find. Endgültig wird die künftige Be⸗ 
leihungshöhe in Annäherung an Vorkriegsgrund⸗ 
ſätze ſpäteſtens dann feſtzuſetzen ſein. wenn die 
Zinsgeſtaltung ſich den Vorkriegsverhältniſſen an⸗ 
nähert. Wenn hier auf dieſe vielleicht 
erſt allmählich einſetzende Belei- 
hungsmöglichkeit der Pfandbrief⸗ 
inſtitute hingewieſen und eine Um⸗ 
geſtaltung der Beleihungstechnik 
angeregt wird, ſo geſchieht auch die- 
les von dem grundſätzlichen Aus- 
gangspunkt her, daß auch die Geld⸗ 
und Kapitalmarktkräfte in das 
innerdeutſche Siedlungswerk ein⸗ 
gejügt werden müſſen, daß fie an dem 
Strukturumbau der Volkswirtſchaft mitzuhelfen 
und ſich dem Primat des Staates und Volkes in 
ſeinem wirtſchaftlichen Geſamtwillen unterzuord⸗ 
nen haben. Solche Umſtellung iſt um ſo mehr 
vorzubereiten und einzuleiten. Ein ruhiges Still⸗ 
halten und Abwarten bis zu einer Wiederkehr 
früherer ertragreicherer Beleihungsverhältniſſe 
erſcheint vielleicht bequemer und vorteilhafter, 
entſpricht aber nicht der Entwicklung unſerer 
Wirtſchaftslage. Auch hier kommt alles darauf 
an, Vertrauen in die Zukunft zu wecken, Unter⸗ 


nehmungsluſt anzuregen, Hände und Werke zum 
Schaffen zu bringen. 


Innerhalb der Realkreditorganiſation für den 
Wohnungs- und Siedlungsbau ſind weiterhin die 
B auſparkaſſen zu nennen, deren Gliedſchaft 
in der deutſchen Realkreditorganiſation ſicherlich 
noch nicht vollſtändig und endgültig vollzogen iſt. 
Auch die Bauſparkaſſen ſind in erſter Linie In⸗ 
ſtitute der Realkreditverſorgung und nicht ſo ſehr 
der Eigenkapitalaufbringung. Ihrem Weſen nach 
ſind ſie in Deutſchland Mitträger des Realkredits, 
allerdings unter der beſonderen Berückſichtigung 
der Gebundenheit und der Art ihres Paſſivgeſchäf⸗ 
tes. In dieſer Stellung ſind ſie lange verkannt 
worden. Nachdem jetzt der Zuſammenſchluß in 
einer Reichsgemeinſchaft vollzogen iſt, an deren 
Spitze der preußiſche Juſtizminiſter Kerrl ſteht, 
iſt beſtimmt anzunehmen, daß die Kräfte frei⸗ 
gemacht werden für ihren Einbau in das deutſche 
Nealkreditgebäude. Die ſich daraus ergebenden 
Geſtaltungen ſind grundſätzlicher Art und bedeu— 
tungvoll. Dabei wird im Verlauf der Zeit die 
Frage gelöſt werden müſſen, ob die Bauſparkaſſen 
in erſter und ausſchließlicher Richtung privatwirt⸗ 
ſchaftliche und privatrechtliche Träger des nach⸗ 
ſtelligen Realkredits ſind, oder ob ſie neben dieſer 
Funktion wahlweiſe und gleichberechtigt Träger 
des erſtſtelligen Realkredits ſein ſollen. Dieſe 
Fragen gehen in das Gebiet des materiellen Bau— 
ſparrechts über, und der Gedanke, die Bauſpar⸗ 
kaſſen in erſter Linie zu privatwirtſchaftlichen 
Trägern des nachſtelligen Realkredits zu ent⸗ 
wickeln, ſteht noch in einem gewiſſen Widerſpruch 
zu den Abſichten, die bisher in der Ausbildung 
des materiellen Bauſparrechts anſcheinend das 
Neichsaufſichtsamt für Privatverſicherung geleitet 
haben. Wenn man aber die Bauſpar⸗ 
kaſſen zu Trägern des zweitſtelligen 
Realkreditsgeſtalten will, wird an⸗ 
lnüpfend an die Ausfürungen zu dem 
Problem der II. Hypothek überhaupt 
die Frage zuprüfenſein, obman nicht 
öffentlich⸗ rechtliche Bürgſchaften, 
die im Zuge der Frage der II. Hypo⸗ 
thek liegen, gerade für die Auslei⸗ 
hungen und Hypotheken der Bau: 
ſparkaſſen einzuſetzen hat. Man würde 
damit erreichen, daß der Konſolidierungsprozeß 
verſtärkt wird, daß die Wiedergewinnung des 
Vertrauens gefördert wird, während auf der an⸗ 
deren Seite für die Kapitalaufbringung der 
II. Hypothek — ſicherlich nicht allein voll aus⸗ 
reichend, aber doch wirtſchaftlich gangbar — Pri⸗ 
vatinitiative und privatwirtſchaftliche Kräfte ver⸗ 
ankert werden. Bei einer ſolchen grundſätzlichen 
Zielſetzung ſollte es möglich fein, ſchon heute die 
Kapitalkräfte der Bauſparkaſſen für den Sied⸗ 
lungsgedanken mit zu mobiliſieren, ihre Mittel 
für den Eigenheimbau einzuſetzen, der vielfach 
ſchon an der Grenze der nebenberuflichen Land⸗ 
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ſiedlung liegen mag, während Eigenheime der 
ausgeprägten nebenberuflichen Land- und Klein⸗ 
ſiedlung die II. Hypotheken aus öffent⸗ 
lichem Kapital erhalten. 

Es iſt mehrfach darauf hingewieſen worden, daß 
in Rückſicht auf die gegenwärtige Kapitalmarkt⸗ 
lage und ihre Starrheit die Zwiſchenkredi⸗ 
tierung oder Vorfinanzierung der 
künftigen endgültigen erſtſtelligen 
Beleihung beſondere Aufmerkſamkeit erfor⸗ 
dert. Aus Erfahrungen früherer Jahre iſt der 
Grundſatz aufgeſtellt und allenthalben vertreten 
worden, daß eine Zwiſchenkreditierung im einzel⸗ 
nen nur dann möglich zu machen ſei, wenn die 
endgültige Dauerfinanzierung geſichert iſt. Dieſer 
Grundſatz war zu einer Zeit richtig, in welcher 
eine von der Börſenbewegung abhängige Dauer⸗ 
finanzierung mit allen Unſicherheitsfaktoren aus⸗ 
geſtattet war, und in welcher gehäufte Gefahren 
aus dem Abſinken der Bauwerte infolge der ſtän⸗ 
digen großen Schwankungen des Kapitalmarktes 
und aus der Unjicherheit der öffentlichen Woh— 
nungsbaufinanzierung zu befürchten waren. Die⸗ 
ſer Grundſatz ging unter Auswertung dieſer Ge— 
fahrenpunkte auf den Liquiditätsgedanken zurück, 
daß der Bauzwiſchenkredit weſensmäßig und unter 
allen Umſtänden nur ein kurzfriſtiger Kredit ſein 
könnte. Dieſe Gedankengänge werden unter der 
neuen Lage zum mindeſten in mancherlei Hinſicht 
abzuwandeln ſein. Die Gefahr der ſtarken Bau⸗ 
wertſenkung iſt überbrückt, die Kapitalneubildung 
iſt im Wachſen und führt dem Kapitalmarkt neue 
Kräfte zu ſtetigem Aufbau zu, die Unſicherheit der 
öffentlichen Wohnungsbaufinanzierung läßt ſich 
beheben. Der Geſichtspunkt abſoluter Kurzfriſtig⸗ 
keit des Zwiſchenkredits kann bei entſprechender 
Geſtaltung der Vorfinanzierung und des Ein⸗ 
ſatzes ſolcher Mittel im Ziele der unbedingt not⸗ 
wendigen Arbeisbeſchaffung und der Siedlungs⸗ 
förderung zum ſtrukturellen Umbau der Volks⸗ 
wirtſchaft nicht mehr ausſchlaggebend ſein. Wir 
werden alſo von dieſem Grundſatz ſtark abzukom⸗ 
men haben und die Vorſinanzierung ſo zu leiten 
haben, daß ſie bis zur endgültigen Beleihung 
durchgehalten werden kann, ein Vorgang, wie er 
z. T. ſchon bei der landwirtſchaftlichen Siedlung 
angewandt worden iſt. Die Vorfinanzierung muß 
bei der ſchickſalhaften Bedeutung einer umfaſſen⸗ 
den und durchgreifenden Siedlung in all den 
Fällen und in einer ſolchen Höhe möglich ſein, 


in welcher nach den Grundſätzen einer geordneten 
Beleihungstechnik ſpäter die endgültige Beleihung 
durchgeführt werden kann, ſelbſt wenn im Augen⸗ 
blick eine ſolche endgültige Beleihungszuſage noch 
nicht vorliegt. Auch in früheren Jahren iſt wies 
derholt die richtige Anſicht dahin gegangen, daß 
durch einen verſtärkten Einſatz öffentlicher Mittel 
und durch Vorfinanzierung künftiger Kapitalbil⸗ 
dung in der Kriſe eine Brücke zu der zu erwar⸗ 
tenden günſtigeren Konjunktur geſchlagen werden 
muß. Das iſt heute bei der volks- und ſtaats⸗ 
politiſchen Bedeutung der Siedlung in noch viel 
höherem Maße der Fall. Währungspolitiſche 
Bedenken vermögen einer ſolchen Ausweitung der 
Zwiſchenkreditierung und der Vorfinanzierung 
künftiger Kapitalbildung unter dem Programm 
der Arbeitsbeſchaffung ernſthaft nicht entgegen⸗ 
zuſtehen. Wenn die öffentlichen Mittel grund⸗ 
ſätzlich auf die Dauerfunktion der II. Hypothek 
beſchränkt und begrenzt werden, wird der hilfs⸗ 
weiſe einſetzenden und zeitlich gebundenen Bor: 
finanzierung auf die künftig anwachſende Kapital⸗ 
bildung ein klar abgegrenztes Aufgabengebiet zu— 
kommen. Ob dabei ſo vorgegangen wird. daß die 
Zwiſchenkredite unmittelbar über die Träger und 
Organiſationen des erſtſtelligen Realkredits ge⸗ 
leitet werden oder durch die vorhandenen Zwiſchen⸗ 
kreditinſtitute, ohne daß man die Träger des 
Realkredits auf die ſpätere Durchführung der 
Beleihung jetzt ſchon bindet, iſt eine untergeord- 
nete Frage der Durchführungstechnik. 

Das innerdeutſche Siedlungswerk 
hat als Glied und Förderer der Arbeitsbeſchaffung 
für den Strukturumbau unſerer 
Volkswirtſchaft und für die bevölke⸗ 
rungspolitiſche und arbeitsmarkt⸗ 
liche Entwicklung eineſotiefgehende 
Bedeutung, daß die grundſätzlichen und 
grundlegenden Finanzierungsfragen organiſch ge⸗ 
löſt werden müſſen. Die Siedlung vermag in 
ganz beſonderem Maße Vertrauen zu wecken und 
zu verbreiten. Das haben ſchon die bisherigen 
Anſätze ganz deutlich verſpüren laſſen. Es werden 
alle Kräfte und finanziellen Möglichkeiten ein⸗ 
zuſetzen ſein, um dieſe lebendige Vertrauenswelle 
anſteigen zu laſſen, und um den ungeheuer auf⸗ 
brechenden Siedlungswillen des deutſchen 
Volkes als Träger formender Wirtſchaftsgeſtal⸗ 
tung und aufbauender Wirtſchaftsgeſinnung zur 
Siedlungstat werden zu laſſen. 


Die ſtaatspolitiſche Vedeutung der Siedlung 


Von Regierungsbaumeiſter a. D. E. Stürzenacker, Hamburg. 


In der Geſchichte jedes Volkes können wir zwei 
Siedlungsvorgänge unterſcheiden, den der Seß— 
haftwerdung und den der Binnenſiedlung, der ſich 
mehrmals wiederholen kann. 

Die erſte Völkerwanderung in der Geſchichte 


unſeres Kulturkreiſes iſt die doriſche Wanderung, 
die etwa um das Jahr 1100 v. Chr. ſtattgefunden 
haben dürfte. Sie wurde für die Geſchichte des alten 
Griechenland für etwa 1000 Jahre grundlegend. In 
Athen bildete ſich dann auf Grund ausgedehnter 
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Handelsbeziehungen alsbald ein nicht mehr boden⸗ 
ſtändiges Gewerbe heraus. Damit vollzog ſich 
eine Rechtsgeſtaltung, die vor allem auf die Her⸗ 
ausbildung eines harten Schuldrechtes hinauslief. 
Die Folge war eine Landverſchuldung, die zur 
Vertreibung der Beſitzer von Haus und Herd 
führte. Der entrechtete Beſitzer konnte mit ſeiner 
Familie in die Schuldſklaverei verkauft werden, 
ſogar ins Ausland an die Barbaren. Dieſe Ent⸗ 
wicklung führte zu einer Zermürbung des Staats⸗ 
weſens, die erſt aufgehalten wurde, als im fünften 
Jahrhundert v. Chr. die drei großen Staats⸗ 
männer Solon, Piſiſtratos und Kleiſthenes die 
Geſchicke Athens geſtalteten. Sie brachen das 
unſoziale Schuldrecht und ſetzten in einer ganz 
großzügigen Siedlungsaktion 4000 Familien aus 
der ärmeren Bevölkerung Athens auf der Inſel 
Euböa an. In den Jahren 500 bis 450 über⸗ 
flutete die Eroberungswelle Aſiens Griechenland. 
Dank ſeiner gefeſtigten Siedlungsſtruktur war 
Griechenland unter hervorragender Anteilnahme 
Athens in der Lage, ohne Erſchütterungen ſeines 
ſtaatlichen Gefüges aus dieſen Perſerkriegen ſieg⸗ 
reich und unter Behauptung ſeiner aſiatiſchen 
Kolonien hervorzugehen. 

Im alten Rom iſt die im Jahre 494 v. Chr. 
erfolgte Auswanderung eines großen Teiles 
der Bevölkerung und des Heeres auf den 
Heiligen Berg als ein erſter revolutionärer 
Proteſt gegen eine ungerechte Bodenvertei— 
lung zu bewerten. Schon in der Mitte des fol- 
genden Jahrhunderts wurde die Frage der Boden— 
verteilung wieder aufgerollt. Der Sexptiſch-Lici⸗ 
niſchen Geſetzgebung gelang es, für zwei Jahr⸗ 
hunderte Ruhe zu ſchaffen, eine gerechte Boden- 
verteilung herbeizuführen und ſo den Grund für 
das innere Erſtarken des römiſchen Volkes zu 
legen. Die größte Gefahr des folgenden Jahr— 
hunderts, die Puniſchen Kriege, wurden, trotz der 
Gefährdung durch Hannibal, verhältnismäßig 
leicht und ohne Erſchütterungen überwunden. Aber 
ſchon nach zwei Jahrhunderten hatten ſich ſoziale 
Mißſtände, wieder auf Grund einer mißbräuch⸗ 
lichen Anwendung des Bodenrechtes, in einem 
ſolchen Maße aufgeſtaut, daß neue Eingriffe nötig 
waren. Sie knüpfen ſich an die Namen der beiden 
Gracchen. 

Nachdem Tiberius Grachus für ſeine Idee ge: 
fallen war, waren auf den Staatsländereien im 
Sinne ſeiner Anträge immerhin 76 000 Siedler⸗ 
ſtellen geſchaffen worden, deren rechtliche Siche— 
rungen unſeren Reichsheimſtätten ähneln. Dem 
jüngeren Cajus Gracchus gelang es dagegen nicht, 
das Werk ſeines Bruders zu feſtigen. Auch er 
mußte ſein Wirken mit dem Tode bezahlen. Danach 
fielen die von Tiberius Gracchus geſchaffenen 
Rechtsſicherungen und es folgte eine neue Verſchul⸗ 
dung und Entrechtung der Beſitzer. Es entſtanden 
Großgüter, die an Stelle von 150 freien Bauern 
von 50 Sklaven bewirtſchaftet wurden; im 


291 


letzten Jahrhundert v. Chr. kam es ſoweit, daß in 
der ganzen fruchtbaren Landſchaft Etrurien nicht 
ein einziger freier Bauer mehr ſaß. Müſſen wir 
uns da wundern, daß die furchtbaren Sklaven— 
und Bürgerkriege das noch immer nach außen ſich 
dehnende römiſche Weltreich zu zermürben be- 
gannen? Die Warnung des älteren Plinius, die 
Latifundien ſeien der Untergang Roms, verhallte 
ungehört, und nach einer Entwicklung von kaum 
150 Jahren war es ſoweit, daß Kaiſer Marc Aurel 
nur mehr 30 000 waffenfähige Römer aufbringen 
konnte. Das ausgehölte römiſche Weltreich wurde 
eine leichte Beute der jungen und ſiedlungsfriſchen 
Germanen, von denen Tacitus ſchon um Chriſti 
Geburt berichtet: 

Geldgeſchäfte und Wucherzins ſind bei ihnen 
unbekannt. Der Boden wird von der Gejamt- 
zahl der Bebauer abwechſelnd in Beſitz genom⸗ 
men und verteilt. 


In der Folge haben die germaniſchen Völker 
hervorragende Siedlungsarbeit geleiſtet. Zwar 
ſind die Geſchicke des deutſchen Volkes auch hin 
und wieder beeinflußt worden durch unſoziale Um- 
ſchichtungen der Volksſtruktur, doch haben ſolche 
Ereigniſſe nur einmal in den Bauernkriegen zu 
wirklichen Kriſen geführt. 

Der germaniſche Grundſatz vom Recht am Bo- 
den iſt von der römiſchen Rechtsanſchauung grund⸗ 
ſätzlich verſchieden. Der Germane unterſtellt den 
Boden nicht dem Warenrecht. Er läßt es 
nicht zu. daß er Handelsobjekt wird. Für ihn 
iſt der Boden die Grundlage des Standes der 
Freien, auf dem ſich jedes Staatsweſen aufbaut. 
Verkörperung des Staates als der Volksgemein⸗ 
ſchaft iſt der Volkskönig, der Land zu Lehen ver⸗ 
gibt. Jeder freie Mann erhält nach Verdienſt 
Land. Er darf es aber nicht verkaufen, denn es 
gehört ihm nicht, und kein Stück Land iſt frei von 
Pflichten. Neben den Lehen, auf denen der 
Adel ſaß, umfaſſen die Königshufen 160 bis 200 
Morgen Land. Schon im 10. Jahrhundert wird 
die Lage der Bauern im Weſten von neuem 
drückend, nicht zuletzt infolge einer ſtarken Be: 
völkerungsvermehrung. Damit iſt die Grundlage 
für das größte Siedlungswerk der Weltgeſchichte, 
für die deutſche Oſtſiedlung, gegeben. Die Oſt⸗ 
koloniſation wurde von Kaiſer Heinrich dem 
Erſten begonnen und von Otto dem Großen 
weitergeführt. Späterhin trat Heinrich der Löwe 
auch im Südoſten als Koloniſator auf, von Kaiſer 
Barbaroſſa oft aufs ſchwerſte behindert, weil er 
deſſen verhängnisvolle Rompolitik nicht mitmachte. 
Nach ſeiner Rückkehr nach Deutſchland wurde der 
Deutſchritterorden Träger der Oſtſiedlung. Unter 
den Habsburgern entſchwand dieſe dann aus der 
Sphäre der Reichspolitik und ging in die Hände 
der brandenburgiſchen Markgrafen und ſpäter 
der Könige von Preußen über. 

Etwa mit dem Beginn der brandenburgiſch⸗ 
preußiſchen Siedlungsarbeit im Oſten entſteht 


auch der Gegenſatz Habsburg-Hohenzollern. Eine 
folgerichtig betriebene Siedlungspolitik vom 
Großen Kurfürſten an bis auf Friedrich den 
Großen hat es dem jungen preußiſchen Staat er⸗ 
möglicht, die Belaſtung des ſiebenjährigen Krieges 
unter großen Opfern, aber doch ohne Zuſammen⸗ 
bruch, zu ertragen und unter Gewinn einer neuen 
Weltgeltung aus ihm hervorzugehen, obwohl die⸗ 
ſer Krieg ſich faſt ausſchließlich auf preußiſchem 
Boden, oft ſogar im Herzen des Staates abgeſpielt 
hat. Hier erzog die Siedlung zu einer neuen 
ſtaatsbürgerlichen Geſinnung. Sie ermöglichte in 
jener Zeit dem preußiſchen Volk Leiſtungen, denen 
die feindlichen Verbündeten nichts gleichwertiges 
gegenüberſtellen konnten. Am überragendſten 
erſcheint das Siedlungswerk Friedrichs des 
Großen, das er zwiſchen den beiden Schle— 
ſiſchen und dem Siebenjährigen Krieg und 
ſpäter nach dem Frieden von Hubertusburg in 
die Wege leitete. Damals hatte Preußen eine 
Bevölkerung, die um 50% größer war als heute 
die von Berlin, nämlich 6 000 000. Dabei hat 
Friedrich der Große nicht weniger als 300 000 
neue Siedlerſtellen geſchaffen und über 900 neue 
Dörfer angelegt. Wilhelm von Humboldt ſchrieb 
über das Siedlungswerk Friedrichs des Großen 
an ſeine Frau: 

Napoleon gab ſich das Anſehen, als ob Fried⸗ 
rich II. nur für Augenblicke ſeinen Staat auf⸗ 
gebaut hätte. Was er getan hat, wird erſt jetzt 
recht ſichtbar, denn, was man auch ſagen mag, 
der Grund des jetzigen Impulſes in Preußen 
kommt unleugbar von ihm her. 

Dies wurde geſchrieben kurz nach der großen 
Schlacht bei Leipzig im Oktober 1813. Mit dem 
Abſchluß der Befreiungskriege und der darauf 
folgenden Reaktion ſetzte eine neue verhängnis⸗ 
volle Umlehr in der Siedlungspolitik ein. Fried⸗ 
rich der Große hatte es in ſeinem politiſchen Teſta⸗ 
ment von 1752 als eine der wichtigſten Pflichten 
erklärt, das Gleichgewicht zwiſchen Großgrundbeſitz 
und Bauerntum durch Maßnahmen der Regierung 
zu gewährleiſten. Dieſer Grundſatz wurde in der 
Folge verlaſſen. Die Deklaration zum Bauer⸗ 
befreiungsedikt und das Gemeinheitsteilungsgeſetz 
vergrößerten den Großgrundbeſitz auf Koſten des 
Bauernlandes. Von 1816 bis 1870 verlor 
das Bauerntum 1 Million Hektar 
Land. Millionen deutſcher Menſchen wurden 
rechtlos, heimatlos und von ihrer Scholle ver— 
trieben. Allein 5,6 Millionen Menſchen ſind aus 
Oſtelbien nach Amerika ausgewandert, wo eine 
kluge Siedlungspolitik in den Vereinigten Staa⸗ 
ten und in Kanada ihnen eine neue Heimat bot. 
Die Nachkommen dieſer Millionen 
Deutſcher, die Söhne und Enkel jener 
Siedler ſind im Jahre 1918 nach 
Frankreich gelommen und haben den 
Zuſammenbruch ihrer Heimat bejie- 
gelt. 


Wie iſt nun die Lage in der Gegenwart? Auch 
in der Weimarer Verfaſſung iſt das Grundrecht 
auf Arbeit feſtgelegt. Die Geißel der Arbeits⸗ 
loſigkeit, die wir dem Weltkrieg und ſeinen Folge⸗ 
erſcheinungen verdanken, kann nur in Verbindung 
mit einem neuen Siedlungswerk behoben werden. 
Bei der angeſtrebten Schaffung eines kriſenfeſten 
Arbeiterſtandes erheben ſich folgende Fragen: 


Was iſt Kriſenfeſtigkeit? 

Wer kann kriſenfeſt gemacht werden? 

Welchen Umfang muß das Siedlungswerk an⸗ 
nehmen? 

Welche Größe müſſen Siedlerſtellen haben, wenn 
ſie als kriſenfeſt gelten ſollen? 


Am ſchwerſten leiden die unſtändig beſchäftigten 
ungelernten ſtädtiſchen Arbeiter unter der Kriſe. 
Ihr Einkommen iſt ſehr gering und ermöglicht 
keine Erſparniſſe, wie ſie der gelernte im Akkord 
arbeitende Saiſonarbeiter machen kann. Die 
Anterſtützungsſätze können nur unzureichend ſein. 
Unter dieſen Umſtänden bildet die Miete einen 
beſonders hohen Belaſtungspoſten für den Ar: 
beiterhaushalt. 

Die Regierung Brüning hat zur Entlaſtung des 
Arbeiterhaushaltes den Schrebergarten und die 
Nutzgartenſiedlung gefördert und zuerſt vorſtädti⸗ 
ſche Kleinſiedlungen für Erwerbsloſe durchgeführt. 
Die Unzulänglichkeit dieſer Siedlungsform iſt 
heute unter Beweis geſtellt. Kleinſiedlungen für 
Kurzſchichtenarbeiter und Vollarbeiter und Eigen⸗ 
heimſiedlungen treten an ihre Stelle. Die Frage 
ihrer Maſſenhaftigkeit iſt von entſcheidender Be⸗ 
deutung. Wir haben bis 1945 noch mit einem 
ſtarken jährlichen Haushaltungszuwachs zu rech⸗ 
nen, und auch heute iſt länaſt nicht jede Haushal⸗ 
tung mit einer eigenen Wohnung ausgeſtattet. 
Der Fehlbedarf kann ſich auf etwa 850 000 Woh⸗ 
nungen belaufen. Zu ihm kommt von Jahr zu 
Jahr der Betrag des Haushaltungszuwachſes. 
Wir können daher, wenn die wirtſchaftlichen Vor⸗ 
ausſetzungen gegeben ſind, mit einem Wohnungs⸗ 
bedarf von jährlich mindeſtens 270000 Wohnun⸗ 
gen rechnen. Bei einem zwölfjährigen Programm 
heißt das: Schaffung von 3,2 Millionen Wohnun⸗ 
gen. Wenden wir uns von der großſtädtiſchen 
Wohnweiſe ab, jo heißt das: Anſetzung von 3,2 
Millionen landloſer Familien in Kleinſiedlungen 
mit eigenem Garten, ein Siedlungswerk etwa ſo 
umfangreich wie das Friedrichs des Großen. Von 
32 000 000 erwerbstätigen und erwerbsfähigen 
Deutſchen hatten nach der Statiſtik von 1925 


14 000 000 ein Jahreseinkommen unter 1200 RM 
weitere 
3 800 000 ein Jahreseinkommen unter 2000 RM. 


Die ſozialpolitiſche Aufgabe der Siedlung liegt 
alſo bei den erſtgenannten 14 Millionen. Wenn 
wir einen Menſchen auf eine Siedlerſtelle ſetzen 
wollen, iſt es nötig, ſeinen Bedarf kennen zu 
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lernen. Der Wochenbedarf einer vierköpfigen 
Familie beträgt für 

Ernährung RM 18.— 

Heizung RM 2,— 

Kleidung RM 4— 

Sonſtiges RM 7,— 


insgeſamt RM 31,— die Woche. 


Gewiß wird es Familien geben, die mit weniger 
auskommen müſſen. Das geſchieht aber auf Koſten 
der Ernährung und iſt zu wenig, wenn der Mann 
in Arbeit ſteht. Lediglich die Bedarfsdeckung ohne 
die Wohnung würde demnach ein Monatseinkom⸗ 
men einer Familie von 134,30 RM vorausjegen. 
Da auf eine Haushaltung durchſchnittlich zwei 
Berufstätige fallen, iſt ein Monatseinkommen 
in dieſer Höhe in den meiſten Fällen geſichert. 
Sit dies aber nicht der Fall oder wird auch nur 
einer von beiden Berufstätigen erwerbslos, ſo 
vermag allein der eigene Nutzgarten eine aus⸗ 
reichende Ergänzung des beruflichen Einkommens 
zu liefern. Eine erfolgreiche Löſung der Kleinſied⸗ 
lungsfrage ſetzt daher ſtets ein ſorgfältiges Ein⸗ 
gehen auf die individuelle Lagerung des Einzel⸗ 
falles voraus. Zur Geſtaltung von Stellentypen 


kann man erſt von hier aus durch Zuſammenfaſ⸗ 
ſung gleichgelagerter Einzelfälle gelangen. 

Mit dieſen Darlegungen ſind die obigen Fragen 
folgendermaßen beantwortet: 


Kriſenfeſtigkeit einer Siedlerſtelle iſt nur 
dann gegeben, wenn die Stelle die Differenz 
zwiſchen dem Einkommen und dem Einkom⸗ 
mensſoll deckt und darüber hinaus bei Er⸗ 
werbsloſigkeit noch einen zuſätzlichen Erwerb 
gewährt. 

Kriſenfeſt kann nur der gemacht werden, der 
noch von einer Kriſe betroffen werden kann, 
alſo der konjunkturell Arbeitsloſe. Die dau⸗ 
ernd Erwerbsloſen müſſen von neuem in den 
Arbeitsmarkt eingegliedert werden. 

Sollen erkennbare Rückwirkungen eintreten, 
ſo muß es gelingen, den geſamten in den 
nächſten 12 Jahren aufkommenden objektiven 
Wohnungsbedarf für die Siedlung nutzbar zu 
machen, d. h. 3 200 000 Stellen zu ſchaffen. 
Dieſe Stellen müſſen eine ausreichende Land⸗ 
zulage erhalten, die ſich wechſelnden örtlichen 
Verhältniſſen und wechſelnden Einkommen 
anzupaſſen vermag. 


Die zukünftige Induſtrieſiedlungspolitik 
im Wirtſchaftsgebiet Groß ⸗Verlin 


Von Martin Pfannſchmidt, Berlin. 


In den an anderer Stelle veröffentlichten Uns 
terſuchungen über die bisherige Entwicklung und 
über die Geſamtlagerung der Induſtrien im Wirt- 
ſchaftsgebiet Groß-Berlin wurden die Geſetzmäßig⸗ 
keiten klar herausgeſtellt, die die bisherige Lage⸗ 
rung der Induſtrien trotz aller Planloſigkeit 
ſtädtebaulichen Wachstums der Viermillionenſtadt 
und ihrer Umgebung beeinflußt haben. Trans⸗ 
portkoſten, Grundſtückskoſten, Arbeitsmarkt und 
ſonſtige Fühlungsvorteile wirken ſich auf die 
Standortlage der verſchiedenen Induſtriegruppen 
in verſchiedenartiger Weiſe aus. Das Ergebnis 
dieſer Kräfte iſt eine organiſch gewachſene Indus 
ſtrielandſchaft des Wirtſchaftsgebietes Groß— 
Boclin, wie es vom Verfaſſer vor kurzem für die 
Umgebung von Berlin und für die Reichshaupt⸗ 
ſtadt Berlin ſelbſt dargeſtellt werden konnte.“) 
Es wird auch in anderen Induſtriegebieten not⸗ 
wendig ſein, die tragenden Kräfte der bisherigen 
Entwicklung in ähnlicher Weiſe herauszuſchälen. 
Erſt dann kann bei einer Anter⸗ 


1) D. Verf. „Die Induſtrieſiedlung in der Am⸗ 
gebung von Berlin“, Sonderdruck des Zentralblattes 
der Bauverwaltung vom März 1933, und d. Verf. 
„Berlin, die Induſtrieſtadt“, bearbeitet im Auftrage 
der Gemeinnützigen Berliner Ausſtellungs⸗ Meſſe⸗ 
und Fremdenverkehrs⸗Geſ. m. b. H. Berlin 1933, für 
die am 18. Auguſt 1933 eröffnete Funkausſtellung zu 
Witzleben. 


ſuchung ihrer zukünftigen Entwick⸗ 
lungs möglichkeiten unterſchieden 
werden, welche Kräfte der bisheri⸗ 
gen Entwicklung zwangsläufig wa⸗ 
ren und in Zukunft von Dauer ſein 
werden, und welche Kräfte zeitbe⸗ 
dingt waren und in Zukunft von an⸗ 
deren geſtaltenden Kräften abgelöſt 
werden können. 


Der grundlegende Unterſchied zwiſchen dem 
engeren Wirtſchaftsgebiet von Berlin und den 
übrigen Induſtriegebieten Deutſchlands beſteht in 
dem Mangel an rohſtoffgebundenen Induſtrien, 
für die Berlin infolge faſt völligen Fehlens von 
gewerblichen Rohſtoffen als Standort ausſcheidet. 
Seitdem Berlin durch die Fürſorge preußiſcher Kö— 
nige im 18. Jahrhundert aus einer kleinen Reſi⸗ 
denz zur Textilgroßſtadt wurde, verdankt es ſeine 
induſtrielle Geltung ſtaatlicher Wirtſchaftspolitik 
und ihrem Zuſammenſpiel mit Unternehmern und 
Arbeitern. Wie im 18. Jahrhundert der Protek— 
tionismus merkantiliſtiſcher Fürſten, ſo haben im 
vergangenen Jahrhundert der ſtaatliche Bau von 
Eiſenbahnen und Kanälen, die politiſche und 
wirtſchaftliche Einigung des Reichs, die Erhebung 
Berlins zur Reichshauptſtadt, haben Zollpolitik 
und Kolonialpolitik die Märkte der Berliner In⸗ 
duſtrie geweitet. Ebenſo haben der Weltkrieg und 
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1. Gewerbliche Berufstätige im weiteren Wirtſchaftsgebiet Großberlin 


In der Reichshauptſtadt arbeiten noch einmal ſoviel gewerbliche Berufstätige wie in der ganzen Mark 
Brandenburg und Grenzmark zuſammengenommen. Daneben verdichten ſich die Induſtrien am Stettiner 
Hafen und an den Waſſerläufen von Oder, Spree und Havel. 


ſeine Folgen die marktempfindliche Berliner In: 
duſtrie beſonders ſchwer getroffen. War auch der 
gewerbliche Unternehmer in allen Fällen an der 
Marktweitung auf das ſtärkſte beteiligt, ſo zeigt 
doch der Rhythmus des induſtriellen Wachstums, 
wie ſehr die Erfolge ſeiner Tätigkeit an die ſtaat⸗ 
liche Machtentfaltung und an die Weltgeltung 
Deutſchlands gebunden jind. Für die Zus 
kunftergebenſichhierausdieengſten 
Verflechtungen zwiſchen der Ber⸗ 
liner Induſtriepolitik und der na⸗ 
tional⸗ſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
politik. Die Berliner Induſtrie⸗ 
politik wird im Rahmen der natio⸗ 
nalſozialiſtiſchen Wirtſchaftspoli⸗ 
tik in erſter Linie für eine Geſun⸗ 
dung allſeitig klar erkannter wirt⸗ 
ſchaftlicher Kriſenherde und gejell- 
ſchaftlicher Gefährdungen eingeſetzt 
werden müſſen, die ſich zwangsläu⸗ 
fig aus der übergroßen Ballung von 
Wohnſtätten und Arbeitsſtätten in⸗ 
nerhalb der Berliner Ringbahn er⸗ 
geben. 

Die unbedingt notwendige Befeſtigung und Ver— 
ſtärkung des Bauernſtandes wird ſich bevölke— 
rungspolitiſch erſt dann in einer neuen Bindung 
des geſamten Deutſchtums an Blut und Boden 
auswirken können, wenn gleichzeitig auch die zah⸗ 
lenmäßig um ein vielfaches ſtärkere landloſe Ar⸗ 


beiterſchaft in den Städten von neuem mit dem 
Grund und Boden verwurzelt werden kann. An- 
dernfalls beſteht die Gefahr, daß der Gewinn an 
raſſiſcher Veredelung und an geſteigerter Geburt⸗ 
lichkeit des Bauernſtandes durch eine raſſiſche und 
geburtliche Unterbilanz des ſtädtiſchen Arbeiter⸗ 
ſtandes wieder aufgewogen wird. Aufgabe der 
nationalſozialiſtiſchen Bevölkerungspolitik und 
Siedlungspolitik iſt daher gleichzeitig eine Ge⸗ 
ſundung des Arbeiterſtandes, die nicht mit marxi⸗ 
ſtiſchen Mitteln eines geſteigerten Wohnungsauf⸗ 
wandes, ſondern allein durch eine Anſiedlung der 
Arbeiter in geſunden Nutzgartenſiedlungen in 
Verbindung mit einer Sicherung ihres haupt⸗ 
beruflichen Mindeſteinkommens gelöſt werden 
kann. 


2. Die zukünftigen Standortbedingungen. 


Der Verlauf früherer Wirtſchafts⸗ 
kriſen in den Jahren 1765-69, 181316, 
1846—49, und insbeſondere der Aeber⸗ 
kapazitätskriſen von 1873, 1890-93 und 
1900 —02 zeigt ferner, daß bisher allen 
Kriſen im Zuſammenhang mit den 
durch ſie bewirkten Marktverände⸗ 
rungen auch beſonders ſtarke Stand⸗ 
ortveränderungen gefolgt ſind. Mag 
ungünſtigſtenfalls der Abſatzmarkt der deutſchen 
Induſtrie im Ausland weiter ſchrumpfen oder 
mag es gelingen, von neuem die Weltgeltung der 
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2. Die induſtriellen Berufstätigen in Berlin, in der Provinz Brandenburg und im Reich. 
In Berlin konzentriert find am ſtärkſten die elektrotechniſche Induſtrie, das Vervielfältigungsgewerbe und 


das Bekleidungsgewerbe. 


Auch der Anteil der Berufstätigen in der Muſikinſtrumenten- und Spielwaren: 


induſtrie, in der Feinmechanik und Optik und im Maſchinen-⸗, Apparate- und Fahrzeugbau liegt über dem 


Reichsdurchſchnitt. 


In der Provinz Brandenburg arbeiten für den Berliner Markt Induſtrien der Steine 


und Erden, der Feinmechanik und Optik, der Textilien, der Holz- und Schnitzſtoffgewerbe u. a. m. 


deutſchen Induſtrie zurückzuerobern, in beiden 
Fällen wird die Wettbewerbsfähigkeit des engeren 
und weiteren Berliner Wirtſchaftsgebiets gerade 
in Ermangelung der Frachtkoſtenvorteile, die aus 
einer nahen Lage zu den Rohſtoffgebieten erwach⸗ 
ſen, beſonders durch Ausnutzung aller übrigen 
Vorteile einer wirtſchaftlichen örtlichen Stand- 
ortswahl und einer kriſenfeſten Anſiedlung der 
gewerblichen Berufstätigen geſteigert werden. 
Die zukünftige räumliche Vertei⸗ 
lung von Arbeitsſtätten und Wohn— 
ſtätten der Berliner Bevölkerung 
ſteht daher in engſter Verbindung 
miteinander. Sie entſcheidet über die Ent⸗ 
proletariſierung der zurzeit größtenteils landloſen 
Berliner Berufstätigen. Sie wird in Zukunft 
auch weitgehender als bisher über den wirtſchaft⸗ 
lichen Beſtand der Berliner Induſtrien entſchei⸗ 
den. Beide Fragen können infolgedeſſen nicht 
mehr wie bislang iſoliert von einander behandelt 
werden. Die Berliner Induſtriepolitik kann 
ebenſo wenig in einer Häufung möglichſt vieler 
Betriebe mit möglichſt hohen Gewerbeſteuern in- 
nerhalb der Stadtgrenzen beſtehen, wie ſich die 
Berliner Arbeiterſiedlungspolitik in einer Bereit⸗ 
ſtellung von Schrebergärten und in der Anſiedlung 
von Erwerbsloſen oder von Kurzarbeitern am 
Stadtrand erſchöpft. Wie die gegenwärtige Ver⸗ 
teilung der Industrien im weiteren Wirtſchafts⸗ 
gebiet Groß⸗Berlin (Abb. 1 u. 2) und im engeren 
Wirtſchaftsgebiet Groß-Berlin beiderſeits der 
Stadtgrenzen (Abb. 3) zeigt, iſt eine wirtſchaftliche 
Standortwahl der Induſtrien im engeren und 
weiteren Wirtſchaftsgebiet Groß-Berlin bisher 
durch derartige iſolierte ſiedlungspolitiſche Maß⸗ 


nahmen allenfalls gehemmt, nicht aber verhindert 
worden. In Zukunft wird dies um ſo weniger 
möglich ſein, mit je elementarerer Gewalt der 
Drang der landloſen großſtädtiſchen Berufstätigen 
nach eigenem Grund und Boden durchbricht und 
je mehr die neuzeitlichen Verkehrsmittel eine Auf⸗ 
lockerung der Berliner Wohnſiedlung begünſtigen. 
Es wird daher im Intereſſe von Verwaltung und 
Wirtſchaft im engeren und weiteren Wirtſchafts⸗ 
gebiet Berlin liegen, die zukünftige ſiedlungspoli⸗ 
tiſche Entwicklung der Berliner Induſtrien in 
ähnlicher Weiſe zu geſtalten, wie es etwa in dem 
Wunſchbild des Verfaſſers (Abb. 4) zum Ausdruck 
kommt. In ihm ſind beiderſeits der Stadtgrenzen 
die Induſtrieflächen dargeſtellt, die für eine wirt⸗ 
ſchaftliche Anſiedlung ſchwerer und halbſchwerer 
Induſtrien in Frage kommen. Außerhalb Berlins 
werden ſich Induſtrien genormter Maſſenartikel 
und größerer Arbeitskoſtenempfindlichkeit mit be⸗ 
ſonderen Anſprüchen an weiträumiges Induſtrie⸗ 
gelände, an großen Waſſerverbrauch oder an Bil- 
lige Arbeitskräfte anſiedeln. Innerhalb Berlins 
werden jene Induſtrien auf lange Zeit ihren ge⸗ 
gebenen Standort finden, die Fabrikate beſonderer 
Qualität herſtellen, mag dieſe nun in einem be⸗ 
ſonderen Konſtruktionswert, in beſonderen Mode— 
bindungen oder in anderen Fühlungsvorteilen 
beruhen. Die heute ſchon ſtark in Berlin ver- 
tretenen Induſtriezweige beſonderer Qualität 
werden um jo mehr in Berlin ihren wirtſchaft⸗ 
lichſten Standort finden, wenn der in mehreren 
Menſchenaltern herangewachſene hochqualifizierte 
Arbeiterſtand durch eine Anſiedlung in neben— 
beruflichen Landſiedlungen vor geſundheitlichem 
Verfall bewahrt und in Kriſenzeiten gleichzeitig 
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3. Induſtrieſtandorte im engeren Wirtſchaftsgebiet Großberlin 
Ein „engeres Wirtſchaftsgebiet Großberlin“ umfaßt die Reichshauptſtadt und die ſechs umgebenden Land⸗ 


kreiſe. 


Hier liegen ſchwerſte Induſtrien an den Waſſerſtraßen, ale Induftrien an den Eijenbahnen 
und leichte Induſtrien an den Höhenzügen von Teltow und Barnim. 


erlin iſt der Standort von qualitäts⸗ 


intenſiven und kapitalintenſiven Industrien mit höheren Arbeitslöhnen und Grundrenten, die Umgebung 
Berlins von arbeitsintenſiven Induſtrien mit niedrigeren Arbeitslöhnen und Grundrenten. 


durch ein geſteigertes Nebeneinkommen aus eige⸗ 
nem Grund und Boden vor Verelendung beſſer 
geſchützt wird als bisher. Die hierfür notwendi⸗ 
gen Siedlungsflächen liegen großenteils außer⸗ 
halb der Berliner Stadtgrenzen. Dies bedingt 
eine enge Zuſammenarbeit aller Berliner Ver⸗ 
waltungen, um die Fragen des kommunalen 
Laſtenausgleichs zu löſen, die ſich aus den 
Aufwendungen der Berliner Nachbargemeinden 
für die Anſiedlung in Berlin tätiger Arbeiter und 
Angeſtellter außerhalb der Reichshauptſtadt er⸗ 
geben. 

Preisunterſchiede bei dem Be⸗ 
zug von Elektrizität, Gas und ſtädti⸗ 
ſchem Leitungswaſſer innerhalb und 
außerhalb Berlins ſpielen für die Standortwahl 
ſchon heute keine entſcheidende Rolle mehr. Eine 
Angleichung der Tarife für Elektrizität und Gas 
in allen Verſorgungsgebieten gehört zum Wirt- 
ſchaftsprogramm der NSDAP. Sie wird durch 
eine breitere Verbundwirtſchaft der vorhandenen 
Elektrizitäts⸗ und Gaswerke erzielt, die auch die 
Wirtſchaftlichkeit der z. T. nur unvollkommen aus⸗ 
gelaſteten Berliner Verſorgungsanlagen ſteigern 
wird. Ihre Durchführung wird z. Z. mit Nach⸗ 
druck betrieben. die Waſſerverſorgung 


der Induſtrien erfolgt bereits heute nur zum Teil 
aus ſtädtiſchen Leitungen, zum großen Teil durch 
Selbſtverſorgung der größeren Induſtriebetriebe. 
Sie bildet einen beſonders ſtarken Anreiz zur in⸗ 
duſtriellen Auflockerung längs der Waſſerläufe 
und Grundwaſſervorkommen. Die unterſchiedliche 
Höhe der Gewerbeſteuern wird auf die 
Dauer eine wirtſchaftliche Standortwahl nicht be⸗ 
einfluſſen können. Um jo mehr bleiben als die 
in Zukunft einzigen maßgebenden Standortbedin⸗ 
gungen die Höhe der Transportkoſten, der Grund⸗ 
rentenkoſten und der Arbeitskoſten beſtehen. Die 
Transportkoſten werden ſtets durch die 
oben dargelegte lineare Staffelung der Induſtrien 
der Schwere nach von den Waſſerſtraßen und 
Eiſenbahnen aus bedingt, wobei die Möglichkeiten 
einer Löſung der leichteren Induſtrien von beiden 
Verkehrsmitteln durch Verbeſſerungen des Kraft⸗ 
wagenverkehrs auf den Landſtraßen weder unter⸗ 
ſchätzt noch überſchätzt werden mögen. Die 
Grundrentenkoſten werden ſich zum Vor⸗ 
teil der Berliner Induſtrien innerhalb der Stadt 
vermindern können, wenn Hand in Hand mit 
einer Entlaſtung des Ringbahnbereichs von über⸗ 
ſchüſſiger Wohnbevölkerung eine Regelung über⸗ 
ſteigerter Grundſtückspreiſe geht. Faſt ohne Ein⸗ 
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4. Zukünftige Entwidlungsmöglichleiten der Großberliner Induſtrieſiedlung 


Die zukünftige Entwicklung der Berliner Induſtrien hängt von einer planmäßigen Ausnutzung aller Stand⸗ 

ortbedingungen ab. Vorhandene und neu auszubauende Waſſerſtraßen, Eiſenbahnen und Straßen bieten 

reiche Möglichkeiten einer induſtriellen Auflockerung. Nebenberufliche Landſiedlungen der Arbeiter ſchaffen 
kriſenfeſte Arbeitsmärkte an den beſten Standorten. 


fluß auf die Anſiedlung neuer Betriebe ſind da⸗ 
gegen vorhandene ſtillgelegte Fabriken, wenn 
außer dem dort inveſtierten Betriebskapital nicht 
noch zuſätzliche weſentliche Anreize guter Ver⸗ 
kehrs⸗ und Arbeitsmarktlage gegeben ſind. Die 
fixen Koſten einer einmaligen Inveſtierung in 
Gebäuden werden gegenüber laufenden Betriebs⸗ 
unkoſten meiſt überſchätzt. Die Maſchinen ſelbſt 
ſind bei den meiſten halbſchweren und leichten In⸗ 
duſtrien ohne große Koſten transportabel. 

Die Höhe der Arbeitskoſten wird durch 
die Qualität der Arbeitsleiſtung und durch die 
Höhe des Arbeitslohns entſchieden. Durch eine 
vermehrte Anſiedlung der Arbeiter in Nutzgarten⸗ 
ſiedlungen wird nicht nur die bekannte Qualität 
der Arbeitsleiſtung der Berliner Berufstätigen 
erhalten und geſteigert werden, ſondern es werden 
auch die zur Zeit gegenüber dem Reichsdurch⸗ 
ſchnitt und gegenüber allen anderen deutſchen 
Wirtſchaftsgebieten ſtark überhöhten Berliner 
Arbeitslöhne mehr dem Reichsdurchſchnitt ange⸗ 
glichen werden können, ohne den Reallohn der 
Berliner Berufstätigen zu ſenken. 


3. Die zukünftigen Aufgaben einer ſtaatlichen 
Induſtrieſiedlungspolitik. 

Neben den landſchaftlich und 

betriebswirtſchaftlich gegebenen 


Standortbedingungen wird daher 
in Zukunft je länger je mehr der 
Menſch als Träger und Endzweck der 
Wirtſchaft für die letzte Geſtaltung 
der räumlichen Geſamtlagerung der 
Induſtrien maßgebend ſein. Wieweit 
ſich die Lagerung der Induſtrien innerhalb des 
zwangsläufig für ihr Wachstum gegebenen land—⸗ 
ſchaftlichen Bettes in geballter oder in aufge— 
lockerter Form entwickelt, wird neben den Fort- 
ſchritten des Verkehrs in erſter Linie von un⸗ 
abdingbaren Anſprüchen des Arbeiters auf Gar⸗ 
tenheimſtätten und von der damit zuſammenhän⸗ 
genden Notwendigkeit einer Auflockerung rieſen⸗ 
betrieblicher Ballungen zugunſten einer Stärkung 
der Klein⸗ und Mittelbetriebe beſtimmt werden. 
In einer derartigen „Induſtrieſiedlungspolitik“ 
werden ſich in Zukunft endlich die ſtaatliche Ge⸗ 
werbepolitik und die ſtaatliche Siedlungspolitik 
treffen können, die bisher getrennte Wege gegan⸗ 
gen ſind. Es handelt ſich hier um grundlegende 
induſtriepolitiſche Zielſtellungen, die bisher wenig 
beachtet worden ſind. So wird in Zukunft zu ver⸗ 
meiden ſein, daß ſteuerpolitiſche Ankurbelungen 
der Wirtſchaft wie etwa Gutſcheine des 
Papenprogramms zur Einſtellung von Ar⸗ 
beitern in größeren Betrieben auf Koſten der 
Stillegung kleinerer mit ihnen produktionsver⸗ 
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bundener Betriebe anregen. Ebenſowenig wird 
es angebracht jein, zur Verhinderung von Ueber⸗ 
produktion in nicht voll beſchäftigten Induſtrie⸗ 
zweigen eine Errichtung neuer Betriebe zu ver⸗ 
bieten, wenn dadurch eine Anſiedlung neuer 
Klein⸗ und Mittelbetriebe in Klein- und Mittel- 
ſtädten verhindert wird. Dringend notwendig iſt 
endlich ein Verzicht auf alle Sondervor⸗ 
teile und Vereinbarungen zwiſchen 
Induſtriebetrieben und Kommunen 
bei Anſiedlung neuer Betriebe, die 
zugunſten irgendwelcher Augenblicksvorteile zu 
einer unwirtſchaftlichen Standortwahl führen. 
Hierunter fallen insbeſondere Befreiungen neu⸗ 
angeſiedelter Betriebe von kommunalen Steuern, 
Subventionierungen neuangeſiedelter Betriebe 
durch ganze oder teilweiſe Vergütung der Für⸗ 
ſorgelaſten, die die Kommunen durch die Neuein⸗ 
ſtellung von wohlfahrtsunterſtützten Arbeitern 
ſparen, unentgeltliche Bereitſtellung von Grund⸗ 
ſtücken, Gebäuden und Maſchinen durch die kom⸗ 
munalen Verwaltungen, unentgeltliche oder ver⸗ 
billigte Belieferung mit Elektrizität, Gas, Waſſer 
u. a. m. Solange derartige Subventionierungs⸗ 
möglichkeiten nicht reichsgeſetzlich unterſagt wer⸗ 
den, werden Induſtriebetriebe bei der Wahl neuer 
Standorte die Angebote verſchiedener Gemeinden 
gegeneinander ausſpielen. Hiermit iſt weder den 
Gemeinden gedient, die durch unwirtſchaftliche 
Subventionierungen belaſtet werden, noch den In⸗ 
duſtrien, die andernfalls bei gleichen kommunalen 
Laſten ihre Standorte nach den langfriſtig maß— 
gebenden Koſtenfaktoren wählen. Unter gleichen 
kommunalen Laſten werden hierbei ſelbſtverſtänd— 
lich nicht ſchematiſch gleiche Gewerbeſteuern und 
Verſorgungstarife verſtanden, ſondern Laſten, die 
den kommunalen Selbſtkoſten entſprechen. 


Die grundlegende Aufgabe der zu⸗ 
künftigen Induſtrieſiedlungspoli⸗ 
tik wird jedoch in einer Verbindung 
von Induſtrieverlagerungen mit der 
Amſiedlung von Arbeitern in neben⸗ 
berufliche Landſiedlungen liegen. 


Bei Verbreiterung der induſtriellen Schulung 
und Handfertigkeit und bei Verbeſſerung der An⸗ 
lagen für Verkehr und Verſorgung in den länd— 
lichen Induſtriegebieten ſchwindet die bisherige 
Ueberlegenheit der großſtädtiſchen Arbeitsmärkte 
immer mehr. Für die Standortwahl wird neben 
den Frachtkoſten in erſter Linie die Höhe der ört⸗ 
lichen Arbeitslöhne entſcheidend. Der wachſende 
Wettbewerb der ländlichen Induſtriegebiete iſt 
zurzeit in Verbindung mit der billigeren Lebens⸗ 
haltung der Arbeiter in nebenberuflichen 
Landſiedlungen ein Hauptgrund für die wachſende 
Arbeitsloſigkeit in Groß-Berlin und anderen 
Großſtädten bei gleichzeitigem Abnehmen der Ar⸗ 
beitsloſigkeit in ländlichen Induſtriegebieten. U n⸗ 


geſund iſt dieſe Entwicklung in Groß⸗ 
Berlin erſt dadurchgeworden, daß In⸗ 
duſtrien von hier abwandern oder 
ihre Betriebe hier einſchränken und 
in ländlichen Induſtriegebieten ver⸗ 
größern, ohne die von ihnen vorher 
beſchäftigten Arbeiter gleichfalls 
in ländliche Induſtriegebiete umzu⸗ 
ſiedeln. Es kann von den Großſtädten unmög⸗ 
lich verlangt werden, daß ſie allein die Laſten 
einer volkswirtſchaftlich an ſich zweckmäßigen In⸗ 
duſtrieverlagerung in Geſtalt wachſender Aufwen- 
dungen für die erwerbsloſen Arbeiter derartiger 
Betriebe tragen ſollen, während ihr Nutzen in Ge— 
ſtalt erhöhter Gewerbeſteuern und verminderter 
Wohlfahrtslaſten anderen Induſtriegebieten zu— 
gute kommt. Andererſeits widerſpricht eine Be- 
laſtung der Induſtriebetriebe ſelbſt mit den Koſten 
der Arbeiterumſiedlung der bisherigen Induſtrie— 
politik. Auch könnte hierdurch die Behebung der 
Arbeitsloſigkeit und die Wirtſchaftlichkeit der 
Standortwahl von neuem gefährdet werden. Es 
iſt eine Aufgabe der ſtaatlichen Siedlungspolitik, 
die Amſiedlung der von Induſtrieverlagerungen 
betroffenen Arbeiten noch nachdrücklicher als bis⸗ 
her durch ſtaatliche Wohnungsbauzuſchüſſe und 
andere Maßnahmen zu fördern. Ein derartiges 
Ineinandergreifen von Induſtrieverlagerungen 
und von Arbeiterſiedlungen bedarf ebenſo einer 
einheitlichen ſtaatlichen Leitung wie die im Gang 
befindliche Angleichung örtlicher Kommunalſteuern 
und Verſorgungstarife. Solange der Staat in 
dieſen grundlegenden induſtriepolitiſchen Fragen 
nicht die Führung ergreift, können ſich die Groß⸗ 
ſtädte gegenüber Induſtrieverlagerungen und 
gegenüber einer Vermehrung ihrer Erwerbsloſen 
nur durch eine verſtärkte Subventionierungspolitik 
und Induſtriewerbung wehren, gegen deren un⸗ 
geſunde Auswüchſe und Folgen die ſtaatliche In⸗ 
duſtriepolitik gerade angehen will. 


Die hier liegenden großen Auf⸗ 
gaben einer zukünftigen Induſtrie⸗ 
ſiedlungspolitik werden in Zukunft 
von der Reichs- und Staatsregie⸗ 
rung, von den beteiligten Gemein⸗ 
den unter Führung der Stadt Berlin 
und von den berufenen Vertretern 
der Wirtſchaft in engſter Gemein⸗ 
ſchaftsarbeit gelöſt werden müſſen, 
um die Berliner Induſtrien zu ge⸗ 
ſunden, um den Berliner Arbeiter 
bodenſtändig zu machen, um die 
Reichshauptſtadt von ſozialen und 
wirtſchaftlichen Kriſenherden zu 
entlaſten und um in ihr ein dauernd 
ungeſtörtes Arbeiten der politiſchen 
und wirtſchaftlichen Führung von 
Staat und Reich zu ermöglichen. 
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Siedlungsmöglichkeiten und Notwendigkeiten 
im Nordharzgebiet und Gau Magdeburg 


Von Wilhelm Trautewein, Magdeburg. 


Als feſtſtehend kann jetzt ſchon angeſehen wer— 
den, daß auch die ſtärkſte Neubeſiedlung des deut⸗ 
ſchen Oſtens allein nicht ausreichen wird, die im 
Reich vorhandenen Siedlungswilligen aufzuneh;: 
men. And das wird doch ſchließlich das Ziel aller 
Wirtſchaftspolitik ſein müſſen, die größtmög 
lichſte Zahl von ihnen an den Boden heranzu⸗ 
bringen und zwar ſoweit als nur irgend ans 
gängig, als ſelbſtändige, zum mindeſtens als 
kriſenfeſte Exiſtenzen aus Almoſenempfängern 
ſteuerkräftige Staatsbürger zu machen. Zur Er⸗ 
reichung dieſes Zieles durch dichte Beſiedlung des 
deutſchen Raumes werden jetzt Arten der Neu⸗ 
anſetzung unterſchieden: 


Die rein bäuerliche Siedlung auf 
bäuerlichen (Voll-) Stellen und auf 
kleineren handwerklichen und Landarbeiter— 
ſtellen, und 


Die Nebenberufsſiedlung für die 
größtmöglichſte Zahl von in anderen Zweigen 
hauptberuflich Tätigen, ſoweit notwendig, unter 
Kürzung der Arbeitszeit. 


Man darf annehmen, daß eine entſchloſſene 
Staatsführung mit der rein ländlichen Siedlung 
noch am eheſten fertig wird, wenn auch ihre 
Durchführung noch Schwierigkeiten genug bringen 
wird. Vor ganz beſondere Probleme aber wird 
uns die Nebenberufsſiedlung ſtellen. Standorte 
der verbleibenden Induſtrien, ſonſtige Beſchäfti— 
gungsmöglichkeiten, ihre Prüfung, ob ſie von 
Dauer find, und hiermit verbunden die Bereit⸗ 
ſtellung des erforderlichen Zuſatzlandes, das alles 
wird ſorgſamſter Ueberlegung bedürfen und noch 
manches andere dazu. 


Wenn unter Berückſichtigung dieſer Geſichts⸗ 
punkte die Neugliederung des deutſchen Lebens⸗ 
raumes durchgeführt werden ſoll, ſo kann ſie nicht 
lediglich auf die Oſtgebiete beſchränkt werden, es 
werden auch in anderen Gauen größere landwirt⸗ 
ſchaftliche Beſitzungen für die Siedlung nutzbar 
gemacht werden müſſen. So werden 21,7% der 
landwirtſchaftlich genutzten Geſamtfläche des Re⸗ 
gierungsbezirkes Magdeburg durch Großbetriebe 
bewirtſchaftet. Die Verteilung auf die einzelnen 
Landkreiſe zeigt die nachſtehende Darſtellung, 
deren Zahlen dem „Niekammerſchen Güterhand⸗ 
buch für die Provinz Sachſen“ entnommen ſind 
und die lediglich landwirtſchaftlich genutzte 
Flächen von Ackerland und Wieſen ohne Wald, 
Weiden und Anland erfaſſen: 


Großbetriebe über 500 Morgen Ackerland: 


Zahl] Acker⸗ Wi Davon 
Kreis der Be⸗ / land een en 
triebe] Morgenzahl triebe zahl 
Stadtkreis 
Aſcherslebenn . 3 3360 188] — — 
3 „I 25028 4226 -— — 
alberſtadt . 
Wernigerode N 30 | 41696| 2544| 3 | 7320 
Jerichow. . 39 | 59744 9592| — — 
Jerichow ll. . 38 | 42 96414872] 3 | 5124 
Kalbe (Saale). .| 26 | 45344| 1948| 4 5124 
QNeubaldensleben .| 35 | 55084| 4400| 5 | 9396 
Ofterburg . . . . 53 | 48724| 7884| 1 | 3452 
Quedlinburg. . . 23 | 44732| 1216| 4 | 8876 
Oſchersleben. . .] 35 53 180 4488| 10 | 17228 
Salzwedel 1723312 3716] — — 
Gteubali. une 29 [38 156 5680| — — 
Wanzleben] 44 68 312 2952| 6 | 14112 
Wolmirſtedt . .| 22 29 8481 49561 3 8450 
408 579 484068 662] 39 | 85374 
— — 
648 146 


Die Böden in den öſtlich der Elbe liegenden 
Kreiſen Jerichow I und II find nicht beſonders er⸗ 
tragreich, in den vier altmärkiſchen Kreiſen Garde- 
legen, Salzwedel, Stendal und Oſterburg ſind ſie 
von mittlerer Güte, in allen eben genannten 
Kreiſen nimmt die Wieſenwirtſchaft einen beſon⸗ 
deren Platz ein. Die ſchwerſten und beſten Böden 
im ganzen Reichsgebiet liegen im Nordharzgebiet 
und in der Umgebung von Magdeburg in den 
Kreiſen Halberſtadt, Kalbe, Quedlinburg, Oſchers⸗ 
leben, Wanzleben, Wolmirſtedt und Neuhaldens⸗ 
leben. Stark durchſetzt mit Bergbau und Kali 
induſtrie find die Kreiſe Wanzleben und Oſchers⸗ 
leben. Der ſtarke Anteil der 39 Staatsdomänen⸗ 
betriebe mit 85 000 Morgen dürfte nicht zu über⸗ 
ſehen ſein. Die gegen ihre Aufteilung immer 
wieder erhobenen Einwände wegen des für die 
Kleinſiedlung nicht verwendbaren hochwertigen 
Gebäudebeſtandes und der meiſt vertraglich feſt⸗ 
gelegten hohen Vergütungen an die abgehenden 
Pächter für lebendes und totes Inventar dürfen 
bei dem harten Zwang zur Neuordnung unſeres 
Lebensraumes keine ausſchlaggebende Rolle mehr 
ſpielen. Wenn man die Aufteilung dieſes Groß⸗ 
grundbeſitzes überhaupt ins Auge faßt, jo ſoll 
nicht verkannt werden, daß die landwirtſchaftlichen 
Großbetriebe in den von uns betrachteten Ge— 
bieten in den vergangenen 50 Jahren ganz Gro⸗ 
Bes geleiſtet haben. Durch ihre methodiſche, auf 
den Ergebniſſen agrarwiſſenſchaftlicher Forſchung 
beruhender Betriebsführung wurden ſie vorbild⸗ 
lich jajt für das ganze Reich und das nicht nur 
für den Großbetrieb, auch für den mittleren und 
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bäuerlichen Kleinbetrieb. Wer das, wie Verfaſſer, 
wachen Auges miterlebt hat, der wird dem die 
Anerkennung nicht verſagen. Er wird aber dem 
Einwand entgegentreten müſſen, daß nur die 
Großbetriebsweiſe die Ernährung der Großſtädte 
ſichern könne. Das iſt durch neuerliche Feſtſtellun⸗ 
gen unſerer Agrarwiſſenſchaft widerlegt. Aber 
auch geſchichtlich geſehen kann man bei der Be⸗ 
trachtung der Bodenbeſitzverhältniſſe in unſerem 
Gebiet auf andere Gedanken kommen. Eine uns 
zugänglich gewordene Karte weiſt nach, daß im 
Landkreiſe Halberſtadt allein vor 
dem dreißigjährigen Kriege genau 
100 Kirchdörfer mehr vorhanden 
warenals heute. And noch eine Zahl möge 
hier Platz finden: In ſeinen neuſten „Erhebungen 
über Bevölkerungsſtrukftur und Arbeitsloſen⸗ 
ziffern“ ſtellt W. Stauß feſt, daß auf die in der 
Induſtrie und nebenberuflich in landwirtſchaft⸗ 
lichen Kleinſtbetrieben unter 2 Hektar Tätigen in 
der Provinz Sachſen nur ein Anteil von 2,8% 
entfällt bei 5,8% in der Rheinprovinz, 6,9% in 
Weſtfalen, Oſtpreußen und Pommern je 7,4%. 
Dieſe eine Zahl zeigt, wie unſer ſtark mit Berg⸗ 
bau und Induſtrie auf der einen und rieſenhaftem 
Großgrundbeſitz auf der anderen Seite beſetzten 
Gebiet ganz ernſte Anſtrengungen gemacht werden 
müſſen, um die Nebenberufsſiedlung zu ſtärken 
und ſo den Induſtriearbeiter, auf zwei Beinen 
ſtehend, von Konjunkturkriſen unabhängig zu 
machen. Wenn nach Belaſſung von je 500 Mor⸗ 
gen für die bisherigen Großbetriebe noch 244 000 
Morgen nach Aufteilung des Großgrundbeſitzes 
verbleiben, und wenn man den Nebenberufs⸗ 
ſiedler mit 1 bis 2 Morgen ausſtattet, ſo wür⸗ 
den ſchätzungsweiſe 40 000 von ihnen 40 000 bis 
80 000 Morgen in Anſpruch nehmen und außer⸗ 
dem bei Schonung zu erhaltender Großbetriebe 


immer noch genug Land für etwa 70 bis 80 neue 
Dörfer im Nordharz- und Magdeburger Gebiet 
vorhanden ſein, die Dorfſchaft zu etwa 100 Stellen 
gerechnet. 

Wir nehmen dabei als ſelbſtverſtändlich an, daß 
bei Abgabe von Großgrundbeſitz für den Boden 
nur die Preiſe feſtgelegt werden, die dem land⸗ 
wirtſchaftlichen oder gärtneriſchen Ertrage ent⸗ 
ſprechen, und daß hierbei auch Mißernten berück⸗ 
ſichtigt werden. Der ländliche wie der neben- 
berufliche Siedler dürfen nicht durch überhöhte 
Bodenpreiſe von vornherein wieder zu Zinsſkla⸗ 
ven gemacht werden. Ebenſo bitter notwendig 
wird es ferner werden, bei der Vergebung die 
Stellen vor Verſchuldung und Spekulation durch 
geſetzgeberiſche Maßnahmen zu ſchützen, d. h. ge⸗ 
ſetzliche Bindungen durch eine Verſchuldungs⸗ 
grenze und durch das Heimfallrecht bei Beſitz⸗ 
wechſel zu ſchaffen. Für die ländliche Siedlung 
wird das Anerbengeſetz nach zweckmäßiger Aus⸗ 
geſtaltung der Ausführungsbeſtimmungen ge⸗ 
nügen; für die Nebenberufsſiedlung den gleichen 
nachhaltigen Schutz zu ſchaffen, werden die Siche⸗ 
rungen des Reichsheimſtättengeſetzes anzuwenden 
ſein. 

Ebenſo wie in Oſtpreußen und Schle⸗ 
ſien ſind auch im Nordharzgebiet 
und im Magdeburger Raum mit Bo⸗ 
den und Klima vertraute und geeig⸗ 
nete Menſchen für die Beſiedlung 
ihrer Heimat überreich vorhanden. 
Dieſe heute vornehmlich in der Land⸗ 
arbeiterſchaft zahllos brachliegen⸗ 
den Kräfte etwa nach dem Oſten ver⸗ 
pflanzen, um ſpäter in unſerem Ge⸗ 
biet wieder Menſchen aus anderen 
Reichsteilen anzuſetzen, dürfte dem 
großen Werke kaum dienlich ſein. 


Bauwirtichaftlicher Teil 


Die Kurzarbeiterſiedlung in Staaken. 
Von Regierungs⸗Baumeiſter a. D. Weber. 

Die Siedlung Staaken iſt ein Großverſuch für 
die Anwendung von Hohlziegeln als Vollmauer⸗ 
werk für die Außenwände von Wohnhäuſern im 
norddeutſchen Klima. 103 Doppelhäuſer und 
10 Einzelhäuſer ſind im Jahre 1932 entſtanden. 
Angewendet wurden 20 em ſtarke Frewenhohl- 
ziegel (Deutſche Frewenziegel A. G. Berlin W 8). 
Bei der Größe der Bauanlage wurden von der 
Bauabteilung der Siemenswerke eingehende Vor⸗ 
verſuche gemacht. Die abgebildete Verſuchswand 
zeigt die überaus einfache Schichtung der Einſtein⸗ 
wand, die techniſch leichte Ausbildung des Fenſter⸗ 
ſturzes durch Eiſenarmierung und eine beſonders 
ſorgfältige Dichtung des Maueranſchluſſes an den 
beim Aufmauern eingeſetzten Fenſterzargen. Die 
vorſtehenden Federn des Steines paſſen in einge⸗ 


fräſte Rillen des Holzrahmens, um die abdichtende 
Wirkung des fehlenden Maueranſchlages zu er⸗ 
ſetzen. Dieſe Ausführung iſt ein neuartiger Ver⸗ 
ſuch zur Beſeitigung eines ſchwachen Punktes im 
Fenſterzargenbau. 


Die übrigen Bilder von der Bauſtelle vermitteln 
einen Geſamteindruck von der Wandſtruktur und 
dem Aufbaufortſchritt der Großſiedlung. Ein ge⸗ 
lernter Maurer kann eine Tagesleiſtung von 12 
bis 15 am Wandfläche durchſchnittlich leiſten, die 
beteiligten Siedler als Hilfsmaurer natürlich er⸗ 
heblich weniger. Nach den Berechnungen der aus⸗ 
führenden Bauabteilung ſteht feſt, daß tatſächliche 
Erſparniſſe durch die Anwendung der Spezial⸗ 
ſteine gegenüber Normalſteinen erreicht wurde und 
die vorwiegend aus der Metallbranche ſtammen⸗ 
den Siedler mit Erfolg bei der Aufmauerung 
Hilfe leiſten konnten. 
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Die Kurzarbeiterſiedlung in Staaken 


n 2 


Verſuchswand der Bauabteilung der Siemenswerke. 


20 cm ſtarker Frewenhohlziegel. 
Deutſche Frewenziegel A. G., Berlin WS. Vermauerung der Fenſterzargen. 


Photos: Pens, Berlin W, und Photothek, Berlin SW 61. 


Zum Aufſatz: Die bauwirtſchaftkiche Eignung neuer Ziegelbauweiſen für den Kleinwohnungsbau. 
Vergl. Heft 7 S. 258 u. folg. d. Zeitſchrift. 
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Betonbauweiſen für den Kleinſiedlungsbau 
Eine Unterſuchung über Aerokret⸗Gasbeton bei 
der Vorſtadtſiedlung Berlin⸗Cöpenick. 


Von Reg.⸗Baumeiſter a. D. Weber. 


Ein intereſſantes hochwertiges Baumaterial iſt 
der Aerokretgasbeton, der nach ſchwediſchen Vor 
bildern von Deutſchland übernommen wurde. 
Seiner Herſtellungsart liegt die in der Bauſtoff— 
induſtrie nicht häufig angewendete Idee zu 
Grunde, durch Zuſatz von einem der Natur des 
Betons unſchädlichem Treibmittel, beim Aerokret⸗ 
beton einem Aluminiumpulver, einen gasbilden⸗ 
den Gärungsprozeß hervorzurufen, der die Struk⸗ 
tur der Grundſtoffe ändert. Beim Abbinden wird 
durch die Gasentwicklung Poroſität des Bauſteins 
erzeugt. Die Steine werden durch die Torkret 
G. m. b. H. Berlin fabrikationsmäßig hergeſtellt. 
Gewaſchener Bims, Sand werden nach Erfah— 
rungsſätzen mit Zement gemiſcht und mit Waſſer 
und Treibzuſatz zu einem dickflüſſigen Brei ver⸗ 
rührt. Von dem Miſchbehälter geht die Maſſe 
in Formen, die auf Wagen lagern. Dieſe Wagen 
werden in langſamſten Zeitmaß durch einen Ofen 
geſchickt, den ſie nach 24 Stunden wieder verlaſſen. 
Durch Wärme und Treibmittel wird das Auf⸗ 
wachſen der nur zu etwa Zweidrittel gefüllten 
Formen bewirkt. Nach dem Treib- und Abbinde⸗ 
prozeß geht die fertig geformte, jetzt poröſe Stein⸗ 
maſſe auf den Lagerplatz zur letzten Austrocknung. 

Die Normalplatten ſind großformatig 60 X 33,3 
Zentimeter in Stärken von 5, 7, 10, 15, 20 cm. 
Die ſtärkeren Platten werden auch als Hohlſteine 
mit eingelagerten Hohlziegeln gefertigt. Einge⸗ 
bettete Chamotterohre ergeben in Längen von ein 
drittel Meter Schornſteine. Für Fenſter und Tür⸗ 
ſturze erfolgen Sonderfertigungen mit den erfor⸗ 
derlichen Eiſen⸗ oder Trägereinlagen. Fabrika⸗ 
tion und Aufbau erfolgt nach genauen Verſatz⸗ 
plänen, jo daß Aenderungen während der Baus 
zeit nicht ohne weiteres erfolgen können. Als 
Balkenauflager werden armierte Betonringe hin⸗ 
ter 5 em Gasbetonſteinen zur beſſeren Druckvertei⸗ 
lung eingebaut. 


Für Außenwände im mitteldeutſchen Klima 
wird vorzugsweiſe eine Wandſtärke von 20 em 
verwendet. 

Nach ſeinem Charakter gehört der Aerokret-Gas⸗ 
beton zu den Leichtbetonarten. Er beſitzt aber für 
zweigeſchoſſige Bauten mit nicht zu hohen Auf- 
laſten noch eine genügende Druckfeſtigkeit, um 
nicht nur als Füllmaterial, ſondern als ſelbſtſtän⸗ 
diger tragfähiger Bauſtein verwendet werden zu 
können. Je nach dem Raumgewicht ſteigt oder 
fällt die Druckfeſtigkeit. Das Raumgewicht be⸗ 
trägt zwiſchen 450—1300 kg/ me. Bei einer 20 em 
ſtarken Wand von einem Raumgewicht von 
900 kg/m? iſt die durchſchnittliche Druck⸗ 
fejtigleit 32 ke/gem nach einem Gutachten des 
Materialprüfungsamtes Berlin-Dahlem. Die zu⸗ 
läſſige Druckfeſtigkeit iſt 6 kg/gem gemäß bau⸗ 
polizeilicher Verfügung. Durch wechſelweiſe Ein⸗ 
wirkung von Froſt oder Wärme hat die Drud- 
feſtigkeit kaum Aenderungen nach einem Gut⸗ 
achten des Zementlaboratoriums Karlshorſt er- 
fahren. Gasbeton gilt als feuerbeſtändig. Aero⸗ 
kret, das 1 Stunde einem Feuer von 1200° aus⸗ 
geſetzt war, zeigte nach dem Ablöſchen nur geringe 
Beſchädigungen der Oberfläche. Für Brandmauern 
iſt daher eine Stärke von nur 15 em zuläſſig. 

Infolge ſeiner poröſen Struktur iſt Aerokret⸗ 
gasbeton nagelbar und für alle Sonderkonſtruk⸗ 
tionen, Stützeneinkleidungen und dergleichen leicht 
zu bearbeiten. Türen, Fenſter uſw. können ohne 
weiteres angeſchlagen, beiſpielsweiſe auch mit 
einem elektriſchen Bohrer zum Verlegen der elek— 
triſchen Leitungen unter Putz die Wände ausge⸗ 
fräſt werden. 

Eine ganz beſonders gute Eigenſchaft des Aero— 
kretgasbetons iſt ſeine waſſerabweiſende Eigen⸗ 
ſchaft. Der Außenputz kann wegfallen. Ratſam 
iſt jedoch ein Anſtrich mit wetterfeſten und waſſer⸗ 
abweiſenden Eigenſchaften, da bei Betonbauweiſen 
und dünnen Außenwandungen meiſt weniger der 
Bauſtein als die Fugen für Feuchtigkeits⸗ und 
Wärmedurchgang nachteilig ſind. Die Torkret 
G. m. b. H. verwendet vernünftigerweiſe große 
Sorgfalt auf die Fugendichtung. Es werden durch⸗ 


Vorſtadtſiedlung Berlin» Cöpenid. 


Doppelhaus aus der Vorſtadtſiedlung Berlin ⸗Cöpenick⸗ 
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gehende, imprägnierte Korkſtreifen von 1 em 
Stärke mitgeliefert, welche in die Mitte der Stoß⸗ 
und Lagerfugen eingelegt werden. Die doppel⸗ 


Zertret Oman Bertin 


ſeitigen Hohlfugen erhalten Rundeiſeneinlagen in 
den Lagerfugen. Der Verſatz erfolgt in verlän⸗ 
gertem Zementmörtel. Die Außenwand wird mit 
Trikoſal oder waſſerdichtem Fugenmörtel ver⸗ 
ſtrichen. 


Ein Innenputz iſt unentbehrlich, normal als 
Kalkmörtelputz mit Gipszuſatz. Wie bei allen 
Zementwänden muß ein Zementmörtelunterputz 
vorgeworfen werden. 


Die wärmetechniſchen Eigenſchaften des Aero⸗ 
kretgasbetons ſind durch die Poroſität gegenüber 
dem normalen Beton weſentlich günſtiger. Für 
den wiſſenſchaftlich geſchulten Fachmann diene 
nachſtehende Ueberſicht: 


Mittlere N 8 Wärme⸗ 
Wärme⸗ aum⸗ Dämmzahl dichtigkeit im 
ca d enen dere 
k cal /m ho kglm® ma h/ cal wand für lem 
Ziegelmauer 
als 0,75 1800 0,0134 1,0 
Außenwand 
n T 
Aerofretgass 20 
beton als 0,25-0,35 800-1300 9040 bis 30.2, 
Mauerwerk | 0,029 | 
Geſ. Raums Mittl. Koſten 
Beſchreibung Stärke Gewicht Feucht ohne Feſtſtellungen am Bau 
5 ild Gehalt Putzen 9 
der Wand⸗Ausbildung en g/ mo in Vol % NM. 
Wand aus fertig verſetz— Dessau Riffe im Anſchluß an die Woh⸗ 
baren Platten 1928 nungstrennwände und Fenſter⸗ 
Außen 6 em Gasbeton⸗ 9,13 ſtürze. 
platten 23, 5x 6X 52 cm 820 6,9 Feuchtigkeit tritt in Zuſammen⸗ 
1 em Luftſchicht hang mit Putzriſſen an der 
Innen S cm Schlacken⸗ 1350 — Innenſefte auf; 
platten 23, 5x Xx S2 cm 1650 
doppelſeitig verputzt 15 
Gasbetoneinheiten In den Füllwänden ſenkrechte 
16530860 m 19 820 6,9 10,74 und wagerechte Niſſe innen und 
außen. Riſſe am Stoß mit den 
Pfeilern und Giebelwänden. 
Feuchtigkeit an den Feniter- 
bänken in Zuſammenhang mit 
den Niſſen. 
Mittl. Wärmeleitzahl: 0,30. 
| Wärmedurchgangszahl: 1,27. 
Gleichwertige Vollziegelwand in 
cm: 46. 
Normalziegel-Veichsform Mittl. Wärmeleitzahl: 0,67. 
Hohlwand mit 8 em Luft⸗ Wärmedurchgangszahl: 1,48. 
PF!!! ͤ NE | 36 1885 0,59 11,00 Gleichwertige Vollziegelwand in 
beiderſeitig verputzt | | em: 37. 
| Keine Schäden. 
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Gemeinverſtändlicher ausgedrückt ergibt ſich aus 
dieſen Zahlen, daß Gasbetonmauerwerk von 20 cm 
Stärke einer 2—3mal jo ſtarken Ziegelmauer 
wärmetechniſch gleichzuſtellen iſt. 


Bekanntlich ſind für die wärmewirtſchaftlichen 
Bewährungen von Bauſtoffen der wechſelnde 
Feuchtigkeitsgehalt von unerforſchter, aber aus⸗ 
ſchlaggebender Bedeutung. Die waſſerabweiſende 
Zuſammenſetzung des Bauſtoffes iſt in dieſer Hin⸗ 
ſicht wichtig und günſtig. 


Der Aerokretgasbeton iſt in der Praxis ſeit 
Jahren angewendet worden und von verſchiedener 
Seite wiſſenſchaftlich unterſucht worden. So hat 
z. B. die Stiftung zur Förderung von Baufor⸗ 
ſchungen in Defjau-Törten an einer Verſuchs⸗ 
ſiedlung vergleichende Unterſuchungen angeſtellt. 
Die Ergebniſſe dieſer Verſuche ſollen kein abſchlie⸗ 
ßendes Bild geben, aber ſie ſind wertvoll für den 
Fachmann, da bei neuen Bauſtoffen aus der Be⸗ 
obachtung von Schäden für die Zukunft viel ge⸗ 
lernt werden kann. 


Die in Deſſau feſtgeſtellten Mängel weiſen 
deutlich auf zwei Gefahrenmomente hin. Bei dem 
Zuſammenſtoß von verſchiedenartigen Materialien 
oder nur von gleichen Bauſtoffen mit anderen 
Miſchungs- oder Belaſtungsverhältniſſen entſtehen 
Spannungen, die Rißbildungen begünſtigen. Die 
Durchfeuchtungen infolge Rißbildungen heben in 


Erdgeschoß 

1. Wohnraum 13,13 qm 

2. Schlafraum 9,85 qm 

3. Küche 6,80 qm 

4. Flur 4,78 qm 

5. Hängeboden, darunter Keller 400 qm 

6. Stall 5,13 qm 

7. Erweiterung des Stalles 
Obergeschoß 


8. Eine Kammer für Siedler mit 3—5 Kindern 10,20 qm 
9. Zweite Kammer für Siedler mit 6 und mehr Kindern 9,70 qm 


hohem Maße die wärmewirtſchaftlichen Vorzüge 
dünnwandiger Bauweiſen auf. Bei dem Gas⸗ 
beton handelt es ſich anſcheinend nicht um dieſem 
Material ſpezifiſch anhaftende Nachteile, ſondern 
um die Nachteile aller großformatigen oder homo⸗ 
genen Betonbauweiſen, deren Setz- und Abbinde- 
prozeß unter ſchwierigeren Verhältniſſen vor ſich 
geht, als bei dem gewöhnlichen Vollziegelmauer⸗ 
werk. Zur Vermeidung von Schäden muß große 
Sorgfalt auf gleichmäßige Druckverteilung, guten 
Anſchluß der Querwände an die Außenwände, 
gegenſeitige Abſtimmung der Grundeigenſchaften 
von Mörtel und Bauſtoff verwendet werden. Der 
Mörtel muß nicht nur die gleiche Druckfeſtigkeit 
beſitzen, ſondern auch annähernd gleiche Wärme- 
leitzahl und Ausdehnungskoeffizienten. Die Ver⸗ 
teilung der Auflaſten iſt bei großformatigem 
Wandaufbau leichter geſtört als bei kleinen Stein⸗ 
formaten. Die Eiſeneinlagen in der Lagerfuge 
ſind daher notwendig für beſſere Druckverteilung 
und Spannungsausgleich. 


Der beſte Lehrmeiſter iſt die Erfahrung. Das 
ergibt ſich aus den weſentlich beſſeren Erfolgen 
des Aerokretgasbetons bei neueren Bauten, z. B. 
bei der Städtiſchen Erwerbsloſen⸗ 


ſiedlung Kietzerfeld bei Cöpenick⸗ 
Berlin. 
Bei Kleinſiedlungen kommt die 


leichtere Art der Verſetzung als An⸗ 
reiz zur Wahl des Aerokretgasbe⸗ 
tons hinzu. Bei den vorſtädtiſchen Erwerbs⸗ 
loſenſiedlungen war es ſchon immer ſchwierig, 
eine Zuſammenſetzung der Siedlungsanwärter ſo 
zu erreichen, daß der zur Schlußfinanzierung be⸗ 
nötigte Lohnanteil durch den Gewinn der durch 
Selbſthilfe erſetzten Hilfs⸗ und Facharbeiterlöhne 
ausreichend hoch wurde. Wollte man nicht von 
vornherein reine Baufacharbeiter⸗Siedlungen 
gründen, ſo mußte man auch Bauweiſen aus⸗ 
ſuchen, die eine Einſchaltung einer möglichſt gro- 
ßen Zahl von Hilfsarbeitern geſtatten. Für die⸗ 
ſes bauwirtſchaftliche Problem, das für die Ent⸗ 
wicklung der Kurzarbeiterſiedlung und der ange- 
ſtrebten nebenberuflichen Landſiedlung von großer 
Bedeutung ſein wird, iſt unter anderen die dar⸗ 
geſtellte Gasbetonplattenverwendung von finanz⸗ 
techniſcher Auswirkung. Unter Fachanleitung 
können handwerklich begabte Laien den Aufbau 
übernehmen. 


Bei der Vorſtadtſiedlung in Cöpenick wurde 
von Mai bis September 1932 in 108 Arbeits⸗ 
tagen dieſe Siedlung von 120 Wohnungen weſent⸗ 
lich ſchneller von den Siedlern bezugsfertig her⸗ 
geſtellt als andere in Berlin. 29 Baufacharbei⸗ 
ter, 19 Bauhilfsarbeiter und 72 aus verſchiede⸗ 
nen Berufen waren beteiligt und haben 12 262 
Tagewerke auf der Bauſtelle und in der Werk⸗ 
ſtatt geleiſtet. Bei einem Aufbau in normaler 
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Ziegelbauweiſe hätte entweder eine größere An⸗ 
zahl von gelernten Maurern dauernd eingeſtellt 
oder die Bauzeit verlängert werden müſſen. Nach 
Angabe der Torkret G. m. b. H. koſtete das Stein⸗ 
material frei Bauſtelle und Doppelhaus 550 RM. 
Bei Verwendung von Ziegeln hätte ſich der reine 
Materialpreis ermäßigt, aber die Siedler hätten 
einen höheren Facharbeiterlohn aufwenden müſ⸗ 
ſen. Die Geſamtfinanzierung hätte ſich ungünſtiger 
geſtaltet. 

Nach Ausſagen der Siedler und nach dem 
Augenſchein hat ſich die Bauweiſe nach Ablauf 
des 1. Baujahrs bewährt. Leichtere Setz⸗ 
riſſe unter den Fenſterbrüſtungen und leichtere 
Durchfeuchtungen der Hausecken in den nicht be- 
heizbaren und mit ſehr ſchmalen Fenſtern ausge⸗ 
ſtattetem Eckzimmer ſind bauſtatiſche bzw. wärme⸗ 
techniſche Schäden, die nicht der Eigenart des Bau⸗ 
ſtoffes zugeſchrieben werden können. 


Vergleicht man zuſammenfaſſend die Wirtſchaft⸗ 
lichkeit und Eignung des Aerokretgasbetons mit 
dem normalen Ziegelbau, ſo kommt man zu dem Er⸗ 
gebnis, daß die Koſten insgeſamt etwa gleich hoch 
ſind. Der Lohnanteil beim Gasbeton beträgt je⸗ 
doch nur ungefähr die Hälfte des Anteils beim 
Ziegelmauerwerk. Seine Wärmeſpeicherung iſt 
geringer, die Wärmedämmung größer, Baufeuch- 
tigkeit und Eigengewicht erheblich kleiner als 
beim Ziegel. 


Aerokret - Fenster -v Tür-Sturz 


mit eingeveneten I Tragern 


Der weſentlichſte wirtſchaftliche Vorzug der 
Leichtbetonbauweiſe liegt in der erheblichen Ver⸗ 
kürzung der Bauzeit infolge einfachen Aufbaus 
und ſchnellerer Austrocknung. Bei ſtädtiſchen Ob⸗ 
jekten iſt die raumſparende Wirkung und der Ge⸗ 
winn an nutzbarer Fläche von Bedeutung. In 
der Baufinanzierung entſtehen Zinserleichterun⸗ 
gen durch kurzfriſtigere Zwiſchenkredite. 


Wegen der Notwendigkeit der Herſtellung der 
Steine in der Fabrik ergeben ſich Vorteile 
für eine fachgerechte Herſtellung des Bauſtoffes, 
andererſeits wird der Aktionsradius der Verwen⸗ 
dung durch den Frachtkoſtenanteil eingeengt. 


Erfahrungen mit der Kalkſandſtampfbau⸗ 
weiſe bei Selbſthilfe des Siedlers 


Von Regierungsbaumeiſter a. D. Dr.⸗Ing. Riedel. 


Bei dem Kalkſandſtampfbau handelt es ſich nicht 
etwa um eine neue, unerprobte Bauweiſe, ſondern 
im Gegenteil um eine Bauweiſe, die auf ein be⸗ 
trächtliches Alter zurückblicken kann, aber nur des⸗ 
wegen nicht ſo bekannt geworden iſt, weil ſie 
früher hauptſächlich nur für untergeordnete Ge: 
bäude verwendet wurde. Bereits 1850 ſind in 
Rüdersdorf bei Berlin damit Bauten errichtet 
worden, alſo zu einer Zeit, wo der Betonbau noch 
in den Kinderſchuhen ſteckte. Um die Jahrhun— 
dertwende berichtet die Fachliteratur über etwa 
30jährige Erfahrungen mit dieſem ſog. Piſébau 
in Frankreich. Auch in Schweden war dieſe Baus 
weiſe bekannt. 

Der heutige Kalkſandſtampfbau verdankt ſeine 
Wiedererweckung dem Regierungsbaumeiſter 
Cramer in Breslau, der als Leiter der Schleſ. 
Landgeſellſchaft während der Zeiten der Bewirt⸗ 
ſchaftung der Bauſtoffe gleich nach Beendigung 
des Krieges ihn bei ländlichen Siedlungsbauten 
verwandte. Es kam hinzu, daß damals gelernte 
Arbeitskräfte fehlten, ſo daß der Siedler bei der 
Errichtung ſeines Anweſens mit Hand anlegen 
mußte. Da alſo dieſe Bauweiſe bewußt Rückſicht 
nimmt auf die Selbſthilfearbeit, ergeben ſich dar⸗ 
aus weſentliche Berührungspunkte mit unſerer 
jetzigen Erwerbsloſenſiedlung. Man ſollte daher 
nicht verfehlen, ſich dieſe ſeit 10 Jahren vorliegen⸗ 
den Ergebniſſe näher zu betrachten. Dieſe Bau⸗ 
weiſe iſt nicht von beſtimmten Intereſſentengrup⸗ 
pen propagiert worden, ſondern hat ſich aus 
den praktiſchen Anforderungen der ländlichen 
Bauſtelle entwickelt. 

Die Mörtelmaſſe, aus denen die Wände ge⸗ 
ſtampft werden, beſteht aus Kalk, Zement, Sand 
und Schlacke und zwar werden für 1 ebm fertiges 
Mauerwerk benötigt: 

75 kg hydrauliſcher Kalk, 
50 kg Portlandzement, 
700 1 Sand, 

700 1 Schlacke. 


Der Sand wird meiſtens aus der Baugrube ge⸗ 
wonnen. Er muß rein und ſcharf ſein und evtl. 
durchs Sieb geworfen werden. Die Schlacke ſoll 
gut ausgelaugt ſein. Bei Angabe des Zwecks lie⸗ 
fern die Eiſenbahnverwaltungen oder Induſtrien 
eine derartig vorbereitete Schlacke. Im erdfeuch⸗ 
ten Zuſtand wird die Maſſe zwiſchen Brettſchalung 
in der gleichen Weiſe eingeſtampft wie es beim 
Betonbau üblich iſt. Zweckmäßigerweiſe werden 
als Schalung immer wieder verwendbare Stampf⸗ 
laden benutzt, die eine Höhe von 60 em haben und 
in ihrer Breite veränderlich einſtellbar eingerichtet 
ſind, ſo daß ſie für alle Mauerſtärken benutzbar 
ſind. Die Kalkſandmaſſe wird derart eingeſtampft, 
daß eine durchgehende Schicht von 60 em Höhe 
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Im Bau begriffene Kalkſandſtampfmauer. 


hergeſtellt wird und alsdann die Stampfladen für 
die zweite Schicht aufgeſetzt werden. Zur Aus⸗ 
ſparung der Fenjter- und Türöffnungen werden 
abgeſteifte Holzkäſten eingeſetzt. In den Stürzen 
wird eine ſchwache Eiſenarmierung eingelegt. 
Bemerkenswert iſt der ſchnelle Baufortſchritt. 
Nach den Bauſtellenergebniſſen wird der Bau bis 
zur erſten Balkenlage in einer Woche hochgebracht, 
nach vier Wochen iſt bereits das Haus ſchlüſſel— 
fertig — dann kommt noch eine gewiſſe Aus- 
trockenzeit hinzu. Die Wände werden alsdann 


Fertiggeſtellte Siedlerſtelle. 


mit Zementputz geputzt. Die Wände haben ſich als 
gut wärmehaltend herausgeſtellt, ſind ſchalldicht 
und nagelbar. Riſſebildungen insbeſondere haben 
ſich nicht herausgeſtellt. Um ſie zu verhindern, iſt 
eine ſchwache Eiſenarmierung in Anwendung ge⸗ 
kommen. 

Die bauliche Unterhaltung des fertigen Baues 
beſteht darin, daß die Mauern von Zeit zu Zeit 
einmal geweißt werden. 

In dieſer Kalkſandſtampfbauweiſe ſind in den 
ſchleſiſchen Landkreiſen ſeit 1919 etwa 1500 Häuſer 
errichtet worden. Dieſe Zahl iſt ein Beweis da- 
für, daß ſich die Bauweiſe bewährt hat. Die 
Frage der Selbſthilfe auf der Bauſtelle wird in 
einem weſentlichen Punkte glücklich gelöſt. Zu ver⸗ 
meiden iſt lediglich Winterarbeit bei Froſt, gegen 
den das naſſe Mauerwerk empfindlich iſt. 

Die nebenſtehend mit Genehmigung des Ver— 
eins Deutſcher Kalkwerke E. V., Berlin, wieder- 
gegebenen Abbildungen zeigen eine Aufnahme 
von der Bauſtelle und eine fertiggeſtellte, ſchmuck 
ausſehende Siedlerſtelle in Frauenwaldau bei 
Trebnitz Schleſ. (1926). 


Amſchau 


Aufbau des deutſchen Siedlungswerkes 
Der Aufbau der landwirtſchaftlichen Siedlung. 


Nachdem die Beſetzung ſämtlicher Miniſterien 
durch die NSDAP eine einheitliche politiſche 
Willensbildung in Wirtſchaft und Siedlung er⸗ 
möglicht hat, beginnt der Aufbau des deutſchen 
Siedlungswerkes greifbare Formen anzunehmen. 
Auf dem Gebiet der landwirtſchaftlichen 
Siedlung hat das Agrarpolitiſche Amt der 
NSDAP wertvolle Vorarbeit geleiſtet. Durch 
das ganze Reich iſt hier eine ſtraffe Organiſation 
aufgebaut worden, auf die ſich zukünftige Maß⸗ 
nahmen der Siedlungsabteilung des Reichsernäh⸗ 
rungsminiſteriums wirkſam werden ſtützen können. 
Dr. Kummer, der ſiedlungspolitiſche Fachberater 


des Amtes für Agrarpolitik, iſt als Referent in 
das Miniſterium eingerückt. Die Geſellſchaft zur 
Förderung der inneren Koloniſation hat nach der 
Neubildung des Vorſtandes auch in der Geſchäfts⸗ 
führung die nationalſozialiſtiſche Führung ge⸗ 
ſichert. Dr. Kummer und Dr. Stolt gehören ihr 
hauptamtlich, Regierungsrat a. D. Maßmann und 
Dipl.-Ing. Lörcher ehrenamtlich an. Die Reichs⸗ 
ſtelle für Siedlungsberatung ſteht unter der Lei⸗ 
tung von Dr. Hartwich und Kann. Miniſterpräſi⸗ 
dent Granzow als Vorſitzender des Verwaltungs⸗ 
rats der Deutſchen Siedlungsbank iſt vom Reichs⸗ 
ernährungsminiſter gleichzeitig zum Reichsbeauf⸗ 
tragten für die landwirtſchaftliche Siedlung er⸗ 
nannt worden. Damit werden binnen kurzem 
alle Kräfte zuſammengefaßt und in den Dienſt des 
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landwirtſchaftlichen Siedlungswerkes geſtellt wer⸗ 
den. Da nunmehr auch die bis 1932 ſtändig wach⸗ 
ſende Verſchuldung der landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebe durch die Feſtigung der landwirtſchaftlichen 
Erzeugerpreiſe zum Stillſtand gekommen iſt, ) it 
für die Wirtſchaftlichkeit der neuen bäuerlichen 
Siedlungen eine feſte Grundlage vorhanden. 

Die weiteren Erörterungen über das bäuer⸗ 
liche Erbhofrecht laſſen erkennen, daß das 
Geſetz nicht etwa vorhandene Betriebsgrößenver⸗ 
hältniſſe und Beſitzrechte ſtarr konſervieren will, 
ſondern lediglich bezweckt, die Entwurzelung 
bäuerlichen Brauchtums, bäuerlicher Bodenſtän⸗ 
digkeit und Schollenfeſtigkeit durch kapitaliſtiſche 
Ueberfremdung und Mobiliſierung des bäuer⸗ 
lichen Beſitzſtandes zu verhindern, den Bauern- 
ſtand ſittlich und raſſiſch zu feſtigen und die 
bäuerliche Nahrung vor einer Zerſchlagung zu 
bewahren. Es iſt keine Frage, daß bei Inangriff⸗ 
nahme einer bäuerlichen Siedlung in breiteſtem 
Umfange auch die Frage der Landabgabe von 
Erbhöfen zur Siedlung befriedigend geregelt wer⸗ 
den wird. Ebenſo wird dafür Sorge getragen 
werden, daß der Beſitzſtand der Erbhöfe die not⸗ 
wendige Elaſtizität für die notwendige Anpaſſung 
der Betriebsgrößen an veränderte landwirtſchaft— 
liche Betriebsverhältniſſe und an eine organiſche 
Durchdringung mit der nichtlandwirtſchaftlichen 
Kleinſiedlung erhalten wird. Das erſtere geht 
ſchon daraus hervor, daß die weichenden Erben 
im Geſetz ſelbſt auf die Siedlung verwieſen 
werden. Ebenſo wird der gärtneriſchen Schulung 
von Kleinſiedlern von ſeiten des Agrarpoliti⸗ 
ſchen Amtes ſeit längerem beſondere Aufmerk⸗ 
ſamkeit geſchenkt. Auch die Erkenntnis der Not⸗ 
wendigkeit einer ſtärkeren Miſchung kleine⸗ 
rer und größerer ländlicher Siedler⸗ 
ſtellen gewinnt an Verbreitung. Bemerkens⸗ 
wert iſt hier ein Siedlungsprogramm von Dr. 
L. Mertens⸗ Hamburg,) nach dem in den nächſten 
fünf Jahren 

100 000 Vollſiedler mit Stellen von über 
10 Hektar Größe, 

50 000 kleinbäuerliche Siedler mit Stellen 
von 5 bis 10 Hektar Größe, 

120 000 Landarbeiter mit Stellen bis zu 
8 Hektar Größe, 

30 000 Handwerker auf Stellen von 2 bis 
5 Hektar Größe, 


zuſ. 300 000 landwirtſchaftliche Siedlerſtellen 

angeſiedelt werden ſollen. Außerdem ſollen in 
der gleichen Zeit 1700 000 Eigenheime erſtellt 
werden. Im ganzen wird damit für die nächſten 
5 Jahre eine Errichtung von insgeſamt 2 000 000 


1) Deutſche Rentenbankkreditanſtalt, „Die Kredit⸗ 
Rue der deutſchen Landwirtſchaft“, Reimar Hobbing 


) Deutſche Volkswirſchaft Heft 8, 1933. 


Stellen oder von jährlich 400 000 Stellen ges 
fordert. Mögen dieſe Zahlen auch über dem 
zurzeit Erreichbaren liegen, ſo ſind ſie doch wegen 
des Miſchungsverhältniſſes der landwirtſchaftlichen 
Stellen und des Größenverhältniſſes der landwirt⸗ 
ſchaftlichen und nichtlandwirtſchaftlichen Siedler⸗ 
ſtellen bemerkenswert. Entgegen dieſer grund- 
ſätzlichen Anerkennung einer zahlenmäßigen Ueber⸗ 
legenheit der nichtlandwirtſchaftlichen Siedler⸗ 
ſtellen wird freilich immer noch von weiten Krei⸗ 
ſen in Zweifel gezogen, ob die Kleinſiedlung in 
abſehbarer Zeit zu einer vermehrten Bodenſtän⸗ 
digkeit des deutſchen Arbeiters führen wird. Eine 
völlige Entfremdung des Arbeiters vom Grund 
und Boden iſt doch nur bei einem kleinen Teil 
großſtädtiſcher Arbeiter feſtzuſtellen. Die überwie⸗ 
gende Mehrzahl der Arbeiter ſitzt überdies in Mit⸗ 
tel⸗ und Kleinſtädten und in ländlichen Induſtrie⸗ 
gebieten und kann dort leicht wieder in Nutz⸗ 
gärtenſiedlungen anſäſſig gemacht werden, ſoweit 
lie in den letzten Menſchenaltern vom Boden ver- 
drängt worden iſt. Wille und Bereitſchaft hierzu 
ſind in den Großſtädten ebenſo vorhanden und be- 
dürfen kaum einer ſtärkeren Förderung durch die 
öffentliche Hand als ſeit langem für die neu anzu⸗ 
ſetzenden landwirtſchaftlichen Siedler aufgewandt 
wird. 


Der Aufbau des Kleinſiedlungs⸗ und Wohnungs⸗ 


weſens. 
Der Aufbau des nichtlandwirt⸗ 
ſchaftlichen Kleinſiedlungs- und 


Wohnungsweſens gewinnt unter dieſen 
Umſtänden eine immer größere Bedeutung. Ueber 
die neuen Aufgaben der provinziellen 
Heimſtätten als landſchaftlicher Siedlungs- 
träger des Kleinſiedlungs- und Wohnungsweſens 
wurde oben eingehend berichtet. Ihren Unterbau 
bilden neben den Eigenheimſiedlern der höheren 
und mittleren Einkommensſtufen die gemein- 
nützigen Wohnungsunternehmun⸗ 
gen. Hier hat zunächſt das Geſetzzur Siche⸗ 
rung der Gemeinnützigkeit im Woh- 
nungsweſen vom 14. Juli 1933 die er⸗ 
forderlichen Handhaben für eine Bereinigung von 
vorhandenen 2667 eingetragenen Genoſſenſchaften 
mit 771000 Genoſſen (Baugenoſſenſchaften), 237 
Geſellſchaften m. b. H., 39 eingetragenen Vereinen 
und 67 Aktiengeſellſchaften gegeben. Die weit⸗ 
gehende Begünſtigung dieſer Wohnungsunter⸗ 
nehmen durch die öffentliche Hand in Geſtalt von 
verbilligten Darlehen und Steuerbefreiungen gibt 
der Oeffentlichkeit ein erhöhtes Anrecht zu for— 
dern, daß die ſo begünſtigten Stellen gewiſſenhaft 
und ſparſam mit den ihnen anvertrauten Geldern 
wirtſchaften und den Bedarf an Verwaltungs⸗ 
koſten auf ein Mindeſtmaß herabſetzen. Das 
Reichsgeſetz gibt der Reichsregierung und den 
Landesregierungen hierfür die erforderlichen Voll⸗ 
machten. Die reſtloſe Erfaſſung aller 
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gemeinnützigen Wohnungsunterneh⸗ 
men wird durch ein ergänzendes Ge⸗ 
ſetz zur Vereinheitlichung der Ver⸗ 
bände von Wohnungs unternehmen 
verbürgt, deſſen Entwurf vorliegt. 
Auf der Tagung des Hauptverbandes 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften in 
Würzburg iſt inzwiſchen der Staats⸗ 
beauftragte für die preußiſchen Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften und 
Vorſitzende des Reichsverbandes 
Deutſcher Heimſtätten, Staatskom⸗ 
miſſar Gutzmer, als Führer der pro⸗ 
vinziellen Siedlungsträger gleich- 
zeitig zum Führer der gemeinnützi⸗ 
gen Wohnungsunternehmungen ge⸗ 
wählt worden. Damit haben letztere 
unzweideutig den Willen zur Ein⸗ 
ordnung in die neue ſtaatliche Bau⸗ 
politik bekundet und ihre örtlichen 
Belange einer organiſchen land- 
ſchaftlichen Siedlungspolitik unter⸗ 
geordnet. Die nächſten Jahre werden 
zeigen, wie ſehr das geſamte Klein⸗ 
ſiedlungs⸗ und Wohnungsweſen 
hierdurch an Schlagkraft gewinnen 
wird. 

Für den Aufbau des landwirt⸗ 
ſchaftlichen Siedlungsweſens und 
des nichtlandwirtſchaftlichen Klein⸗ 
ſiedlungs⸗ und Wohnungsweſens 
find dadurch klare Vorausſetzungen 
geſchaffen worden Damit iſt auch 
der Zeitpunkt gekommen, um die 
letzten Aufgaben einer landſchaft⸗ 
lichen Verflechtung und Durchdrin-⸗ 
gung beider Siedlungsarten in An⸗ 
griff zu nehmen und mit Hilfe einer 
zielbewußten Landesplanung aus 
beiden Siedlungsarten ein einheit⸗ 
liches deutſches Siedlungswerk 
erwachſen zu laſſen. Auch dieſe 
letzte und ſchwerſte Aufgabe wird im 
Einvernehmen aller Beteiligten in 
Kürze gelöſt werden. 


Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit 


Vollzieht ſich dieſer grundlegende Aufbau des 
deutſchen Siedlungswerkes mehr in der Stille, 
ſo ſteht die Oeffentlichkeit um ſo nachhaltiger unter 
dem überwältigenden Eindruck der erſten ſchnellen 
Erfolge des Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit. 
Die alle Widerſtände bezwingende gemeinſchafts⸗ 
bildende Kraft der nationalſozialiſtiſchen Bewe⸗ 


gung tritt hier unter der ſtarken Führung ihrer 
Gauleiter und Oberpräſidenten beſonders klar in 
Erſcheinung. Der beginnende ſeeliſche Umbruch 
der Nation führt hier unmittelbar zu greifbaren 
wirtſchaftlichen Auswirkungen. 


Oſtpreußen. 


Am 15. Juli wurde in Oſtpreußen der Kampf 
gegen die Arbeitsloſigkeit eröffnet. Am 15. Au⸗ 
guſt ſandte der Oberpräſident und Gauleiter 
Koch folgendes Telegramm an den Reichsprä⸗ 
ſidenten, an den Reichskanzler und an den Preu⸗ 
ßiſchen Miniſterpräſidenten: 


„Innerhalb eines Monats iſt es ge⸗ 
lungen, in der Provinz Oſtpreußen 
ſämtlichen Arbeitsloſen Arbeit zu be⸗ 
ſchaffen. Allein in der Stadt Königs⸗ 
berg ſind mehr als 30000 männliche und 
weibliche Arbeitswillige in Arbeit ge⸗ 
bracht worden. Die Vorarbeiten für Be⸗ 
ſchaffung von Arbeit in den Winter⸗ 
monaten ſind im Gange.“ 


Richtungweiſend für den oſtpreußiſchen Abwehr⸗ 
kampf gegen die Arbeitsloſigkeit war die Erkennt⸗ 
nis, daß die werteſchaffende Arbeitsloſenfürſorge 
— auch auf kurze Friſten geſehen — billiger 
iſt als die unterſtützende Fürſorge. Daher ſind 
planmäßig die vorhandenen Arbeitsplätze erfaßt 
und möglichſt zweckmäßig ausgenutzt worden. In 
erſter Linie hat man Boden verbeſſe⸗ 
rungsarbeiten in Angriff genommen, weil 
hier die Möglichkeit beſteht, bisher für die Ge⸗ 
ſamtheit des Volkes nicht voll genutztes Ver⸗ 
mögen — Boden — durch Verbindung mit dem 
zweiten nicht ausgenutzten Kapital, der Ar- 
beitskraft wieder nutzbringend zu verwerten. 

Durch Uebernahme der Verpflegung für die 
Arbeitnehmer und deren Einſatz zur Steigerung 
des landwirtſchaftlichen Bodenertrags iſt die In⸗ 
tenſivierung der Landwirtſchaft, von der Ar⸗ 
beitskraft her — alſo nicht ſo falſch wie 
früher: von der Kapitalfeſtlegung her — 
angepackt worden. Es hat ſich gezeigt, daß bei 
richtigem Aufbau der Kameradſchaftslager auch 
ältere, früher in ganz anderer Tätigkeit beſchäf⸗ 
tigte Perſonen gern bereit waren, auf dem Lande 
mitzuarbeiten und das nachzuholen, was früher 
verſäumt worden iſt: durch Verbindung mit dem 
Boden wieder das beſte Heimatsgefühl zu wecken. 
Für rund 2500 Frauen ſind ebenfalls Kamerad⸗ 
ſchaftsgruppen gebildet worden, die in gemein⸗ 
ſamer Arbeit mithelfen, die Ausrüſtung und 


Bekleidung für die in Oſtpreußen tätigen arbeits⸗ 


dienſtwilligen Landhelfer und Landdienſtler zu 
ſchaffen. 

Für die Finanzierung der Arbeiten iſt man 
davon ausgegangen, daß mindeſtens durch zwei in 
der Landwirtſchaft tätigen Kräfte ein Arbeitsplatz 
in Induſtrie und Gewerbe geſchaffen wird. 
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Darüber hinaus ſteht ſchon jetzt feſt, daß das 
geſamte Wirtſchaftsleben durch Eingliederung der 
Arbeitsloſen in den Wirtſchaftsprozeß derartig 
ſchnell Auftrieb erhält, daß in wenigen Monaten 
ſchon Erſparniſſe eintreten. 


Auch die Vorarbeiten für die Schaffung 
von induſtriellen Zentren wurde be 
reits in Angriff genommen. So wird ein neues 
Textil⸗Zentrum in Inſterburg entſtehen, wo die 
ſeit einigen Jahren ſtillgelegten Inſterburger 
Textilwerke neu in Betrieb genommen werden 
ſollen. Allerdings wird man die Werke auf 
Flachsbearbeitung umſtellen. Weitere Verhand- 
lungen ſind ferner bereits aufgenommen über die 
Wiederinbetriebſetzung der großen, ſeinerzeit mit 
erheblichen ſtaatlichen Mitteln aufgebauten Oſt⸗ 
preußiſchen Fleiſchkonſervenfabrik. Dieſes Unter: 
nehmen, das ebenfalls ſchon ſeit längerer Zeit 
ſtilliegt, ſoll umgeſtellt werden auf die Produk⸗ 
tion von Dauerwurſtwaren und Fleiſchkonſerven. 
Eine beſondere Bedeutung wird auch der Ent— 
wicklung der kleinen Induſtrie zukommen. So 
denkt man an eine Entwicklung der Kleinmöbel⸗ 
Induſtrie durch zunehmende Veredelungswirtſchaft 
bereits in Oſtpreußen bodenſtändiger Induſtrie⸗ 
zweige. Grundſätzlich wird der Frage der 
Tarife eine entſcheidende Aufmerkſamkeit zu⸗ 
gewendet werden. So werden beſondere Tarif— 
bindungen zwiſchen der oſtpreußiſchen Wirtſchaft 
und den großen deutſchen Induſtriezentren ge— 
plant. Dieſe Tarifbindungen, die über ein rein 
automatiſch wirkendes Syſtem von Vorzugstarifen 
hinausgehen, ſollen gegenſeitig die Wirtſchafts⸗ 
beziehungen befeſtigen, ſo daß nicht nur ein Bezug 
von oſtpreußiſchen Produkten — beiſpielsweiſe 
Nahrungsmitteln — für die Induſtriereviere in 
Betracht kommt, ſondern auch die Förderung ent- 
ſprechender Induſtrieprodukte in Oſtpreußen ſelbſt. 
Die verſtärkte Lieferung von Kohle und Eiſen 
nach Oſtpreußen wird tariflich etwa durch einen 
vermehrten Abſatz von Käſe in das Induſtrie⸗ 
revier wirtſchaftlich ausgeglichen werden. 


Bei dem Aufbau neuer Induſtriezweige in Oſt⸗ 
preußen und der Erweiterung der beſtehenden 
wird von dem Grundſatz einer möglichſt engen 
Bindung der Induſtriearbeiter zur Landwirtſchaft 
ausgegangen werden. In der Hauptſache wird 
ſchon im Produktionsprogramm die Einführung 
von Kurzarbeit in Frage kommen, wobei der 
Arbeiter auf die Siedlung geſtellt wird. Die 
wirtſchaftlichen und ſiedlungspolitiſchen Maß⸗ 
nahmen des Kampfes gegen die Arbeitsloſigkeit 
werden im Inſtitut für oſtdeutſche 
Wirtſchaft bearbeitet, das dem Oberpräſidium 
angegliedert iſt und aus einer wirtſchaftspoli⸗ 
Ba und einer Landesplanungs⸗Abteilung be⸗ 

eht. 

Von grundſätzlicher Bedeutung für die Sied⸗ 
lungspolitik in den übrigen Landſchaften iſt die 


in Oſtpreußen eingeleitete Werbung zur An⸗ 
ſiedlung weſtlicher Induſtrien. Die 
mittelbaren Anreize einer Belebung des oſtdeut⸗ 
ſchen Abſatzmarktes durch eine verſtärkte bäuerliche 
Siedlung, durch das Vorlieferungsrecht der oſt⸗ 
preußiſchen Induſtrien bei Reichsaufträgen und 
einige wenige andere Begünſtigungen werden ge— 
nügen, um anſtelle der durch die marxiſtiſche 
Nachkriegspolitik erzwungenen Konzentration der 
Induſtrien im Weſten eine neue induſtrielle Auf⸗ 
lockerung und Oſtwanderung unter völliger wirt- 
ſchaftlicher Freiheit und Selbſtverantwortlichkeit 
der beteiligten Induſtrien treten zu laſſen. Eben⸗ 
lo bemerkenswert iſt die grundſätzliche Ver⸗ 
bindung induſtrieller Neugründun⸗ 
gen in Oſtpreußen mit der Anſied⸗ 
lung ihrer Arbeiter in nebenberuf⸗ 
lichen Landſiedlungen, die die Richtig⸗ 
keit dieſer hier zuerſt vertretenen Siedlungsform 
vollauf beſtätigen. 


Uebrige Landesteile. 


Auch in Pommern werden am 14. Auguſt nach 
12tägiger Arbeit 12 Landkreiſe frei von Arbeits⸗ 
loſen gemeldet. Aus Süddeutſchland liegen gleich— 
falls ähnliche Meldungen vor. In Berlin und 
Brandenburg iſt es der Tatkraft des Oberpräſi— 
denten und Gauleiters Kube gelungen, die ab⸗ 
ſolut ſtärkſte Zahl von Erwerbsloſen wieder in 
den Arbeitsprozeß einzugliedern. Die vielſeitige 
Struktur dieſes Wirtſchaftsgebietes bot hierfür 
geeignete Vorausſetzungen. Zuſammen⸗ 
faſſend laſſen die bisherigen Er- 
gebniſſe klar erkennen, daß die Ar⸗ 
beitsloſigkeit zuerſt in den länd⸗ 
lichen Gebieten behoben werden 
wird Sie iſt dort ſtets ſchwächer geweſen als 
in den Induſtriegebieten und größtenteils über- 
haupt erſt durch die Angleichung der landwirt- 
ſchaftlichen Tarife und Sozialpolitik an die ihr 
völlig weſensfremde gewerbliche Geſetzgebung ent— 
ſtanden. Wie in Oſtpreußen die Arbeitsloſigkeit 
zuletzt in Königsberg behoben wurde, werden auch 
im ganzen Reich die Hauptkriſenherde der Indu— 
ſtrieagrargebiete und der reinen Induſtriegebiete 
durch die Befreiung ihrer landwirtſchaftlichen Um- 
gebung von der Arbeitsloſigkeit Schritt für Schritt 
befreit werden. 


Oeffentliche und private Arbeitsbeſchaffung. 


Der Anteil der öffentlichen und der privaten 
Arbeitsbeſchaffung an der Eingliederung der Ar: 
beitsloſen wird im Rahmen dieſer Maßnahmen 
immer lebhafter erörtert. Beide Anteile ſind bei 
der Eingliederung von Erwerbsloſen in die Land- 
wirtſchaft beſonders eng miteinander verbunden, 
laſſen ſich aber bei den übrigen Gewerbezweigen 
eher von einander trennen. Für die öffentliche 
Arbeitsbeſchaffung find von der Deutſchen Geſell⸗ 
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ſchaft für öffentliche Arbeiten bis zum 31. 3. 33 
folgende Kredite bewilligt worden: 


1. Maßnahmen d. Reichs: 
Reichswaſſerſtraßen 
ſonſtige RNeichsmaß⸗ 


46,3 


3. Brückenbauten 
4. Flußregulierungen und 
Hochwaſſerſchutzan⸗ 
ago 4,2 
5. Verſorgungsanlagen, 
Verkehrsunternehmun⸗ 
gen und ſonſtige wer⸗ 
bende Anlagen 
6. Sonſtige Tiefbauten, in 
der Hauptſache Kanali— 
ſations arbeiten 


1.555 CE [100 % 


Von der verfügbaren 1 Milliarde RM des So⸗ 
fortprogramms 1933 werden vorausſichtlich 200 
Mill. RM für Inſtandſetzungs- uſw. Arbeiten an 
öffentlichen Gebäuden, 100 Mill. RM. — hiervon 
bereits 50 Mill. RM ausgegeben und weitere 
20 Millionen RM bewilligt — für Hausinſtand⸗ 
ſetzung und Wohnungsteilung, 100 Mill. RM — 
hiervon bereits 50 Mill. RM zur Verfügung ge- 
ſtellt und weitere 50 Mill. bewilligt — für vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung, 50 Mill. RM für Neu⸗ 
bildung des Bauerntums, 150 Mill. RM für 
Tiefbauarbeiten, 325 Mill. RM für Melioratio⸗ 
nen, Verſorgungsanlagen und Sachleiſtungen, der 
Reſt für Förderung des Eigenheimbaus, Kanal⸗ 
bauten (Mittellandkanal), Heringslogger und 
Fiſchdampferbau (6 Mill. RM), Behelfswoh⸗ 
nungsbau uſw. verwendet werden. 


Neben der abſoluten Höhe der Beträge iſt der 
Gegenſatz zwiſchen dem geringen angewieſenen 
Betrag aus dem Papen-Gerecke-Programm von 
1932 (!) und den weſentlich größeren Beträgen 
aus dem nationalſozialiſtiſchen Sofortprogramm 
von 1933 aufſchlußreich für die wachſende Zügig⸗ 
keit des Verfahrens und die Stoßkraft der neuen 
Staatsführung. 


Daß ſich das wachſende Vertrauen 
der Privatwirtſchaft zur national⸗ 
ſozialiſtiſchen Führung auch unab⸗ 
hängig von der öffentlichen Arbeits⸗ 
beſchaffung in einem echten Kon⸗ 
junkturaufſtieg auswirkt, laſſen die 
Berichte der Induſtrie-und Handels⸗ 
kammernklarerkennen. Dieſe zeigen vor 
allem in den Monaten April und Mai in der 
Mehrzahl der Induſtriezweige eine deutliche 


Beſſerung. Insbeſondere iſt ein Umſchwung nach 
oben in der Automobilerzeugung und in der 
Molle- und Schuhinduſtrie feſtzuſtellen. Die 
Lage der Glasinduſtrie, der Leinen- und Seiden⸗ 
induſtrie iſt wenig einheitlich. Die Beurtei⸗ 
lung des Beſchäftigungsgrades in der chemi— 
ſchen Induſtrie, in der Elektro- und Metallindu⸗ 
ſtrie iſt zuverſichtlicher. Ebenſo zeigen die 
Verkehrsleiſtungen der Reichsbahn 
ſeit März dieſes Jahres einen deut⸗ 
lichen konjunkturellen Aufſtieg. Zu 
dem gleichen Ergebnis führen die 
arbeitstäglichen Inderziffern der 
gewerblichen Gütererzeugung. Nach 
dem Wochenbericht des Inſtituts für Konjunktur⸗ 
forſchung vom 2. Auguſt belaufen ſich dieſe gegen- 
über 100% im Jahre 1928 auf % 


Ende April Ende Mai Ende Juni 


1932 61 62,2 60,7 
1933 65,3 68,3 69,9 


Ein ähnliches Bild, wenn auch mit 
tärferen Konjunktur bewegungen 
zeigt die Beſchäftigung in der Bau⸗ 
induſtrie. Sie betrug gegenüber 
100% der gleichen Monate im Jahre 
1929 %: 


1930 1931 1932 1933 
Januar 164,8 68,5 31,9 29,1 
Februar 211,3 95,0 42,8 42,8 
März 88,9 47,2 18,2 29,7 
April 61,9 41,1 19,1 29,7 
Mai 56,0 41,8 20,1 33,0 


Reichswirtſchaftsminiſter Dr. Schmitt zur 
Arbeitsbeſchaffung. 

Daß es ſich bei der echten Bele⸗ 
bung der Privatwirtſchaft zunächſt 
um erſte Anfangserfolge handelt, 
wurde in derprogrammatiſchen Rede 
des Reichswirtſchaftsminiſters Dr. 
Schmitt in Köln beſonders her⸗ 
vorgehoben. Eine reſtloſe Beſeiti⸗ 
gung der langfriſtigen Arbeits⸗ 
loſigkeit in den Induſtriezentren 
wird hier nur durch eine vernünf⸗ 
tige Wirtſchaftspolitik auf lange 
Sicht erreicht werden können. Die Ar⸗ 
beitsbeſchaffungsprogramme kön⸗ 
nen hier nur eine Zündung bedeuten 
und ſich nur bei planmäßiger Beſei⸗ 
tigung der wirtſchaftlichen Urjaden 
der Arbeitsloſigkeit voll auswir⸗ 
ken. Die Warnung vor einem weite- 
ren Zuviel an unwirtſchaftlichen 
baulichen Inveſtierungen wird eben⸗ 
ſo offen ausgeſprochen wie die 
Warnung vor wirtſchaftspolitiſchen 
Denkfehlern. Nur durch geſunden Wett⸗ 
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bewerb im Inland und Ausland kann die deut- 
ſche Wirtſchaft leiſtungsfähig bleiben. Auch der 
Zinsfuß kann nur durch wachſendes Vertrauen in 
die politiſche Führung Adolf Hitlers und in die 
Leiſtungsfähigkeit der deutſchen Wirtſchaft, nicht 
aber durch Zwangsverordnungen geſenkt werden. 
Autoritäre politiſche Führung, Fachkunde und 
Selbſtverantwortlichkeit der Wirtſchaft werden als 
Grundlagen einer wirtſchaftlichen Geſundung auf 
lange Sicht erkannt und entſprechend geſichert 
werden. 


Arbeitsbeſchaffung im Siedlungs⸗ und Wohnungs⸗ 
weſen. 

Wie ſehr die Warnungen des Reichswirtſchafts⸗ 
miniſters gegenüber den bisherigen Inveſtierun⸗ 
gen im Wohnungsbau berechtigt ſind, zeigen fol⸗ 
gende Zuſammenſtellungen des Statiſtiſchen 
Reichsamts über die Bautätigkeit vom 192432: 


Entwicklung der baugewerblichen Produktion ): 


Mengen 


Werte in Milliarden (R) (1928100) 


ins⸗ 
geſamt 


Bau⸗ 
gewerbe 


1) Geſchätzt. — 2) Einſchließlich des geſamten Tiefe 
baus, von dem ein kleiner Teil auch auf den gewerb— 
lichen Bau entfällt. — ?) Vorläufig. 


Während die geſamte induſtrielle Produktion 
von 1924 bis 1928/29 um nicht ganz die Hälfte zu⸗ 
genommen hat, wurde die Produktion im geſam⸗ 
ten Baugewerbe infolge der Baupolitik der ſozia⸗ 
liſtiſchen Regierung allein mehr als verdoppelt. 
Seit der Konjunkturwende dagegen nahm die in— 
duſtrielle Erzeugung um etwa 40 v. H., die Pro- 
duktion im Baugewerbe aber um % ab. Beſon⸗ 
ders gefördert wurde der Wohnungsbau. Nament⸗ 
lich in den Großſtädten und in den induſtriellen 
Gegenden hatte die Zahl der Wohnungen außer⸗ 
ordentlich zugenommen. Der Höhepunkt der Woh⸗ 
nungsbautätigkeit wurde in den kleineren Ge⸗ 
meinden (unter 50 000 Einwohner) vorwiegend im 
Jahre 1928, in den größeren Städten (50 000 bis 
100 000 Einwohner) 1929 und in den Großſtädten 
(über 100 000 Einwohner) erſt 1930 erreicht. In 
den großen Städten war infolge der hier durch 
eine verfehlte Wirtſchaftspolitik geförderten indu⸗ 
ſtriellen Konzentration meiſt ein beſonders geſtei— 
gerter Wohnungsbedarf vorhanden. 


Der Neinzugang an Wohnungen 
auf 1000 der Bevölkerung betrug: 


Gemeinden 


Zeit über | unter 
100000 | 2000 


Einwohner 


1924 n tea e ee 18109 
1025 e oa 
1926 3:30 93:82 e 
1927 46 | 53 | 30 | 49 | 50 | 43 
1928 50% 63, | .32. [2482| 591,48 
1929 | e 
1930 50 | 84 | 28 lı09 | «s | 49 
1931 eee ee less 
1932 i e eee 


In welchem Umfang die Bauten aus öffentlichen 
Mitteln finanziert wurden, zeigt die nachſtehende 
Ueberſicht: 


Die Quellen der langfriſtigen 
Wohnungsbaufinanzierung (Mill. RM) 


Private Öffentliche 
Mittel Mittel 


zuſammen 


Die Verteilung der Mittel für die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung auf Groß- und Kleinſtädte nach 1931 
kennzeichnet auch hier die baupolitiſche Wende. 
Nach Mitteilung von Miniſterialrat Dr. Fr. 
Schmidts) waren für die erſte Rate von 48 Millio- 
nen RM, die Ende 1931 durch den damaligen 
Reichskommiſſar zur Ausſchüttung gelangte, die 
Richtlinien vom 10. November 1931 maßgebend. 
Sie zielten in der Hauptſache auf eine vorſtädti⸗ 
ſche Kleinſiedlung in Großſtädten und ſolchen 
größeren Induſtriebezirken, die ber 
ſonders unter der Arbeitsloſigkeit litten. Schon die 
Richtlinien vom 1. Juli 1932 und die dazu er⸗ 
laſſenen Verfahrensvorſchriften anläßlich der zwei— 
ten Rate von 25 Millionen RM hatten eine 
Verlagerung der Siedlung aus den 
Großſtädten und Induſtriezentren 
inſolche der mittleren und kleineren 
Städte zum Ziele, in denen eine Wiederein— 
ſtellung arsbeitslos Gewordener in Wirtſchafts— 
betrieben mehr Ausſicht bot. In noch ſtärkerem 
Maße kam dieſe Tendenz bei der Verteilung der 
dritten Rate von 40 Millionen RM zum Aus⸗ 
druck, die nach einer Zwiſchenrate Ia von 
10 Millionen RM im Dezember 1932 im Februar 


) Deutſche Bauzeitung vom 2. 8. 33. 
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1933 nach Richtlinien vom 20. Februar 1933 er⸗ 
folgte. Der Anteil der Großſtädte mit über 
100 000 Einwohnern an den mit Reichsdarlehen 
geförderten Siedlerſtellen in Preußen hat ſich da— 
durch von 58,9 v. H. im erſten Abſchnitt (6628 
Stellen) auf 42,5 v. H. im zweiten Abſchnitt (3104 
Stellen) und 17,9 v. H. im dritten Abſchnitt (1679 
Stellen) geſenkt. Andererſeits iſt der Anteil 
der kleineren Gemeinden mit weniger als 100 000 
Einwohnern von 10,5 v. H. (1183 Stellen) auf 
26,6 v. H. (1949 Stellen) und dann auf 41,1 v. 
H. (3860 Stellen) geſtiegen iſt. Für das geſamte 
Reichsgebiet ergibt ſich die Verlagerung aus fol- 
genden Zahlen: 
Abſchnitte % ie, ee e 
Gemeinden mit über 100 000 Einwohnern 
Stellen ab). 9830 2993 1254 
9. 95 55,1 35,6 31,8 
Gemeinden mit unter 10000 Einwohnern 
Stellen ab). 2083 2285 1510 6250 
v. H. 117 27 382 42,5 
Der neue Erlaß vom 7. Juni 1933 betont beſon⸗ 
ders eindringlich, daß eine Errichtung von Klein— 
ſiedlungen an Orten, in denen eine künftige Ein⸗ 
gliederung der Siedler in den Erwerbsprozeß aus⸗ 
geſchloſſen erſcheint, keinesfalls mehr erfolgen 
darf. Er weiſt ausdrücklich auf die Notwendigkeit 
der Herausſiedlung aus Bezirken mit größerer, 
vorausſichtlich andauernder ſtruktureller Arbeits⸗ 
loſigkeit hin und betont die Notwendigkeit der 
Rückſiedlung von Induſtriearbeitern, die vom 
Lande in die Stadt gezogen ſind, auf das Land. 
Die Erfahrungen, die im III. Ab⸗ 
ſchnitt mit der Kurzarbeiterſied⸗ 
lung gemacht worden ſind, ſind er⸗ 
freulich und ermutigend. Es darf 
erwartet werden, daß die neuen für die vor= 
ſtädtiſche Randſiedlung ausgeworfenen 20 Millio⸗ 
nen RM in gleicher Weiſe verteilt werden. 
Eine wertvolle Unterfuhung des Deutſchen 
Handwerks⸗Inſtituts zu Hannover läßt die gleiche 
oder größere Wirtſchaftlichkeit einer 


2969 
20,0 


Einſchaltung des privaten Bauge⸗-⸗ 
werbes und der privaten Architekten 
auch bei der vorſtädtiſchen Randſied⸗ 
lung erkennen. Nach den Berechnungen des 
Inſtituts in den Bauwirtſchaftlichen Kurzberichten 
ſtellen ſich bei Regiearbeit der Gemeindeverwal— 
tungen die Baukoſten bei Einbeziehung aller mit⸗ 
telbaren perſönlichen und ſachlichen Regiekoſten 
um etwa 5% teurer. Es wird daher auch bei der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung einer grundſätzlichen 
Durchführung der Privatiſierung von Bauleitung 
und Herſtellung nichts im Wege ſtehen, wenn das 
Handwerk ſeinerſeits darauf bedacht iſt, ſtets 
auf das äußerſte zu kalkulieren und nicht, wie es 
in verſchiedenen Gewerbezweigen nachweisbar iſt, 
die angehende Belebung des Baumarktes zu un— 
gerechtfertigten Preisſteigerungen zu benutzen. 
Amtliche Verlautbarungen laſſen keinen Zweifel 
darüber, daß derartigen Verſuchen unnachſichtlich 
entgegengetreten werden wird. Nach Eingliede— 
rung des Kampfbundes des gewerblichen Mittel- 
ſtnades in die Arbeitsfront wird es deren Auf⸗ 
gabe ſein, in Zukunft zwiſchen berechtigten Inter- 
eſſen des Bauhandwerks und der Siedler und 
Siedlungsträger zu vermitteln. 

Zu den öffentlichen Zuſchüſſen für neue Klein⸗ 
ſiedlungen treten weitere 50 Millionen RM für 
Hausreparaturen in Ergänzung der erſt⸗ 
malig laut Geſetz vom 1. 6. 33 bewilligten 100 Mil- 
lionen RM. Ihre Bereitſtellung iſt wirtſchaftlich 
gerechtfertigt, ſoweit ſie einen Ausgleich für eine 
übergroße Belaſtung des Althausbeſitzes mit 
Hauszinsſteuern und für den dadurch bedingten 
Verfall von Altbauten darſtellt. In Zukunft wer⸗ 
den die öffentlichen Zuſchüſſe allerdings in erſter 
Linie für neue landwirtſchaftliche Siedlungen und 
nichtlandwirtſchaftliche Kleinſiedlungen bereitzu⸗ 
ſtellen ſein. Für ihren wirtſchaftlichen Anſatz wird 
die eingangs dargeſtellte neue Organiſation der 
geſamten Siedlung unter Mitwirkung aller ver⸗ 
antwortlichen Stellen von Wirtſchaft und Verwal⸗ 
tung Sorge zu tragen haben. 

Martin Pfannſchmidt. 


Perſönliches 


Aenderungen in der Geſchäftsführung 

des Neichsverbandes Deutſcher Heimſtätten 

Herr Verwaltungsrechtsrat von Gruner ſchied im 
Mai ds. Is. auf eigenen Wunſch aus dem Vorſtand des 
Reichsverbandes Deutſcher Heimſtätten aus, um ein 
anderes Arbeitsgebiet zu übernehmen. Die Auf⸗ 
gaben des Vorſtandes werden in Zukunft von dem 
Vorſitzenden des Reichsverbandes wahrgenommen. 
Mit dieſem Heft ſcheidet Herr von Gruner daher auch 
als Herausgeber der Zeitſchrift aus. Wir danken 
Herrn von Gruner für die tätige Mitwirkung am 
Aufbau und Ausbau dieſes Blattes. 


Perſonal veränderungen 
bei den preußiſchen provinziellen Heimſtätten 
Oſtpreußen: Herr Generaldirektor Nadolny legt 
am 1. Oktober krankheitshalber die Leitung der Oſt⸗ 
preußiſchen Heimſtätte nieder, der er ſeine ganze 
Lebenskraft gewidmet hat. Seinem Wirken iſt der 


erſte Aufſatz dieſes Monatsheftes gewidmet. Als ſein 
Nachfolger übernimmt Herr Schlegel gleichzeitig die 
Leitung der Oſtpreußiſchen Heimſtätte und der Oſt⸗ 
preußiſchen Landgeſellſchaft. — Schleſien: Anſtelle von 
Herrn Dworad wurde Herr Stöckhardt Ge 
ſchäftsführer der Schleſiſchen Heimſtätte. — Branden⸗ 
burg: Herr Richard Linneke legte die Leitung der 
Brandenburgiſchen Heimſtätte nieder. An ſeiner 
Stelle wurde Herr Dr. Hans Wagner kommiſ⸗ 
ſariſcher Geſchäftsführer. — Sachſen: Herr Korch 
wurde zum Prokuriſten der Mitteldeutſchen Heim⸗ 
ſtätte beſtellt. — Heſſen: Anſtelle des ausſcheidenden 
Herrn Zimmerle wurde Herr Regierungsaſſeſſor 
AT zum Geſchäftsführer der Heſſiſchen 
Heimſtätte beſtellt. — Rheinprovinz: In Durchführung 
des Führerprinzips wurde Herr Dr. Kruſchwitz 
alleiniger Geſchäftsführer der Rheiniſchen Heimſtätte. 
Der frühere erſte Geſchäftsführer, Herr Dr. Dütt⸗ 
mann, wurde Prokuriſt der Geſellſchaft. 
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Veſprechungen 


Schlange⸗Schöningen: „Bauer und Boden“. Han⸗ 
ſeatiſche Verlagsanſtalt, Hamburg, 1933. 


Nachdem der Verfaſſer in ſeinem früheren Buche 
„Acker und Arbeit“ die Gegenwart zur wirtſchafts⸗ 
politiſchen Notwendigkeit bewußter Agrarpolitik 
gemahnt hatte, verſucht er hier, den volkswirtſchaft⸗ 
lichen Grundſätzen, die ihr zugrunde lagen, durch 
hiſtoriſche Belege Nachdruck zu verſchaffen: 

Die Agrarreformverſuche der Tiberius und des 
Sempronius Gracchus konnten die Verſtädte⸗ 
rung und damit den Untergang des Römer⸗ 
reiches, die Reformen des Peter Arkadjewitſch 
Stolypin die bäuerliche Verarmung und 
ihr zufolge den Zuſammenbruch Rußlands 
nicht mehr aufhalten! 

Dieſe geſchichtlichen Bilder ſind ohne erhebliche 
Kraft und Reichhaltigkeit, aber in klarem Umriß 
gezeichnet. Nur als Ganzes, nicht ausführlich und 
einleuchtend im einzelnen, ſind ſie in die gegen⸗ 
wärtigen Vorgänge logiſch überführt. 

Sie erwecken daher eher den Anſchein einer 
geſchichtlichen Selbſtorientierung, als daß ſie der 
Gegenwart allgemeingültige Maßſtäbe aus der 
Geſchichte vorzeichnen. 

Auf dieſem Wege ſollen die aus der früheren 
amtlichen Tätigkeit Schlanges bekannten, in den 
Erkenntniſſen der letzten Jahre zu letzter Klarheit 
gereiften Beſtrebungen gefördert werden, näm⸗ 
lich: ausgeglichene Agrar-Induſtrie 
wirtſchaft als Ziel einer unabhängigen natio⸗ 
nalen Wirtſchaft; Erſchließung des Bin⸗ 
nenmarktes, Hebung der Kaufkraft 
durch Arbeitsbeſchaffung, Arbeits: 
beſchaffung durch Export und Gied: 
lung. 

Im einzelnen iſt mit Recht auf den gegenwärti⸗ 
gen Zeitpunkt als den einzig rechten und einzig 
möglichen für die Ueberführung einer jo umwäl⸗ 
zenden, die Geſamtproduktion zunächſt ſtörenden 
Agrarreform in die Praxis hingewieſen: Sie muß 
in Angriff genommen werden, ſolange Minder— 
bedarf der Bevölkerung infolge Verarmung eine 
Minderproduktion erträglich macht. Der Zuſtand 
der „Einkapſelung und Beſitzerhaltung“ darf kei— 
nesfalls länger anhalten. 

Im übrigen ſind die genannten Geſichtspunkte 
mehr programmatiſch unterſtrichen als im einzel: 
nen neuartig vorgezeichnet. N. 


Werner Beumelburg: „Arbeit iſt Zukunft. Ziele 
des deutſchen Arbeitsdienſtes“. Verlag Ger: 
hard Stalling, Oldenburg 1933, „Schriften an 
die Nation“. 


Da iſt nach langatmigen Errechnungen, nach 
umſtändlichem Ratſchlagen über den beſten Weg, 


nach kleingläubig beſorgtem Verfolgen der erſten 
Schritte noch ein knapper, ſchneidiger Aufruf. 
Ein Aufruf, dem Glaube ſelbſtverſtändliche Pflicht 
iſt, ein Aufruf, der klingt wie Befehl an die auf— 
marſchierende Front der Arbeit: Entweder, Ihr 
barbt und verderbt in Muße, oder Ihr ſiegt und 
lebt durch Arbeit! 

Wie aus einem Marſch zur Arbeit iſt der 
Rhythmus dieſer Rede geſchlagen, beſchwingt von 
Not, Glaube und kalter Entſchloſſenheit. 


Da droben noch einmal die furchtbaren Kenn: 
zeichen der Not und ihres Gefolges: Verſchuldung 
und Armut, Ueberproduktion und Arbeitsloſig⸗ 
keit, Reſignation und Verzweiflung. Da ſteht im 
Glauben an die Wunderkraft jugendlichen Tat: 
willens, erſchüttert und erſchütternd, ein Heer von 
Freiwilligen zum Kampfe auf für Arbeit und 
Brot. Dieſer gewaltige Wille zur Arbeit zwingt 
Arbeitsmöglichkeit herbei, und die einmal beweg- 
ten Kräfte erzwingen auch ihren Lohn: Freien 
Boden und freie Geſinnung! 

Denn dieſer Aufruf zur Arbeit iſt zugleich eine 
Predigt der Wallfahrt zur Erde, voll des Heils- 
gedankens: Siedlung! einzige, glückliche Rettung! 

Die Pracht der Begeiſterung, mit der das dar— 
getan wird, wäre indes nichts nütze, wenn ſi 
nicht in den Stahlglanz herzhaft ſachlicher Weber: 
zeugung gegürtet wäre. 

Auf dem Wege nüchterner Beſonnenheit mün: 
den da zum Beiſpiel die Gedanken über Arbeits: 
dienſt und Wehrwillen in die Mahnung: die 
Fruchtbarkeit der Bewegung nicht zu ertöten, in: 
dem man ihr vorzeitig fremde Zwecke aufbürdet; 
ſie vor berufsmäßigen Führern zu bewahren, 
denen die Freiwilligkeit der Bewegung fremd iſt, 
die ihre Triebkräfte mit angelernter „Befehls— 
mechanerie“ erſticken! 

Da wird klar, daß der Arbeitsdienſt eine 
Stadtflucht⸗, d. h. eine Landſucht 
bewegung iſt, daß das Streben zu Arbeits 
dienſt und Siedlung aus einem Lebens 
ſehnſuchtsquell entſpringt, auf ein gemein: 
james Ziel gerichtet iſt: die Befrei⸗ 
ung von der Materie durch eigene Arbeit 
auf eigenem Boden! Zu ſo beſtimmten Zielen 
laufen Gedanken aus, die mit einer Verherrlichung 
der Arbeit als Selbſtzweck, als einer Errungen 
ſchaft der Arbeitsdienſtbewegung, begannen. Ge— 
danken, die mit dem Hinweis ſchließen: „In der 
Siedlung liegt die tiefſte Aufgabe 
des Arbeitsdienſtes!“ 

Siedlung und Arbeitsdienſt, dieſe mächtigſten 
Strömungen unſerer Tage, müſſen deshalb in 
rechtem Abſtand und Ausgleich geführt und ſchließ— 
lich in ein Bett geleitet werden, wenn ſie ſich nicht 
wechſelſeitig überfluten, ſondern ihre ſchaffenden 
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Kräfte dem Gemeinwohl geſichert werden jollen 
Das heißt, eine organiſche, gemäßigte Entwicklung 
des Arbeitsdienſtes muß angeſtrebt werden und 
eine Beſchleunigung der Siedlung, daß nicht viel— 
leicht die Heere der Arbeitsfreiwilligen in Befrie⸗ 
digung eines ſtürmiſch naturhaften Selbſterhal 
tungstriebes ſich im offen Lande verſchanzen und 
einer Rückkehr in die Städte, ins alte Elend ſich 
widerſetzen. 

Das iſt ein herausforderndes Bild, aber auch 
Beumelburg vergißt nicht, daß das Maß des guten 
Willens die menſchlichen Möglichkeiten ſind. Und 
wir vertrauen mit dem Verfaſſer auf den Führer, 
der uns dieſen begrenzten Möglichkeiten: Neuem 
Land und neuer Freiheit, unbeirrbar zuführt! 

N. 


„Das Recht an der Siedlerſtelle,“ Obereigentum 
des Siedlungsträgers und Untereigentum 
des Siedlers am Siedlungsgrundſtück, von 
Dr. jur. Alfred Wilke, Münſter, Band 5 
der Materialienſammlung der Forſchungs⸗ 
ſtelle für Siedlungs- und Wohnungsweſen 
an der Univerſität Münſter i. W., heraus⸗ 
gegeben von o. ö. Univerſitätsprofeſſor Dr. 
W. F. Bruck, Münſter 1932, 54 Seiten, 
Preis RM 2,.—. 


Einen intereſſanten Beitrag zum modernen 
Bodenrecht bedeutet die in der obengenannten 
Materialienſammlung veröffentlichte preisgekrönte 
Schrift des Dr. A. Wilke: „Das Recht an der 
Siedlerſtelle.“ In ſyſtematiſcher Weiſe wird hier 
die Rechtsnatur des Eigentums an bäuerlichen 
Siedlungen, wie ſie ſich auf Grund des Reichs— 
ſiedlungsgeſetzes ergibt, unterſucht und dargeſtellt. 
Allen mit dem Siedlungsweſen in Verbindung 
ſtehenden Behörden, Körperſchaften, Organiſatio⸗ 
nen und Einzelperſonen, kann die Anſchaffung 
dieſer klugen Arbeit dringend empfohlen werden. 

Dr M. 


„Das Recht der Kurzarbeit.“ Von Oberregie— 
rungsrat Preßprich (Landesarbeitsamt 
Sachſen). Verlag W. Kohlhammer, Stutt- 
gart 1932. 76 Seiten. Preis —— RM. 


Einleitend werden der Begriff, die Beſonder⸗ 
heiten ſowie die bisherige Geſetzgebung über die 
Kurzarbeit geſtreift. Sodann wird dieſes Sonder- 
gebiet der Sozialpolitik an Hand der einſchlägigen 
Beſtimmungen, insbeſondere der Verordnung des 
Verwaltungsrats der Reichsanſtalt für Arbeits⸗ 
vermittlung uſw., vom 1. Juli 1932, überſichtlich, 
knapp, klar und erſchöpfend behandelt. Tabellen 
über die Höhe der Anterſtützungsſätze ſowie amt⸗ 
liche Vodrucke für das Verfahren vervollſtändigen 
die Veröffentlichung. Aus ſachkundiger Feder iſt 
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alles Wiſſenwerte, insbeſondere für die praktiſche 
Handhabung, zuſammengetragen. 
Dr.⸗Ing. Bardow. 


„Die Wettbewerbsgrundlagen der Wohnungsbau⸗ 
weiſen.“ Von Dr.-Ing Kurt Müller, 
Leipzig. Verlag Julius Springer, Berlin 
1933. 128 Seiten. Preis 4,50 RM. 


Ausgehend von den zahlreichen Vorſchlägen 
einer Nachkriegszeit für die Ausführung der 
Außenwand, unterſucht der Verfaſſer die viel- 
geſtaltigen Beziehungen, die für die Wettbewerbs⸗ 
fähigkeit der Wohnungsbauweiſen von Bedeutung 
ſind. Unter der großen Zahl von Faktoren, die 
dargeſtellt und ausgewertet ſind, findet ſich neben 
techniſchen und finanziellen Geſichtspunkten auch 
der Einfluß, der von den am Wohnungsbau be⸗ 
teiligten Perſonengruppen, von öffentlichen Maß⸗ 
nahmen uſw. ausgeht. Das Ergebnis beſteht in 
der Erkenntnis, daß die Wirtſchaftlichkeit einer 
Bauweiſe ſich aus verſchiedenen Gründen nicht 
in einer einfachen Formel darſtellen läßt. Viel⸗ 
mehr können die Bauweiſen nur für die jeweilige 
Wohnungsbauaufgabe miteinander verglichen und 
ihre Wettbewerbsgrundlagen nur unter Beachtung 
der Grenzen beurteilt werden, die für die Ver⸗ 
gleichbarkeit gezogen ſind. 

Unter Verwendung einer umfangreichen Lite⸗ 
ratur iſt eine Fülle wiſſenswerter Einzelheiten 
mit Quellenangabe zuſammengetragen. Viele 
Einzelbetrachtungen regen zum Nachdenken an. 

Die Veröffentlichung ſtellt einen wertvollen 
Forſchungsbeitrag dar, deſſen Nutzanwendung für 
den Wirtſchaftler wiſſenswert, für den Architekten 
und den Unternehmer gleicherweiſe wichtige 
Ueberlegungen aufzeigt. Dr.⸗Ing. Bardow. 


Kommunale Vereinigung für Wohnungsweſen in 
München, 15. Heft. 


Die Vereinigung gibt eine Serie von Schriften 
heraus, deren 15. Heft vorliegt. Der 1. Abſchnitt 
behandelt die vorſtädtiſche Kleinſiedlung. Zuerſt 
beſpricht Oberbürgermeiſter Dr. Stadler-Kaſſel 
kurz das Thema der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
als Problem und Aufgabe und fordert möglichſte 
Stadtnähe, mäßig großes und billiges Gelände 
und richtige Auswahl und Miſchung der Siedler. 
Sodann ergreift Stadtbaurat Dr. Ing. Wolf-Leip⸗ 
zig das Wort zu einem ausführlicheren, mit 24 
guten Abbildungen ausgeſtatteten Abſchnitt über 
„Die Kommunen als Träger für die vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung.“ Dr. Wolf weiſt nach, daß ein ſo⸗ 
lides Siedlerhaus ſelbſt bei größter Einfachheit 
und Sparſamkeit unter Anrechnung aller ent⸗ 
ſtehenden Koſten nicht unter 5000 RM herzuſtellen 
iſt. Abbildungen der Kleinſiedlungen in Leipzig, 
Hannover, Frankfurt a. M., Mainz, München 


und Breslau erläutern die überaus lehrreichen 
und inhaltvollen Ausführungen. Es folgt ein 
kurzes Kapitel des Oberbaurats Jobſt-Kaſſel über 
die dortigen vorſtädtiſchen Kleinſiedlungen mit 
anſchließender Stellungnahme bekannter Fach⸗ 
leute. 

Im 2. Abſchnitt ſpricht zunächſt Stadtrat Dr. 
jur. Hiller⸗Halle über Wohnungsaufſicht und 
Wohnungspflege unter beſonderer Berückſichtigung 
der Inſtandſetzung der Altwohnungen im Drgas 
nismus der Gemeindeverwaltung und anſchließend 
Direktor Brehme über die überaus intereſſante 
Sanierung der Kaſſeler Altſtadt, unter Beigabe 
ſehr guter Abbildungen. 


Nach einem kürzeren Abſchnitt des Magiſtrats⸗ 
rats Dr. Barz⸗Berlin über die Rechtſprechung bei 
der Rückforderung von Ablöſungsbeträgen folgt 
der letzte Abſchnitt über Wohnungsneubaupro⸗ 
bleme von Regierungsbaumeiſter a. D. Faller⸗ 
Halle mit aufſchlußreichen ſtatiſtiſchen Angaben 
und Tabellen und über die Behandlung von Miet⸗ 
ausfällen und die Freimachung von Wohnungen 
bei Mietrückſtänden mit einer Ausſprache. 

Allen Fachleuten, insbeſondere den in der 
Kommunalverwaltung tätigen, die mit der vor⸗ 
ſtädtiſchen Kleinſiedlung oder den Wohnungsbau⸗ 
problemen zu tun haben, können wir die kleine, 
65 Seiten ſtarke Schrift zum Studium empfehlen. 
A Dr. M. 


Energie: und Maſchinenbewirtſchaftung im Sied⸗ 
lerbetrieb. Heft 37 der R. K. T. L.⸗Schriften. 


Die Schrift geht in dem Vorwort davon aus, 
daß im Hinblick auf die Elektrizitäts- und Waſſer⸗ 
verſorgung in der Siedlung die umſtrittene Frage 
der Streuſiedlung oder Dorfſiedlung eine ſehr er— 
hebliche Rolle ſpielt und glaubt feſtſtellen zu 
müſſen, daß ganz beſonders im Oſten, wo die 
Siedlung nicht nur wirtſchaftliche und ſoziale 
Aufgaben zu erfüllen hat, auf keinen Fall an die 
Streuſiedlung gedacht werden darf. Hier ſei es 
bejonders notwendig, ein ſtarkes Gemeinſchafts⸗ 
gefühl bei den Siedlern zu ſchaffen. Dies könne 
nur durch die Vorteile der Dorfſiedlung erreicht 
werden. Gleichgültig, wie man ſich hierzu einſtellt, 
iſt ſelbſtverſtändlich die Dorfſiedlung für den Aus⸗ 
bau des Elektrizitätsnetzes und die damit in der 
Schrift nachgewieſene Verbilligung bei der Ma⸗ 
ſchinenverwendung ſicher ausſchlaggebend. 

Die Schrift zeigt in ihrem erſten Teil, der ſich 
mit Energiefragen im Siedlerbetrieb unter be⸗ 
ſonderer Berückſichtigung der Elektrizität befaßt, 
klar, daß von den drei Arten der Maſchinenſied⸗ 
lung, und zwar der „Petroleum-⸗Siedlung“, der 
„Göpel⸗Siedlung“ und der „elektriſchen Siedlung“, 
in der finanziellen Auswirkung ſich die elektriſche 
Siedlung nur dann gegenüber der Petroleum: 
Siedlung als wettbewerbsfähig zeigt, wenn „ſämt⸗ 


liche Möglichkeiten zur Verringerung der Anlage— 
koſten ausgenutzt werden und die elektriſche Ener: 
gie frei Hof geliefert wird“. Die Ueberland— 
zentralen müßten aljo die Koſten für die Hoch- 
ſpannungsanlagen und das Ortsnetz ohne Er— 
höhung der Tarife übernehmen. 


Der zweite Teil der Schrift „Senkung der 
Koſten für Maſchinen und Geräte im Siedler⸗ 
betrieb“ zeigt, welche erheblichen Einſparungen 
möglich ſind, wenn die größeren Maſchinen in 
Siedlergemeinſchaften oder Siedlergenoſſenſchaf⸗ 
ten, je nach der Art der Benutzung, verwendet 
werden, da ſie nur dann entſprechend ihrem An— 
ſchaffungspreis auch voll ausgenutzt werden kön⸗ 
nen. In verſchiedenen Provinzen, ſo z. B. auch 
in Oſtpreußen, wurden hierbei nur gute Erfah- 
rungen gemacht. Man wird daher auch in Zu⸗ 
kunft unter Berückſichtigung der in dieſer Schrift 
für den praktiſchen Arbeitsablauf aufgeſtellten 
Vorſchläge geſteigerten Wert auf die Verwendung 
der auch im kleineren Sierlerbetriebe notwendi— 
gen Maſchinen legen müſſen. Da dieſe die Kapi⸗ 
talkraft der Siedler ſtark belaſten, ſind ſie auf 
dem Genoſſenſchaftswege oder in Form von klei⸗ 
neren Gemeinſchaften zu beſchaffen. 

Dr. R. 


Der Holzſchutz in der Landwirtſchaft. Herausge- 
geben vom Fachausſchuß für Holzfragen beim 
Verein deutſcher Ingenieure und deutſchen 
Forſtverein. Berlin 1933. Geſchäftsſtelle 
Ingenieurhaus NW 7. Heft bei Einzelbezug 
RM 2,—. 


In gemeinverſtändlicher Form werden vom 
Fachausſchuß für Holzfragen die Ergebniſſe wich⸗ 
tiger wiſſenſchaftlicher Forſchung zuſammengeſtellt. 
Den Holzſchutz bearbeitete Dr. Lieſe von der Forſt⸗ 
lichen Hochſchule zu Eberswalde, den Widerſtand 
der wichtigſten einheimiſchen Holzarten gegen 
chemiſche Angriffe, Privatdozent Dr. Mörath, 
Darmſtadt. Vorangeſtellt wurden Leitſätze über 
die Bedeutung des Holzes für die Landwirtſchaft. 
Die Zerſtörung des Holzes durch Pilze und In— 
ſekten und die Schädlingsbekämpfung durch 
natürliche Vorſorge oder beſondere Konſervie— 
rungsmethoden iſt von allgemeinem Intereſſe. 
Praktiſche Bedeutung gewinnen die Aufklärungen 
über die Anwendung des Holzſchutzes für Gebäude, 
für Schwamm: und Holzwurmbekämpfung. Die 
chemiſche Widerſtandsfähigkeit des Holzes ver— 
größert ſich mit dem zunehmenden ſpezifiſchen 
Trockengewicht. Sie iſt bei Nadelhölzern beſſer 
als bei den Laubhölzern. Bei ſeiner Wider 
ſtandsfähigkeit gegen Säuren iſt Holz noch immer 
der beſte Bauſtoff für Grünfutterſilos. Die Ver⸗ 
breitung der Schrift und ihrer wertvollen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Erkenntniſſe iſt für die Landwirtſchaft 
von Bedeutung. W. 


315 


Eingegangene Bücher 


Bauer und Boden. 


Herausgegeben von Schlange-Schöningen. Han⸗ 
ſeatiſche Verlagsanſtalt. 

Riſiko und Sicherheit der Bauſparkaſſen. 
Herausgegeben von Dr. Eduard Weber. A. Bonz⸗ 
ſche Erben, Stuttgart. 

Die Oſthilfe-Sicherungsverordnung. Ergänzungs⸗ 


band, enthaltend die ſeit Juni 1932 erlaſſenen 
Beſtimmungen über das Sicherungs- und Ent- 
ſchuldungsverfahren. 

Herausgegeben von Dr. H. Dörge und Dr. F. 
Hennig. Reimar Hobbing Verlag. Pr. RM 7,80. 

Deutſche Agrarprogramme der Nachkriegszeit. 
Herausgegeben von Hans Kretſchmar. Junker & 
Dünnhaupt⸗Verlag. Preis RM 3,50. 

Jahrbuch der Bodenreform. 
Herausgegeben von A. Damaſchke. Verlag Guft. 
Fiſcher, Jena. 

Um die Löſung des Problems der zweiten Hypothek. 
Herausgegeben von Helmut Richardi. Univerſi⸗ 
tätsbuchdruderei Johannes Bredt, Münſter i. W. 
Preis RM 0,30. 

Die Flucht aus der Landwirtſchaft. 

Herausgegeben von Peter Quante. Verlag Kurt 
Vowinkel G. m. b. H. Preis RM 5,60. 

Der deutſche Student (Zeitſchrift der deutſchen Stu⸗ 
dentenſchaft, Auguſtheft 1933). Ye 
Amtliches Organ der deutſchen Studentenſchaft 
und des Deutſchen Studentenwerk e. V. Schrift⸗ 
leitung Gerhard Schröder, Berlin. Pr. RM 0,60. 


Geſetze, Veroroͤnun 


Wohnungsweſen 
Geſetz zur Sicherung der Gemeinnützigkeit im 
Wohnungsweſen. Vom 14. Juli 1933. 


Die Reichsregierung hat folgendes Geſetz beſchloſſen, 
das hiermit verkündet wird: 
Art prel 1 

81 
emeinnützige Wohnungsunternehmen im Sinne 

der SS 1, 28, 31 der Gemeinnützigkeitsverordnung 
(Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen vom 1. Dezember 1930, 
ſiebenter Teil, Kapitel III — Reichsgeſetzblatt 1 S. 
517, 593), die Verbände von Wohnungsunternehmen 
und die Vereinigung ſolcher Verbände können einer 
beſonderen Ueberprüfung nach Maßgabe dieſes Ge⸗ 
ſetzes unterworfen werden. Die laufende Aufſicht 
gemäß § 20 der Gemeinnützigkeitsverordnung bleibt 
unberührt. 

(2) Darüber, ob ein Unternehmen, ein Verband 
oder eine Vereinigung von Verbänden der beſonderen 
Ueberprüfung unterworfen werden kann, entſcheidet 
im Streitfall der Reichsarbeitsminiſter. Die Ent⸗ 
ſcheidung bindet Gerichte und Verwaltungsbehörden. 

8 2 

(1) Die beſondere Ueberprüfung obliegt 

a) bei Organen der ſtaatlichen Wohnungspolitik der 
nach § 28 der Gemeinnützigkeitsverordnung zu⸗ 
ſtändigen Anerklennungsbehörde, 

b) bei anderen Wohnungsunternehmen und bei ſol⸗ 
chen Verbänden von Wohnungsunternehmen, 
deren Geſchäftsbereich nicht über die Grenze eines 
Landes hinausgeht, der oberſten Landesbehörde, 

c) bei Verbänden, deren Geſchäftsbereich über die 
Grenzen eines Landes hinausgeht, und bei Ver⸗ 


(1) G 


„28, 
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Arbeit iſt Zukunft. 

Herausgegeben von W. Beumelburg. 
Gerhard Stalling, Oldenburg. 

Neuadel aus Blut und Boden. 
Herausgegeben von R. Walther Darré, J. F. Leh⸗ 
manns Verlag, München 1930. 

Unterſuchung über die landwirtſchaftlichen Beſitz- und 
Betriebsgrößen im Kreiſe Goslar. 
Herausgegeben von Dr. Wilhelm Mellinghoff. 
Verlag Paul Funk, Berlin 1930. 

Vorſtädtiſche Kleinſiedlung und Eigenheimbau mit er⸗ 
gänztem Nachtrag zur zweiten Auflage. 
Herausgegeben von Dr. Friedrich Schmidt, Ver⸗ 
lagsgeſellſchaft R. Müller m. b. H., Eberswalde⸗ 
Berlin. 

Verdingungsordnung für Bauleiſtungen. 

Aufgeſtellt vom Reichsverdingungsſchutz. Verlag 
für Politik und Wirtſchaft (Otto Stollberg), 
Berlin SW 68. 

Kämpfende Kräfte. 2 
Herausgegeben von Knut Hanſum. Verlag Albert 
Langen Georg Müller, München 1933. 

Die gute Erde. 

Herausgegeben von Pearl S. Buck. 
Verlag, Wien 1933. Preis RM 6,—. 

Reichsbauernführer Darré, eine Lebensbeſchreibung. 
Herausgegeben von Hermann Reiſchle. Verlag 
und Vertriebsgeſellſchaft m. b. H. „Zeitgeſchichte“, 
Berlin. Preis RM 1.— 


Verlag 


Zinnen⸗ 


gen und Erlaſſe 


einigungen von Verbänden dem Reichsarbeits⸗ 
miniſter. 
(2) Die in Abſ. 1 genannten Behörden können 
ihre Befugniſſe ganz oder teilweiſe auf Beauftragte 
übertragen. 8 3 


(1) Die Ueberprüfungsbehörden und ihre Beauf- 
tragten haben die Befugnis 
a) alle Maßnahmen im Sinne des § 20 der Ge⸗ 

meinnützigkeitsverordnung zu treffen, 
b) die Einberufung der Organe der Unternehmen, 
Verbände und Vereinigungen ($ 1), ſowie die 
Ankündigung von Gegenſtänden zur Beſchluß⸗ 
faſſung zu verlangen und, wenn dem Verlangen 
nicht entſprochen wird, die Einberufung oder 
Ankündigung auf Koſten des Unternehmens, des 
Verbandes oder der Vereinigung ſelbſt vorzu⸗ 
nehmen ſowie ferner ſelbſt oder durch Vertreter 
an den Sitzungen teilzunehmen, Anträge zu 
ſtellen und jederzeit das Wort zu ergreifen, 
erforderlichenfalls Vorſtandsmitglieder, Geſchäfts⸗ 
führer, Prokuriſten und Mitglieder des Auf⸗ 

ichtsrats oder des Verwaltungsrats abzuberufen, 
d) ſoweit die zur Weiterführung der Geſchäfte er⸗ 
forderlichen Perſonen fehlen, Vorſtandsmitglieder, 
Geſchäftsführer, Mitglieder des Aufſichtsrats und 
Mitglieder des Verwaltungsrats zu beſtellen, 
Prokura zu erteilen und die Vertretungsbefugnis 
auch abweichend von der Satzung einzuſchränken, 
Dienſtverträge von Vorſtandsmitgliedern, Ge⸗ 
ſchäftsführern und Prokuriſten zu kündigen, wenn 
es erforderlich erſcheint, um die Wirtſchaftlich⸗ 
keit des Geſchäftsbetriebs im Sinne des § 12 
der Gemeinnützigkeitsverordnung zu ſichern, oder 
wenn der Dienſtverpflichtete nicht die Gewähr 
dafür bietet, daß er jederzeit rückhaltlos für den 
nationalen Staat eintreten wird. Abfindungen, 
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Uebergangsgelder und Verſorgungsbezüge können 
auf einen angemeſſenen Betrag herabgeſetzt und 
zeitlich beſchränkt werden. 


(2) Die Kündigung gemäß Ab. 1 Buchſtabe e be⸗ 
darf der ſchriftlichen Form. Das Kündigungsſchreiben 
muß die Gründe angeben. Die Kündigung kann nur 
für den Schluß eines Kalendervierteljahres und nur 
unter Einhaltung einer Friſt von mindeſtens drei 
Monaten erfolgen. Sie iſt auch zuläſſig, wenn der 
Vertrag auf eine beſtimmte Zeit oder auf Lebenszeit 
geſchloſſen iſt. Kündigungen, die ein Beauftragter 
88 2 Abſ. 2) ausgeſprochen hat, können binnen zwei 

ochen nach ihrer Bekanntgabe an die beteiligten 
Perſonen von dieſen durch Beſchwerde an die Be- 
hörde angefochten werden, die den Beauftragten be⸗ 
ſtellt hat. Die Entſcheidung der Behörde bindet Ge⸗ 
richte und Verwaltungsbehörden. Die Vorſchriften 
des Geſetzes über das Kündigungsrecht der durch das 
Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums 
betroffenen Perſonen vom 7. April 1933 (Reichsgeſetz⸗ 
blatt 1 S. 187) finden entſprechende Anwendung. 


8 4 5 \ 
Maßnahmen auf Grund des S 3 begründen feine 
Entſchädigungsanſprüche wegen Enteignung. 


8 5 

Auf Maßnahmen, die von den oberſten Landes- 
behörden oder ihren Beauftragten zur Sicherung der 
Gemeinnützigkeit im Wohnungsweſen im Sinne dieſes 
Geſetzes bis zum Inkrafttreten dieſes pes an⸗ 
geordnet worden ſind, findet das Geſetz entſprechende 
Anwendung; fie ſind wirkſam auch ſoweit ſie über 
den Rahmen dieſes Geſetzes hinausgehen. Der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter iſt befugt, die Maßnahmen aufzuheben. 


8 6 

Der Reichsarbeitsminiſter kann auch einzelne Woh- 
nungsunternehmen, die nicht unden ſind, aber 
nach ihrer Satzung die Wohnraumbeſchaffung für ihre 
Mitglieder (Genoſſen) oder für die minderbemittelten 
Bevölkerungskreiſe bezwecken und zur Förderung die⸗ 
ſes Zweckes öffentliche Mittel als Darlehen oder als 
Zuſchüſſe erhalten haben, den Vorſchriften dieſes Ge⸗ 
ſetzes unterſtellen, ohne daß dadurch die Vorausſetzun⸗ 
gen zu den Vergünſtigungen der Gemeinnützigkeit 
gegeben werden. 


8 SE 

(1) Die Ueberprüfungsbehörßen können die durch 
die Geſchäftsführung der Beauftragten entſtehenden 
Koſten auf die in $ 1 genannten und die gemäß § 6 
der Ueberprüfung tatſächlich unterworfenen Unter- 
nehmen umlegen. 

(2) Die Umlage kann im Verwaltungszwangsver— 
fahren eingezogen werden. 


88 
Die Vorſchriften dieſes Artikels treten ſpäteſtens 
am 31. März 1934 außer Kraft. Der Reichsarbeits⸗ 
miniſter kann im Einvernehmen mit der oberſten 
Landesbehörde die Vorſchriften ſchon vorher außer 
Kraft ſetzen, ſoweit feſtſteht, daß die beſondere Ueber⸗ 
prüfung durchgeführt iſt. 


Artikel U 


Die Gemeinnützigkeitsverordnung wird wie folgt 
geändert: 
1. § 4 erhält folgenden Abſ. 4: 
„Von der Anwendung der Vorſchriften der Abſ. 
1, 2 Buchſtaben a und b, 3 kann die oberſte Lan⸗ 
desbehörde mit Zuſtimmung der Reichsregierung 
für eine dabei zu beſtimmende Friſt bis höchſtens 
drei Jahre bei ſolchen Wohnungsunternehmen ab⸗ 
ſehen, die bereits vor dem 1. Januar 1931 von 
Steuerbehörden als gemeinnützig behandelt wor⸗ 
den ſind, wenn die nach der Gemeinnützigkeits⸗ 
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verordnung im übrigen gegebene Gemeinnützigkeit 
dieſer Wohnungsunternehmen gewährleiſtet iſt.“ 

2.8 6 Abſ. 1 erhält folgende Faſſung: 

„Das Wohnungsunternehmen muß ſich ſatzungs⸗ 
gemäß und tatſächlich mit dem Bau von Klein⸗ 
wohnungen im eigenen Namen befaſſen; daneben 
kann es auch die Betreuung des Baues ſolcher 
Wohnungen betreiben (gemeinnütziger Zweck).“ 

3. Im $ 18 Abſ. 1 wird das Wort „kann“ erſetzt 
durch „muß“. 

4. Im § 28 Abſ. 2 wird hinter Satz 1 eingeſchaltet: 

„Als Anerkennungsbehörde gilt die Behörde, 
die das Unternehmen gemäß Abſ. 1 als Organ 
der ſtaatlichen Wohnungspolitik anerkannt hat.“ 

5. geg 29 wird am Schluß vor dem Punkt ein⸗ 
gefügt: 

„oder als es ſich ſonſtwie um die Förderung des 
Wohnungsbaues handelt.“ 
Artikel III 
Die Verordnung zur Ausführung der Gemeinnützig⸗ 
keitsverordnung vom 20. März 1931 (Reichsgeſetzbl. I 
S. 73) wird wie folgt geändert: 

1. Im Artikel 7 Buchſtabe d wird hinter „ent⸗ 
ſprechend“ angefügt: „ſoweit Arbeiten nur für 
Ban Wohnungen des Unternehmens ausgeführt 
werden,“. 

2. Im Artikel 7 Buchſtabe e wird vor den Worten 
„den Bewohnern“ eingeſchaltet: „nur“. 

3. Im Artikel 9 wird die Größenangabe „90 qm“ 
geändert in „75 qm“. 

4. Im Artikel 11 Abſ. 1 werden die Worte „einer 
der“ geſtrichen und am Schluſſe des Buchſtabens a 
unter Streichung des Kommas hinzugefügt: 


„oder“. 
Artikel IV 

In der Anlage 1 der Verordnung zur weiteren 
Ausführung der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 
22. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzbl. 1931 1 S. 463) erhält 

die Ziffer 6 der Erläuterungen folgenden Zuſatz: 
„Die Zinſen, die für die während der Bauzeit 
aufgewandten eigenen Mittel aktiviert worden 
ſind, dürfen bei der Berechnung des zu verteilen⸗ 

den Reingewinns nicht eingerechnet werden.“ 


Wr ien 
Die Beſtimmung des Artikels II Nr. 5 tritt mit 
Wirkung vom 1. Januar 1931 in Kraft. 
Artikel VI 
Der Reichsarbeitsminiſter kann Rechtsverordnungen 
und Verwaltungsvorſchriften zur Ausführung und 
Ergänzung dieſes Geſetzes erlaſſen. 
Berlin, den 14. Juli 1933. 
Der Reichskanzler 
Adolf Hitler 
Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 


Aufhebung des Preußiſchen Staatsauftrages betr. 
die gemeinnützigen Wohnungsunternehmen. 


Durch Erlaß vom 27. 7. 33 — St. M. I 9595 — hat 
der Herr Preußiſche Miniſterpräſident folgendes be= 
ſtimmt: 

Durch das Reichsgeſetz zur Sicherung der Gemein⸗ 
nützigkeit im Wohnungsweſen vom 14. Juli 1933 — 
Reichsgeſetzbl. J S. 484 — iſt die beſondere Ueber⸗ 
prüfung der Wohnungsunternehmen uſw. den ober⸗ 
ſten Landesbehörden übertragen worden. 

Im Einvernehmen mit dem Herrn Miniſter für 
Wirtſchaft und Arbeit hebe ich daher unſeren gemein⸗ 
ſamen Erlaß vom 6. Mai 1933 — I 5925 — mit ſo⸗ 


fortiger Wirkung auf, durch den Herr Ge: 
heimer Regierungsrat Miniſterialdirigent a. D. Dr. 
Otto Glaß zum Preußiſchen Sonderbeauftragten 
beim Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften 
ujw., ſowie Herr Larſen⸗Schleumer zu ſeinem 
Vertreter beſtellt wurden. 

Für die Abwicklung und Uebergabe der Geſchäfte 
erteilt der Herr Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 
beſondere Anweiſungen. 


Geſetz, betreffend die Steuerbefreiung neu errich⸗ 
teter Wohngebäude. 
Vom 15. Juli 1933 (RGBl. I 493). 
Artikel 1. 

Dem $ 14 Abſ. 1 des Realſteuerſenkungsgeſetzes 
(Kap. 1 des Vierten Teils der Verordnung des 
Reichspräſidenten vom 1. Dezember 1930, Reichs⸗ 
gejegbl. 1 S. 517, 582) wird der folgende Schlußſatz 
ange fegt 
„Wohngebäude, die im Kalenderjahr 1933 im 

Rohbau vollendet und bis zum 31. Mai 1934 be⸗ 
zugsfertig werden, gelten als im Rechnungsjahr 
1933 bezugsfertig geworden.“ 

Artikel 2. 

Der $ 20 Abſ. 1 des Grundſteuerrahmengeſetzes 
(Kapitel II des Dritten Teils der Verordnung des 
Reichspräſidenten vom 1. Dezember 1930, Reichsgeſetz⸗ 
blatt 1 S. 517, 531) wird durch Anfügung des im Ar⸗ 
tikel 1 enthaltenen Satzes in gleicher Weiſe geändert. 

Artikel 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit Wirkung ab 1. April 1933 
in Kraft. 


Ausgabe von Arbeitsſchatzanweiſungen für 


Inſtandſetzungsarbeiten an Wohngebäuden. 


Der Hauptverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften 
und ⸗geſellſchaften e. V. teilt im Rundſchreiben Nr. 69 
mit, daß der Reichsfinanzminiſter auf eine Eingabe 


des Hauptverbandes den Beſcheid erteilt habe, „daß, 


nach dem Geſetz zur Verminderung der Arbeitsloſig⸗ 
keit vom 1. Juni 1933 ein Unterſchied zwiſchen Neu⸗ 
haus- und Althausbeſitz in bezug auf die Zuchüſſe zur 
Inſtandſetzung von Wohngebäuden nicht gemacht wird. 
Es beſteht daher die Möglichkeit, in begründeten Fäl⸗ 
len durch den Neuhausbeſitz Zuſchüſſe im Sinne des 
Geſetzes zu gewähren.“ 


Vorſtädtiſche Kleinſiedlung 
Vorſtädtiſche Kleinſiedlung, IV. Siedlungsabſchnitt. 


Aus den Beſtimmungen für die Verteilung der 
Siedlungsvorhaben (Rundſchreiben des Reichsarbeits⸗ 
miniſters an die Länder vom 7. Juli 1933 — IV Nr. 
15—371/33 Ks) heben wir folgende hervor: 

„Eine Errichtung von Kleinſiedlungen an Orten, 
in denen eine künftige Eingliederung der Siedler in 
den Erwerbsprozeß ausgeſchloſſen erſcheint, darf nicht 
erfolgen. Es iſt vielmehr notwendig zu verſuchen, 
aus den Bezirken mit größerer, vorausſichtlich andau⸗ 
ernder ſtruktureller Arbeitsloſigkeit die Arbeitsloſen 
auszuſiedeln. Hierzu iſt die vorſtädtiſche Kleinſied⸗ 
lung eine der wenigen geeigneten Maßnahmen. Die 
notwendige Umſiedlung darf nicht an den Grenzen 
der Verwaltungsbezirke ſcheitern. 

Ein geeignetes Mittel, die Aufnahme auszuſiedeln⸗ 
der Erwerbsloſer zu ermöglichen, ſehe ich insbeſondere 
darin, daß Betriebe, die nach ihrer Art und ihrer Be⸗ 
ſchäftigung dazu in der Lage ſind, zu Kurzarbeit über— 
gehen. 

ine Möglichkeit, die notwendige Umſiedlung in 
Gang zu bringen und die Großſtädte und Induſtrie⸗ 
bezirke zu entlaſten, iſt auch in den Fällen gegeben, 
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in denen einzelne Induſtriearbeiter, die vom Lande 
in die Stadt gezogen ſind, aufs Land zurückkehren 
wollen. Dieſe en beſitzen vielfach geeignete 
Grundſtücke in ihren früheren Heimatgemeinden oder 
können ſich ſolche leicht beſchaffen; es fehlen ihnen 
lediglich die Mittel für die Anſiedlung. 

Neben der Umſiedlung muß mit den Mitteln der 
vorſtädtiſchen Kleinſiedlung weiter eine Entlaſtung 
des Arbeitsmarktes in allen Fällen zu erreichen ver⸗ 
ſucht werden. Ich habe bereits in meinem Rund— 
ſchreiben vom 20. Februar 1933 auf die Notwendig⸗ 
keit der Schaffung von Kurzarbeiterſiedlungen von 
induſtriellen Betrieben hingewieſen. Die bisherigen 
Ergebniſſe in dieſer Richtung ſind zwar nicht um⸗ 
fangreich, haben aber doch gezeigt, daß dieſe Maß⸗ 
nahme mit Erfolg durchführbar iſt. Ich bitte des⸗ 
halb zu veranlaſſen, daß mit geeigneten Betrieben 
wegen der Errichtung von Kurzarbeiterſiedlungen 
umgehend Fühlung genommen wird. In den Städten 
über 100 000 Einwohner bitte ich Kleinſiedlungen ſo⸗ 
weit irgend möglich in der Form der Kurzarbeiter⸗ 
ſiedlung vorzuſehen. Beſteht in dieſen Städten dar⸗ 
über hinaus Bedarf in Kleinſiedlungen, ſo halte ich 
die Anſetzung von Einzelſiedlern für am zwed- 
mäßigſten. ck 

11T. Für die Durchführung der vorſtädtiſchen Klein⸗ 
ſiedlungen ſind auch künftig die in meinem Rund⸗ 
ſchreiben vom 20. Februar 1933, Ziff. II dargelegten 
Grundſätze zu beachten. 

IV. Von einer Neufaſſung der Richtlinien vom 
20. Februar 1933 habe ich, dem Wunſche der Länder⸗ 
regierungen entſprechend, abgeſehen. Für ihre An⸗ 
wendung gelten jedoch einige beſonders aufgeführte 
Abänderungen. Ziff. 4 lautet: 5 fer 

„Wenn auch grundſätzlich mit Mitteln der vorſtädti⸗ 
ſchen Kleinſiedlung landwirtſchaftliche Siedlungen 
nicht gefördert werden ſollen, ſo ſollen doch anderer⸗ 
ſeits ſolche Kleinſiedlungen nicht ausgeſchloſſen ſein, 
die eine Uebergangsſtufe zur kleinbäuerlichen Siedlung 
darſtellen. Ihre Förderung kann vielmehr bei Vor⸗ 
liegen günſtiger Vorausſetzungen durchaus erwünſcht 
ſein. Solche Siedlungen werden jedoch ſowohl einen 
höheren Bauaufwand als auch einen höheren Auf⸗ 
wand für das Nutzland erfordern. Höhere Koſten für 
den Aufbau und die Einrichtung der Stelle ſind be⸗ 
reits nach Ziffer I A 4 b der Richtlinien zugelaſſen. 
Ich laſſe nunmehr auch zu, daß in ſolchen Fällen die 
in Ziffer 1 A 8 genannte Hödjtbelajtung zur Ermög⸗ 
lichung der notwendigen Landbeſchaffung in mäßigem 
Umfange überſchritten wird; die Geſamtbelaſtung muß 
aber in einem angemeſſenen Verhältnis zu dem vor⸗ 
ausſichtlichen Ertrag der Siedlerſtelle ſtehen. Auch 
hier erfolgt jedoch keine Erhöhung der Reichsdar⸗ 

40 a 


Abdrucke über den vollſtändigen Inhalt des Rund⸗ 
ſchreibens bitten wir von der Buchhandlg. R. Müller 
m. b. H., Eberswalde, Schicklerſtr. 14—24, zu beziehen. 


Anerkennung als vorſtädtiſche Kleinſiedlung. 


Der Preuß. Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit gibt 
im Erlaß vom 23. Juni 1933 Nr. ZA II 1003/10. 6. I. 
(Min Bl. Wi A. 1933 S. 369) bekannt, daß bei allen 
Einzelbauvorhaben der vorſtädtiſchen Kleinſiedlung 
die Anerkennung geſondert für jedes Siedlungsvor⸗ 
haben beantragt und ausgeſprochen werden muß. 

Die Anerkennung als vorſtädtiſche Kleinſiedlung iſt 
im Intereſſe einer möglichſt ſchnellen Durchführung 
der Siedlungsvorhaben nicht davon abhängig zu 
machen, daß die Feſtſtellung der öffent⸗ 
lichen Laſten bereits ſtattgefunden hat oder 
gleichzeitig jtattfindet. Sie kann vielmehr grundſätz— 
“2 in einem beſonderen Verfahren erfolgen. Hierbei 
gelten die Vorſchriften der 88 13 ff. des Geſetzes über 
die Gründung neuer Anſiedlungen vom 10. Auguſt 
1904 (GS. S. 227). 


Befreiungen von den landesgeſetzlichen Vorſchriften 
und Verordnungen uſw. ſind gemäß § 15, Kap. II, 
Vierter Teil der Verordnung des Herrn Reichspräſi⸗ 
denten vom 6. Oktober 1931 (RGBl. I S. 551) in Ver⸗ 
bindung mit $ 7 der Verordnung zur Behebung der 
dringendſten Wohnungsnot vom 9. Dezember 1919 
(RGBl. S. 1968) möglich. 

Anerkennung von Siedlungsvorhaben als vor⸗ 
ſtädtiſche Kleinſiedlung. 

Nach dem Erlaß des Miniſters für Wirtſchaft und 
Arbeit vom 21. 7. 33 — Nr. ZA II 1003 b / 27. 6. I. 
— (MBBlWisl. Nr. 20 vom 9. 8. 33 S. 415) liegt das 
Charakteriſtiſche einer Kleinſiedlung vor allem in der 
Landzulage, die zur Erleichterung des Lebensunter⸗ 
halts beſtimmt iſt und im allgemeinen für die Selbſt⸗ 
verſorgung des Siedlers und ſeiner Familie aus⸗ 
reichen ſoll. Wirtſchaftlich iſt dieſe Selbſtverſorgung 
aber nur dann, wenn das Siedlungsgelände billig iſt. 
Geeigneter Boden, ausreichende Grundſtücksgröße und 
geringer Bodenpreis ſind die erſten Vorausſetzungen 
für die Anerkennung eines Siedlungsvorhabens als 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung. Hiernach werden Bau⸗ 
vorhaben, die auf kleinen und verhältnismäßig teu⸗ 
ren Bauparzellen errichtet werden ſollen und faſt 
ausſchließlich dem Wohnbedürfnis dienen, nicht als 
vorſtädtiſche Kleinſiedlung anerkannt werden können, 
auch wenn ſie mit Reichsbaudarlehen für Eigenheime 
gefördert werden. 


Nebenerwerbsſiedlung als vorſtädtiſche 
Kleinſiedlung. 


Der Preußiſche Miniſter für Wirtſchaft und Arbeit 
erſucht im Erlaß vom 20. Juli 33 (MBI Wi A. 1933, 
S. 400) die Regierungspräſidenten, bei der Prüfung 
der Siedlungspläne darauf hinzuwirken, daß die Ent⸗ 
wicklung von vorſtädtiſcher Kleinſiedlung zur gärt⸗ 
neriſchen Nebenerwerbsſiedlung gefördert wird, indem 
außer dem Ackerpachtland noch Gartenpachtland inner: 
halb der Siedlung vorgeſehen wird. 

e Wirtſchaft 
Geſetz über die Errichtung einer Hamburgiſchen 
Baubank. 

Der Senat hat auf Grund des Vorläufigen Geſetzes 
zur Gleichſchaltung der Länder mit dem Reich vom 
31. März 1933 (Reichsgeſetzblatt 1 Seite 153) das 
a Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet 
wird: 

§ 1. In Hamburg wird unter der Bezeichnung 
5355 Baubank“ eine Kreditanſtalt als ſelb⸗ 
ſtändige Körperſchaft des öffentlichen Rechts mit den 
e e und Rechten einer juriſtiſchen Perſon 
errichtet. 

§ 2. Aufgabe der Hamburgiſchen Baubank iſt vor: 
nehmlich die Mitwirkung bei der Beſeitigung und 
dem Neuaufbau der Abbruchviertel in Hamburg und 
die Förderung des Eigenheim⸗ und Siedlungsbaues 
im Gebiet des Hamburgiſch⸗Preußiſchen Landes⸗ 
planungsausſchuſſes für hamburgiſche Staatsange⸗ 
hörige oder im hamburgiſchen Staatsgebiet ſelbſtändig 
oder unſelbſtändig Beſchäftigte. Die Bank genießt 
Freiheit von hamburgiſchen Stempeln und Gebühren. 

§ 3. Die Verwaltung wird von einem Vorſtand 
geführt, der aus ſechs vom Senat zu ernennenden Mit⸗ 
gliedern, darunter einem Vertreter der Finanzdeputa⸗ 
tion, beſteht. Für jedes Mitglied wird ein Stellver⸗ 
treter ernannt. Der Senat beſtimmt den Vorſitzenden 
und den ſtellvertretenden Vorſitzenden des Vorſtandes. 
Dieſe Ernennungen können jederzeit widerrufen wer⸗ 
den. Die Mitglieder des Vorſtandes üben ihre Tätig⸗ 
keit ehrenamtlich aus und erhalten lediglich Erſatz 
ihrer baren Auslagen. 5 

Der Vorſtand beſtimmt die Richtlinien, nach denen 
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die Geſchäfte der Bank zu führen ſind. Der Vorſtand 
gibt ſich eine Geſchäftsordnung, die das Nähere über 
die Durchführung der Aufgaben der Bank enthalten 
ſoll. Die Geſchäftsordnung bedarf der Zuſtimmung 
des Senats und iſt zu veröffentlichen. 

Der Vorſtand erſtattet alljährlich dem Senat einen 
Bericht über die Tätigkeit der Bank. 

S 4. Der Senat ordnet der Hamburgiſchen Baubant 
einen Vertreter der öffentlichen Intereſſen (Staats⸗ 
kommiſſar) bei. Der Staatskommiſſar iſt zu allen 
Sitzungen des Vorſtandes unter Mitteilung der Ver— 
handlungsgegenſtände einzuladen und von allen Be— 
ſchlüſſen, die außerhalb einer angekündigten Sitzung 
oder in ſonſtigen Sitzungen außerhalb der angekündig⸗ 
ten Tagesordnung in ſeiner Abweſenheit gefaßt wor⸗ 
den ſind, vor der Ausführung in Kenntnis zu ſetzen. 
Der Staatskommiſſar kann gegenüber dem Vorſtand 
Anträge ſtellen und den Organen der Bank Anweiſun⸗ 
gen erteilen. Der Vorſtand kann gegenüber Anwei⸗ 
ſungen des Staatskommiſſars die Entſcheidung des Se⸗ 
nats anrufen. Der Senat entſcheidet über etwaige 
Meinungsverſchiedenheiten unter Ausſchluß des Rechts— 
weges endgültig. 

§ 5. Die Bank wird gerichtlich und außergerichtlich 
durch Geſchäftsführer vertreten, die vom Vorſtand zu 
beſtellen ſind. Die Geſchäftsführer haben die Geſchäfte 
unter eigener Verantwortlichkeit, jedoch im Rahmen 
der vom Vorſtand aufgeſtellten Richtlinien zu führen. 
Den Anweiſungen des Vorſtandes und des Staats⸗ 
kommiſſars iſt Folge zu leiſten. Im Zweifel gehen 
die Anweiſungen des Staatskommiſſars vor. 

§ 6. Die Bank erfüllt ihre Aufgabe ($ 2) durch Her⸗ 
gabe von Darlehen. Die Rückzahlung der Darlehen 
iſt durch Tilgungshypotheken zu ſichern. Die Darlehns⸗ 
verträge ſind nach beſtimmten Richtlinien abzuſchlie⸗ 
ßen. Die Richtlinien haben über die Sicherung der 
Forderungen das Erforderliche zu enthalten. Vor 
ee der Richtlinien iſt die Finanzdeputation 
zu hören. 

Der Bank wird als Grundkapital 3 Millionen RM 
zur Verfügung geſtellt. Außerdem wird in Ausſicht 
genommen, der Bank die Rückflüſſe aus Tilgungs⸗ 
und Zinseinnahmen der Hamburgiſchen Beleihungs- 
kaſſe für Hypotheken in jährlich feſtzuſetzender Höhe 
zu überweiſen. 


§ 7. Die Bank wird ermächtigt, im Einvernehmen 
mit der Finanzdeputation 

a) Wechſelkredite bei der Reichsbank aufzunehmen, 

b) Wechſel zu diskontieren, 

c) Anleihen aufzulegen, 

d) Hypotheken gegen Wechſel zu verpfänden und zu 
lombardieren, 

e) Bürgſchaften und Rückbürgſchaften für Darlehen 
des Reiches im Rahmen der Zweckbeſtimmung 
zu übernehmen, 

) Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen gemäß 
dem Geſetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverſchreibungen öffentlich-rechtlicher Kre— 
ditanſtalten vom 21. Dezember 1927 auszugeben. 

§ 8. Die Bank wird ermächtigt, Ausbietungsgaran⸗ 
tien bis insgeſamt zu einem Sechſtel ihres Darlehns⸗ 
beſtandes zu übernehmen. Die Ausbietungsgaran⸗ 
tien dürfen nicht über 60 v. H. des Grundſtückswertes 
(Einheitswert) auslaufen. Vorausſetzung für die 
Uebernahme einer Ausbietungsgarantie iſt die grund⸗ 
buchmäßig zu ſichernde Verpflichtung des Hypothefen- 
inhabers bei einer Zwangsverſteigerung die Hypothek 
auf mindeſtens 2 Jahre ſtehen zu laſſen, jalls das 
Grundſtück von der Bank übernommen wird. 

Statt der Ausbietungsgarantie kann in beſonderen 
Ausnahmefällen im jedesmaligen Einvernehmen mit 
der Finanzdeputation die Bürgſchaft übernommen 
werden. 

§ 9, Die Bank kann ſich an ähnlichen Unternehmen 
des Freiſtaates Preußen (Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 


ſchaften) beteiligen, ſoweit dieſe im Gebiet des Ham- 
burgiſch⸗-Preußiſchen Landesplanungsausſchuſſes ſich in 
gleichem oder ähnlichem Sinne betätigen und zum 
Zwecke der Gebühren und Stempelfreiheit dieſe Be 
teiligung für die Bank vorteilhaft erſcheint. Der⸗ 
artige Beteiligungen bedürfen der Zuſtimmung der 
Finanzdeputation. Die Beteiligung kann in Gewäh⸗ 
rung von Darlehen an ſonſtige Unternehmungen be— 
ſtehen, falls der Zweck der Bank dadurch leichter er- 
reicht wird. 
Hamburg, den 2. Auguſt 1933. 
Der Reichsſtatthalter. 
Karl Kaufmann. 


Geſetz über die Befugniſſe des Reichskommiſſars 
für das Bankgewerbe. 

Nach dem Geſetz vom 7. 8. 33 (RGBl. S. 577) kann 
der Reichskommiſſar für das Bankgewerbe die In 
haber und Geſchäftsleiter der Unternehmungen zur 
Befolgung von Vereinbarungen oder Beſtimmungen 
im Sinne der Notverordnung vom 8. 12. 31 durch 
Ordnungsſtrafen in Geld bis zu 100 000 RM ans 
halten. Mit dieſen Geldſtrafen werden beſtraft, 

1. wer vorſätzlich höhere Zinſen für hereingenom= 

mene Gelder gewährt, als es nach Vereinbarung 
(S 1 Abſ. 1) oder nach Beſtimmung ($ 1 Abſ. 2) 
zuläſſig iſt, 

2. wer Vereinbarungen (§ 1 Abſ. 1) oder Beſtim⸗ 
mungen ($ 1 Abſ. 2) über die Berechnung der 
Zins⸗ und Proviſionsſätze bei der Weitergabe 
von Geldern an Dritte zuwiderhandelt. 
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Zuſtändigkeit auf dem Gebiete der Arbeits⸗ 


beſchaffung. 

Nach dem Reichsgeſetz vom 13. Juli 1933 (RGBl. 
464) gehen die Aufgaben und Befugniſſe des Reichs⸗ 
kommiſſars für Arbeitsbeſchaffung auf den Reichs⸗ 
arbeitsminiſter über. Der beim Reichskommiſſar für 
Arbeitsbeſchaffung eingeſetzte Ausſchuß tritt zum 
Reichsarbeitsminiſter über. 

Der Reichsarbeitsminiſter bittet im Erlaß vom 
21. 7. 33 — IV a 13702/33 — die oberſte Landesbe⸗ 
hörde für Arbeitsbeſchaffung und die Herren Ober: 
und Regierungspräſidenten in Preußen in Zukunft 
den Schriftwechſel über Arbeitsbeſchaffungsmaßnah⸗ 
men mit dem RNeichsarbeitsminiſterium zu führen. 
Soweit es ſich aber um die Vorlage von Anträgen 
oder von Antragsunterlagen handelt, bittet der Herr 
Reichsarbeitsminiſter im Intereſſe der Beſchleunigung 
des Verfahrens, ſich künftig unmittelbar an die zu⸗ 
ſtändigen Kreditinſtitute (Deutſche Geſellſchaft für 
öffentliche Arbeiten A.⸗G., Berlin W 8, Tauben⸗ 
tr. 48/49, Deutſche Rentenbankkreditanſtalt-Landwirt⸗ 
chaftliche Zentralbank, Berlin W 8, Wilhelmſtr. 66) 
zu wenden. 


Richtlinien über die Vergebung öffentlicher 
Aufträge. 

In der Bauwelt Heft 32 ſind die vom Reichskabi⸗ 
nett in der Sitzung vom 14. 7. 33 beſchloſſenen Richt⸗ 
linien über die Vergebung öffentlicher Aufträge und 
die Erläuterungen des Herrn Reichswirtſchaftsmini⸗ 
ſters veröffentlicht. 


Nachrichten des Bau- und Siedlungsweſens 


Wohnungswirtſchaft 


Einheitsorganiſation der Kleingärtner und Klein⸗ 
ſiedler. 

Der vor kurzem unter nationalſozialiſtiſcher 
Führung ins Leben gerufene „Reichsbund der 
Kleingärtner und Kleinſiedler Deutſchlands e. V.“ 
iſt, nachdem der Reichsverband der Kleingarten- 
vereine Deutſchlands auf ſeiner kürzlich in Nürn⸗ 
berg abgehaltenen 9. Reichstagung ſeinen An⸗ 
ſchluß an den neuen Reichsbund erklärt hat, die 
einzige von der Oberſten Parteileitung der 
NSDAP. anerkannte Organiſation für Klein⸗ 
gärtner und Kleinſiedler. Dem Reichsbund haben 
ſich die bisher maßgebenden Kleinſiedlerorganiſa⸗ 
tionen angeſchloſſen, ſo der bekannte Deutſche 
Siedlungs- und Verkehrsbund e. V., Berlin. Die 
Ueberführung noch außenſtehender Organiſationen 
in den neuen Einheitsverband wird jetzt unmittel- 
bar erfolgen. Der Zuſammenſchluß aller Selbſt— 
verſorger auf dem Gebiete des Kleingarten- und 
Kleinſiedlungsweſens wird damit vollkommen. 
Der neue Reichsbund wird nach dem Führer— 
prinzip organiſiert werden. Er beſteht in Zukunft 
aus den beiden Fachſchaften „Kleingärtner“ und 
„Kleinſiedler“. Jede Fachſchaft unterſteht einem 
Führer, dem ein Führerring beigeordnet iſt. Zum 
Bundesführer iſt Pg. Dr. Kammler beſtellt 
worden. Führer der Fachſchaften find Pg. 
Steinhaus für die Kleingärtner und Pg. 
Gloäl für die Kleinſiedler. Die Fachſchaften 


gliedern ſich in Landes- bzw. Provinz⸗, Kreis⸗ 
und Stadtgruppen; die kleinſte Einheit iſt der 
lokale Kleingärtner⸗ bzw. Kleinſiedlerverein. 


Bundestag 1933 des BDA. 

Auf Beſchluß des Bundesvorſtandes und des 
Bundesausſchuſſes des BDU wird der Bund 
Deutſcher Architekten ſeinen diesjährigen 30. 
ordentlichen Bundestag in den Tagen vom 21. bis 
23. September 1933 in München ſtattfinden laſſen. 


Eingliederung der Bauhütten in die Deutſche 
Arbeitsfront. 

Der Führer der Deutſchen Arbeitsfront und des 
Verbandes ſozialer Baubetriebe, Dr. Robert Ley, 
hat in der Verordnung vom 7. Juli 1933 die 
Deutſchen Bauhütten beſtätigt. In Zukunft werden 
die Bauhütten Baunebenbetriebe wie Maler-, Tiſch⸗ 
ler-, Glaſerhütten uſw. im Intereſſe des Hand- 
werks nicht mehr unterhalten, ſondern im Gegen— 
teil die im Handwerk ſchlummernden Kräfte zur 
produktiven Mitarbeit im ſtärkſten Maße heran⸗ 
gezogen werden. Die Bauhütten werden Auftrag- 
geber des Handwerks ſein. Der Führer der Ar⸗ 
beitsfront betont, daß die Erhaltung der Bau⸗ 
hütten wegen der großen Zukunftsaufgaben, die 
auf dem Gebiete des Siedlungs- und Bauweſens 
zu löſen ſind, gefördert werden muß. Darum wird 
jeder unbefugte Eingriff in Betriebe, die der Deut⸗ 
ſchen Arbeitsfront unterſtellt find, rückſichtslos 
verfolgt werden. 
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Die Bauhütten einſt und jetzt. 

Am Freitag, den 25. Auguſt, fand im Plenar⸗ 
ſitzungsſaal des Reichswirtſchaftsrats Berlin eine 
Tagung ſämtlicher im Verband ſozialer Baube— 
triebe zuſammengeſchloſſenen Betriebe ſtatt. Die 
Tagung leitete der Beauftragte des Verbandes 
ſozialer Baubetriebe, Architekt Franz Straſſer. 
In ſeinem Vortrag über das Thema „Stellung 
und Aufgaben der Bauhütten im nationaljoziali- 
ſtiſchen Staat in politiſcher und wirtſchaftlicher 
Beziehung“ führte er u. a. folgendes aus: 

Zu den üblen Erſcheinungen, die mit der Nieder⸗ 
ringung des Marxismus und der Zerſchlagung der 
November-Republik beſeitigt ſind, gehören auch die 
von den Gewerkſchaften geſchaffenen Bauhütten. Kurz 
nach der Revolution von 1918 begannen die Mar⸗ 
xiſten, die damals glaubten, daß fie ſchrankenlos und 
hemmungslos Wirtſchaftsmarxismus treiben könnten 
und damit den Beifall des Volkes finden würden, 
überall im Deutſchen Reich mit der Gründung der 
Dauhütten, Verhältnismäßig ſchnell gelang es dieſen 
Bauhütten, ſich in das Wirtihaftsieben einzuſchalten 
und eine führende Rolle im deutſchen Produktivbau 
u übernehmen. Der Marxismus und die marxiſtiſchen 
Fuhrer gingen bei Aufbau und Organiſierung der 
Bauhütten und bei der Zuteilung ihres Aufgaben⸗ 
kreiſes ganz planmäßig vor. Bewußt ſchaltete man in 
dieſen führend gewordenen Baubetrieben die Initia⸗ 
tive des Einzelnen aus. Es war ja einer der weſent⸗ 
lichen Grundſätze des Marxismus, nicht Führer, ſon⸗ 
dern Geführte zu ſchaffen und den Willen des Ein⸗ 
zelnen durch den Willen der Maſſe zu erſetzen. —- 
Auch bei den Bauhütten hat dieſe Tendenz vorge— 
herrſcht und zwangsläufig dazu geführt, daß die Baus 
hütten für die Baunebenarbeiten aus eigenen Be⸗ 
triebsüberſchüſſen neue Unternehmungen gründeten. 
Auf dieſe Weiſe gelang es ihnen, mühelos das freie 
Handwerk auszuſchalten und praktiſch marxiſtiſche So⸗ 
zialiſierungsarbeit zu leiſten. Zahlloſe kleine Hand⸗ 
werker, zahlloſe Mittelbetriebe ſind auf dieſe Weiſe 
vernichtet worden. — Die Werte, die die Bauhütten 
auf der anderen Seite geſchaffen haben, entbehren 
häufig jeder Aeſthetik. Ohne Rückſicht auf den per⸗ 
ſönlichen Geſchmack des Einzelnen, ohne den Geſchmack 
der Jeit begann man zu len und ſchuf Häuſer 
und Bauten, die oft jeder Schönheit entbehrten und 
typiſche Beiſpiele des Kulturbolſchewismus der Ver⸗ 
gangenheit waren. — Nach der Ergreifung der Macht 
durch den Nationaljozialismus wird ſelbſtverſtändlich 
nicht nur die Betriebsführung der Bauhütten, ſondern 
auch die Art ihrer Arbeit geändert werden. Es ſind 
bereits alle Maßnahmen und Anordnungen getroffen, 
daß die nunmehr in die Deutſche Arbeitsfront einge⸗ 
gliederten Bauhütten die Nebenarbeiten möglichſt an 
das ortsanſäſſige qualitativ hochſtehende Handwerk 
abgeben und ſo dem freien Handwerk Brot und da⸗ 
mit wieder Freude an ſeiner Arbeit verſchaffen. — 
Die Heranziehung des Handwerks bzw. der einzelnen 
Handwerker kann ſogar in ziemlich erheblichem Um⸗ 
fange erfolgen. Bekanntlich treffen von 100% Baus 
koſten nur ungefähr 40% auf das eigentliche Baus 
gewerbe, während ſich 60% auf die einzelnen Hand⸗ 
werker verteilen. Dieſe 60% können, richtig ange⸗ 
ſetzt, einer ganzen Reihe von kleinen Exiſtenzen zu 
einem gewiſſen Aufſtieg verhelfen. — Aber nicht nur 
durch Schaffung von Arbeitsgelegenheiten für den ein⸗ 
zelnen Handwerker will die nationalſozialiſtiſche Bau⸗ 
hütte handwerksfördernd wirken! Sie will vielmehr 
weit darüber hinaus am Aufbau der deutſchen Wirt⸗ 
ſchaft derart tätig fein, daß ſie at Hand⸗ 
werkern oder ſolchen, die infolge der ſchlechten Lage 
auf dem Baumarkt und der Arbeit der marxiſtiſchen 
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Bauhütten ihre Exiſtenz verloren haben, in der Weiſe 
zu einer neuen Lebens möglichkeit verhilft, indem wir 
ſie an den großen Wohnungsſiedlungsbauten, die in 
nächſter Zukunft auszuführen ſein werden, als gleich⸗ 
berechtigte Mitarbeiter teilnehmen laſſen. Unter 
Einſatz der betriebstechniſchen Einrichtungen der Bau⸗ 
eg werden wir das Kleinhandwerk, das ſich bis⸗ 
er im allgemeinen auf die Ausführung kleinerer Ar⸗ 
beiten beſchränken mußte, in die Lage verſetzen, ſelbſt 
große Bauten auszuführen. Wir werden damit der 
Entfaltung des Könnens des Einzelnen freie Bahn 
geben und ſind überzeugt, daß es auf dieſe Weiſe 
gelingen wird, der Bauwirtſchaft neue tüchtige, pro⸗ 
duktiv⸗ſchaffende Kräfte zuzuführen. — Wenn es bei 
den marxiſtiſchen Arbeitsmethoden geblieben wäre, 
wären wir ſehr bald dahin gekommen, daß aus dem 
freiſchaffenden Handwerker der proletariſche Fabrik⸗ 
arbeiter geworden wäre, der mit Hilfe der Maſchinen 
am laufenden Bande genormte Bauteile für die mar⸗ 
ziſtiſch ſozialiſierten Baubetriebe geliefert hätte. 
Hochziel für die Bauhütten im nationalſozialiſerten 
Staat iſt: Treuhänder des Handwerks zu werden und 
dieſe treuhänderiſche Tätigkeit ſo auszuüben, daß 
einerſeits dem Handwerker volle Bewegungsfreiheit 
und volle Gelegenheit zur Entfaltung ſeines Könnens 
gegeben wird, andererſeits aber dem Bauherrn die 
Gewähr geleiſtet wird, daß überall wirklich Qualitäts⸗ 
arbeit geboten wird. — Sicher wird dieſe Umſtellung 
nicht von heute auf morgen durchzuführen ſein; fie 
wird eine gewiſſe Zeit zur Entwicklung benötigen, da 
die Nieden e er für dieſe Arbeit überall örtlich 
verſchieden ſein werden. Wie das Problem im ein- 
ge zu löſen iſt, wird eine 16 der gemeinſamen 

eratung zwiſchen den berufenen Vertretern des 
Handwerks und dem Führer der Deutſchen Bauhütten 
ſein. Zunächſt iſt einmal aufgeräumt mit der Macht 
der Maſſe, und das Führerprinzip in den nunmehr 
nationalſozialiſtiſchen Bauhütten voll zur Geltung 
gebracht, hat bereits ſeine Früchte gezeigt. Schöpfe⸗ 
riſche Fähigkeiten und Tüchtigkeit des Einzelnen kön⸗ 
nen eben nicht erſetzt werden durch ein Viel von 
Köpfen, können nicht erſetzt werden durch den Willen 
der Maſſe, denn wie in der Politik kann auch in der 
Wirtſchaft nur ein Führer ſein. — Zuſammenfaſſend 
ſei alſo noch einmal geſagt: Unſere Aufgabe iſt es, 
finanziell, betriebstechniſch und beratend dem Hand⸗ 
werk zur Seite zu ſtehen, neue Exiſtenzen zu ſchaſfen, 
die ſich voll Aufbauwillens eingliedern in die natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Front als Volksgenoſſen, die mit den 
Bauhütten zum Wohle des Ganzen am Wiederaufbau 
von Staat und Wirtſchaft nach den Weiſungen des 
Kanzlers und Führers mitarbeiten werden. — Es 
wird ſich dabei herausſtellen, daß die Bauhütten nicht 
allein dieſe vorgenannten Aufgaben im nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Staat zu erfüllen haben, ſondern daß ſie auch 
zwangsläufig ein Preisregulator werden, der für alle 
Beteiligten von großer wirtſchaftlicher Bedeutung 
ſein kann. Im marxiſtiſchen Staat iſt der größte Teil 
der Handwerker und des kleingewerblichen Mittel- 
ſtandes daran zugrunde gegangen, daß er nur, um 
überhaupt zu einer Arbeit zu kommen, Preiſe abgab, 
die nicht nur keinen Gewinn einbrachten, ſondern 
häufig noch finanzielle Verluſte für den einzelnen 
Handwerker einbringen mußten. Wollen wir einen 
geſunden Handwerker- und gewerblichen Mittelſtand, 
ſo müſſen wir ihm eine gewiſſe Zeitſpanne laſſen, um 
ihm die Exiſtenz zu ſichern. Das Wirken als Preis⸗ 
regulator wird mit eine der vornehmſten Aufgaben 
der Deutſchen Bauhütten ſein. — Aber auch durch 
Hergabe von Krediten werden und wollen wir das 
Handwerk in die Lage verſetzen, ſich einen Platz in 
der deutſchen Wirtſchaft zurückzuerobern. Wir wer⸗ 
den uns auf dem Wege, den wir als Nationalſozia⸗ 
liſten zu gehen haben, nicht von kleinlichen Quertrei⸗ 
bereien abbringen laſſen, ſondern werden nach dem 


Willen des Führers auch im Bauhandwerk die Volks⸗ 
gemeinſchaft ſchaffen, die End⸗ und Hochziel des 
nationalſozialiſtiſchen Staates iſt. 


Internationaler Verband für Wohnungsweſen. 

Im Internationalen Verband für 
Wohnungsweſen zu Frankfurt Main 
hat nach dem Tode des Generalſekretärs 
Kampffmeyer Profeſſor Franz Schuſter 
die Redaktion der Zeitſchrift „Wohnen und 
Bauen“ übernommen. Wie erinnerlich trennte 
ſich der Verband von der Internationalen Ge⸗ 
ſellſchaft für Städtebau und Wohnungsweſen und 
faßte in ſich radikalere Gruppen ſozialiſtiſcher 
Baupolitiker zuſammen. Auf einer Vorſtands⸗ 
ſitzung in Brüſſel wurde am 17. Juli 1933 das 
Verhältnis des Verbandes zur Internationalen 
Geſellſchaft für Städtebau und Wohnungsweſen, 
der zukünftige Sitz des Verbandsſekretariats und 
die Wahl eines neuen Generalſekretärs erörtert. 
Bei der im Gange befindlichen Konzentration 
aller baupolitiſchen Kräfte in Spitzenverbänden 
liegt für einen weiteren Beſtand des Internatios 
nalen Verbandes keine Berechtigung mehr vor. 
Es wird daher darauf hinzuarbeiten ſein, daß in 
der am 7. Oktober 1933 in Amſterdam in Aus⸗ 
ſicht genommenen Vorſtandsſitzung die Wieder— 
vereinigung des Verbandes mit der Internatio- 
nalen Geſellſchaft für Städtebau und Wohnungs- 
weſen beſchloſſen wird und ſich damit die Beratung 
der weiteren Punkte erübrigt. Zumindeſtens 
ſollte auf die deutſchen Vertreter des Verbandes 
dahin eingewirkt werden, daß ſie einen derartigen 
Antrag ſtellen und aus dem Verein ausſcheiden, 
falls ein derartiger Antrag von den ausländiſchen 
Mitgliedern des Verbandes nicht genehmigt wer— 
den ſollte. 


Ein neuer Vorſtand der Deutſchen Geſellſchaft für 
Bauweſen. 

In der Deutſchen Geſellſchaft für Bauweſen 
wurde Landesbaurat Richard Lang: Berlin 
anjtelle des ausſcheidenden Geheimrats Prof. Dr. 
Hertwig zum ſtellvertretenden Vorſitzenden ge— 
wählt. Als Beiſitzer treten neu in den Vorſtand 
ein Prof. Dr. Ing. Ludin⸗Berlin, Regierungsbau⸗ 
meiſter Kosfeld⸗Dortmund, Prof. Dr. Ing. Rein⸗ 
Dresden, Direktor der Reichsbahn Nägele in 
Stuttgart, Oberbaudirektor Beblo in München. 
Außerdem gehört von jetzt an der Vorſitzende des 
Architekten- und Ingenieurvereins Berlin dem 
Vorſtande der Deutſchen Geſellſchaft für Baus 
weſen an. Vorſitzender iſt zurzeit Prof. Ehlgötz. 


Niederlegung von Aufſichtsratspoſten. 
Nachdem, wie bereits gemeldet, der Reichs⸗ 
arbeitsminiſter entſprechend dem Wunſche des 
Reichswirtſchaftsminiſters die Herren Dr. Moſer, 
Bruno Schukkel, Robert Teske und Corde— 
mann aus dem Aufſichtsrat der Bau- und Boden⸗ 
bank abberufen hat, werden als Folge dieſer Ab- 


berufung die Herren Dr. Moſer, Bruno Schukkel 
und Robert Teske ihre Mandate als Aufſichtsräte 
bzw. Vorſtandsmitglieder, die ſie als angebliche 
Vertrauensleute der NSDAP nach dem 30. Ja⸗ 
nuar 1933 bei nachſtehenden Geſellſchaften inne- 
gehabt haben, niederlegen. Die weitere Aus⸗ 
übung dieſer Mandate iſt nach dem grundſätzlichen 
Verbot der NSDAP. nicht mehr möglich. Eine 
nachträgliche Genehmigung der Mandate iſt in den 
vorliegenden Fällen nicht zu erwarten. 

Herr Dr. Moſer war, ſoweit ſich bisher feſt⸗ 
itellen ließ, Aufſichtsratsmitglied in folgenden 
Geſellſchaften: Deutſche Bau- und Bodenbank 
A.⸗G., Deutſche Geſellſchaft für öffentliche Arbei⸗ 
ten A.⸗G., Terrain A.⸗G. Botaniſcher Garten, 
Zehlendorf-Weſt, A.⸗G. für Eiſen⸗Beton⸗ und Tief⸗ 
bau, Deutſche Wohnſtätten⸗ Hypothekenbank A.⸗G., 
Deutſche Baukredit A.⸗G. „Roland“, Gemeinnützige 
Wohnungsbau- und Verwaltungsgeſellſchaft. 

Herr Robert Teske war Vorſtandsmitglied bei 
der Allgemeinen Häuſerbau A.-G., bei der Ter⸗ 
rain A.⸗G. Botaniſcher Garten, ſtellvertretender 
Vorſitzender der A.⸗G. für Eiſen⸗Beton⸗ und Tief⸗ 
bau, Geſchäftsführer der gemeinnützigen Gied- 
lungsgeſellſchaft m. b. H. Kleinmachnow und Auf⸗ 
ſichtsratsmitglied bei der Mühlenau-Boden A.⸗G., 
ferner Aufſichtsratsmitglied bei der Deutſchen 
Wohnſtätten⸗ Hypothekenbank A.⸗G., bei der Bau⸗ 
kredit A.⸗G., bei der „Roland“ Gemeinnützige 
Wohnungsbau- und Verwaltungsgeſellſchaft. 

Herr Bruno Schukkel war Aufſichtsratsmitglied 
der Allgemeinen Häuſerbau A.⸗G. und der Ber⸗ 
liner Stadtſchaftsbank A.⸗G. 


Landwirtſchaftliche Siedlung 
Neubildung des deutſchen Bauerntums. 


Das am 14. Juli 1933 vom Reichskabinett be⸗ 
ſchloſſene Geſetz über die Neubildung deutſchen 
Bauerntums hat folgenden Wortlaut: 

Die ländliche Siedlung, insbeſondere die 
Schaffung von Bauernhöfen im ge 
ſamten Reichsgebiet (Neubildung deutſchen Bau⸗ 
erntums) iſt die Aufgabe des Reichs. Das 
Reich hat hierüber die ausſchließliche Geſetzgebung. 

Zur Durchführung dieſer Aufgabe kann 
ſich das Reich der zuſtändigen Behörden der 
Länder bedienen. Dieſe haben den Weiſungen 
des Reichs Folge zu leiſten. 

Die zuſtändigen Reichsminiſter wer⸗ 
den ermächtigt, die zur Durchführung dieſes 
Geſetzes erforderlichen Rechtsverord⸗ 
nungen und Verwaltungsvorſchriften zu er- 
laſſen. 

Auf Grund dieſes Reichsgeſetzes hat der Reichs⸗ 
miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft, N. 
Walther Darré, Miniſterpräſident Walther 
Granzow, Schwerin, mit der Einleitung aller 
derjenigen Arbeiten und Maßnahmen beauftragt, 
die notwendig ſind, um die Durchführung 
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des Geſetzes vorzubereiten. Zu jeiner Unter: 
ſtützung iſt ihm der Sonderbeauftragte des Reichs⸗ 
ernährungsminiſters für das Siedlungsweſen, 
Pg. Dr. Kurt Kummer beigegeben worden. 


Geldmarkt 


100 Millionen RM Reichsbürgſchaften für Klein: 
wohnungsbau. 

Das Reichskabinett hat den Höchſtbetrag, den 
die jeweilige Bürgſchaftsverpflichtung auf Grund 
der Verordnung des Reiſtspräſidenten zur Siche⸗ 
rung von Wirtſchaft und Finanzen vom Dezember 
1930 — Uebernahme von Bürgſchaften zugunſten 
des Kleinwohnungsbaues — nicht überſchreiten 
dürfen, für das Rechnungsjahr 1933/34 auf 100 
Millionen RM feſtgeſtellt. 


Weitere Reichszuſchüſſe für Hausreparaturen. 

Der Reichsarbeitsminiſter wird nach Preſſe— 
meldungen zur Vornahme von Inſtandſetzungs⸗ 
und Umbauarbeiten an Hausbeſitz, insbeſondere 
auch an Gebäuden landwirtſchaftlicher Betriebe, 
weitere 50 Millionen RM an einzelne Länder 
verteilen. Die Verteilung ſoll aber nur erfolgen, 
wenn ungerechtfertigte Preisſteigerungen für dieſe 
Arbeiten, die mehrfach beobachtet worden ſeien, 
unterbleiben. 


Moratorium für die Auszahlung gekündigter 
Geſchäftsguthaben. 

In dem Geſetz iſt zunächſt für alle am 1. Juli 
d. Is. fälligen Geſchäftsguthaben Stundung bis 
zum 31. Auguſt d. Is. gewährt worden. In der 
Zwiſchenzeit kann die Genoſſenſchaft die Gewäh⸗ 
rung des Moratoriums beantragen. Der Antrag 
auf Gewährung der Zahlungsfriſt für die Aus⸗ 
zahlung der Geſchäftsguthaben darf nur dann ge— 
ſtellt werden, wenn die Summe der zur Rück⸗ 
zahlung fälligen Geſchäftsguthaben mehr als 8% 
desjenigen Betrages ausmacht, mit dem in der 
letzten Bilanz die Geſchäftsguthaben ſämtlicher 
Genoſſen ausgewieſen waren. Der Antrag iſt bei 
der ſogenannten Spruchſtelle, das iſt das zuſtän⸗ 
dige Amtsgericht, zu ſtellen. Die Anerkennungs— 
behörde muß die Bewilligung befürworten. Die 
Zahlungsſriſt kann nur längſtens bis zum 31. De⸗ 
zember 1935 bewilligt werden. 


Zur Neuorganiſierung des Bauſparweſens. 

Die Verfügung der früheren Reichskommiſſare 
Dr. Otto, Wagener und Möllers über die Auf⸗ 
löſung ſämtlicher Verbände der Bauſparkaſſen iſt 
vom Reichswirtſchaftsminiſterium wieder auf⸗ 
gehoben worden. Nunmehr iſt eine Verſtändi⸗ 
gung zwiſchen den Bauſparkaſſenverbänden er⸗ 
folgt. 

In einer unter dem Vorſitz des Herrn Juſtiz⸗ 
miniſters Kerrl ſtattgefundenen Beſprechung der 
Vorſtände des Reichsverbandes deutſcher Baus 


ſparkaſſen und des Verbandes zugelaſſener deut⸗ 
ſcher Bauſparkaſſen ſtellten die Beteiligten ein⸗ 
mütig feſt, daß die bisher der Gründung eines 
Einheitsverbandes deutſcher Bauſparkaſſen ent⸗ 
gegenſtehenden Differenzen als behoben angeſehen 
werden können. 

Die Beteiligten ſind der Ueberzeugung, daß 
Herr Juſtizminiſter Kerrl eine gerechte Förderung 
aller ſoliden deutſchen Bauſparkaſſen anſtrebt und 
ſomit der von ihm geführte Reichsverband deut- 
ſcher Bauſparkaſſen die geeignete Zuſammenfaſ⸗ 
ſung aller deutſchen Bauſparkaſſen abgibt. 


100 Millionen RM für Bauſparkaſſen. 


Laut Mitteilung des Reichsverbandes Deutſcher 
Bauſparkaſſen wird es gelingen, für die Bauſpar⸗ 
kaſſen zuſätzliche Verteilungsmittel in Höhe von 
etwa 100 Millionen RM zu erhalten. Hierdurch 
werden über 10 000 Eigenheime fertiggeſtellt wer⸗ 
den können. Die Unterlagen für die Verteilung 
werden vom Reichsverband im Einvernehmen mit 
dem Reichsaufſichtsamt ausgearbeitet. Die Vor⸗ 
arbeiten ſind noch im Gange. 


Entſcheidungen über Bauſparkaſſen. 


Senatsſitzung des Reichsauſſichtsamts für Privat⸗ 
verſicherung am 27. und 28. Juli 1933: 


1. „Notwende“ Gemeinnützige Deutſche Eigenheim: 
Bauſpargeſellſchaft m. b. H. in Mülheim (Ruhr). 
„Der Antrag auf Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb 
iſt abgewieſen worden. Die Abweiſung wirkt wie 
ein Auflöſungsbeſchluß. Die beſtehenden Bauſpar⸗ 
verträge werden vereinfacht abgewickelt. Die Li⸗ 
quidation wird einem noch zu beſtimmenden Liqui⸗ 
dator übertragen. 

2. Bau⸗ und Wirtſchaftsgemeinſchaft e. G. m. b. H. in 
Liqu. in Eutin. 

3. „Selbſthilfe“ Gemeinnützige Eigenheim Bau- und 
Spargeſellſchaft m. b. H. in Liqu. in Hannover. 

Die beſtehenden Bauſparverträge werden verein⸗ 
facht abgewickelt. Die Liquidation wird einem 
noch zu beſtimmenden Liquidator übertragen. 

5 De 2) wurde gleichzeitig ein Zahlungsverbot er⸗ 
aſſen. 

4. Der Mitteldeutſchen Bauſparkaſſe Aktiengeſellſchaft 
in Hannover iſt die Erlaubnis zum Geſchäftsbetrieb 
unter Bedingungen erteilt worden. 

5. „Deutſchland Bauſpar⸗A.⸗G. für Stadt und Land in 
Berlin⸗Lankwitz. 

Der Antrag auf Anordnung der vereinfachten 
Abwicklung der beſtehenden Bauſparverträge wurde 
abgewieſen. 

6. Die Uebertragung des Beſtandes der „Volkshilfe“ 
Gemeinnützige Bauſparkaſſe e. G. m. b. H. in Stutt⸗ 
gart auf die O. C. N.⸗Vauſparkaſſe e. G. m. b. H. in 
Leonberg iſt unter Bedingungen genehmigt worden. 

Die Entſcheidungen zu 1—6 ſind noch nicht rechts⸗ 
kräftig. 

7. Bei der „Eigenſcholle“ Siedlungs⸗ und Bauſpar⸗ 
G. m. b. H. in Tharandt wurde die Verhängung 
einer Ordnungsſtrafe gegen den Vorſtand der Un⸗ 
ternehmung wegen Nichteinreichung von Unter- 
lagen beſchloſſen. 

8. „Fronfrei“ G. m. b. H. in Hamburg. 

Die Bauſparkaſſe iſt endgültig zugelaſſen worden. 
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Ausſonderungsrecht des Treuguts im 
Bauſparkaſſenkonkurs. 

Die umſtrittene Frage, ob das Treugut der 
Sparer bei einer Bauſparkaſſe im Konkursfalle 
bei entſprechenden Spar- und Darlehnsbedingun⸗ 
gen ausſonderungsfähig iſt, hat das Oberlandes⸗ 
gericht Köln am 15. 3. 33 durch Beſchluß des 
9. Zivilſenats — 9 W 40 5/3 — dahin entſchie⸗ 
den, daß die Ausſonderungsfähigkeit bejaht wird. 
Die Entſcheidungsgründe ſind in der „Baugilde“ 
Heft 12 S. 579 veröffentlicht. 


Wirtſchaftsereigniſſe und zahlen 


Die Bautätigkeit im Juni und erſten Halbjahr 
1933. 

Im Juni haben die Anträge für Wohnungs: 
bauten, die für die weitere Entwicklung der Bau⸗ 
tätigkeit von ausſchlaggebender Bedeutung ſind, 
beträchtlich zugenommen, obwohl in der Regel um 
dieſe Zeit die Bauanträge ſaiſonmäßig zurück⸗ 
gehen. Auch die Zahl der Vollendungen von 
Wohnungsbauten iſt ſowohl gegenüber dem Vor⸗ 
monat wie auch beſonders gegenüber Juni 1932 
erheblich geſtiegen, während bei den Bauerlaub— 
niſſen und Baubeginnen ein leichter Rückgang zu 
verzeichnen war. Die geſamte Bautätigkeit im 
erſten Halbjahr 1933 übertraf durchweg die ent⸗ 
ſprechenden Ergebniſſe des Vorjahres. 

Von Januar bis Juni 1933 zuſammen wurden 
in den Gemeinden über 100 000 Einwohner 36 700 
Wohnungen fertiggeſtellt, um 36 v. H. mehr als 
in der erſten Jahreshälfte 1932. Bei den Bau- 
beginnen übertraf das Geſamtergebnis im erſten 
Halbjahr (24700 Wohnungen) die entſprechende 
Leiſtung von 1932 um 15 v. H. und bei den Baus 
erlaubniſſen (27 600 Wohnungen) um 6 v. H. Die 
Zahl der geſtellten Bauanträge war um etwa 22 
v. H. höher. 

Ueberwiegend wurden Einfamilienhäuſer er— 
richtet. Von ſämtlichen 9600 fertiggeſtellten 
Wohngebäuden enthielten 7700 oder 80,5 v. H. 
nur eine Wohnung gegenüber 65 v. H. im Jahre 
1932 und 26 v. H. im Jahre 1931. 


Der Pfandbriefumlauf im Juni und im erſten 
Halbjahr 1933. 

Im erſten Halbjahr 1933 iſt der Umlauf an 
Inlandspfandbriefen der Nachinflationszeit um 
94,8 Millionen RM, der Auslandspfandbriefe um 
70 Millionen RM und der Liquidationspfand- 
briefe um 35 Millionen RM gejunfen. Die 
Darlehnsbeſtände an Hypotheken haben bei den 
Boden- und Kommunal⸗-Kreditinſtituten im erſten 
Halbjahr 1933 um 132,2 Millionen RM abgenom⸗ 
men. Im Juni hat ſich der Umlauf an Pfand⸗ 
briefen insgeſamt um 33,4 Millionen RM ver- 


ringert, wobei auf die eigentlichen Inlandspfand⸗ 
briefe eine Verminderung um 5,8 Millionen RM 
entfällt. 


Die Arbeitsloſigkeit im Juli 1933. 

Die Entlaſtung des Arbeitsmarktes hat ſich im 
Juli 1933 fortgeſetzt. Insgeſamt verminderte ſich 
die Zahl der bei den Arbeitsämtern gemeldeten 
Arbeitsloſen nach den Berichten der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermitlung und Arbeitsloſenverſiche⸗ 
rung im Juli 1933 um 388 424 gleich 8.0 v. H. 
auf 4468518. Der Rückgang in der erſten Hälfte 
des Berichtsmonats (um 29 892 gleich 0,6 v. H.) 
iſt inſofern bemerkenswert, als in den letzten 
Jahren in der Abwärtsbewegung der Arbeits⸗ 
loſigkeit Ende Juni eine vorübergehende Stockung 
einzutreten pflegte. Die zweite Hälfte des Mo⸗ 
nats Juli zeigt eine ſtärkere Abnahme der Ar- 
beitsloſenziffer und zwar um 358 532 gleich 7,4%. 
Von der Geſamtzahl der Arbeitsloſen am 31. Juli 
waren 3 565 387 männliche und 903 131 weibliche 
Perſonen. 

Die Zahl der Hauptunterſtützungsempfänger in 
der Arbeitsloſenverſicherung ging um 22 189 gleich 
5,3 v. H. auf 394115 zurück. In der Kriſenfür⸗ 
ſorge wurden Ende Juli 1251804 Hauptunter⸗ 
ſtützungsempfänger gezählt, alſo 58 568 gleich 4,5 
v. H. weniger als am Monatsanfang. 


Leipziger Baumeſſe. 

Anläßlich der Leipziger Baumeſſe werden am 
28. Auguſt Staatsſekretär Feder über die Tech⸗ 
nik im neuen Deutſchland, Generalinſp. Dr. Ing. 
Todt über das Fernſtraßennetz und Staatsſekretär 
Dr. Krohn über die Projekte der Arbeitsbeſchaf⸗ 
fung Vorträge in Baumeßhalle 19 halten. Im Rab: 
men der Tagung des Deutſchen Ausſchuſſes für wirt- 
ſchaftliches Bauen ſprechen am 29. Auguſt Miniſte⸗ 
rialrat Profeſſor Dr. Schmidt, Berlin über 
„Der Wohnungs- und Siedlungsbau in Deutſch⸗ 
land im Jahre 1933“, Reg.-Baumſtr. a. D. Dr. 
Ing. Kammler, Berlin über „Hebung der 
Wirtſchaftlichkeit des Wohnungs- und Siedlungs⸗ 
weſens durch Bauforſchung“ und Dr. Ing. Hotz, 
Hannover über „Grundlagen für die Preisgeſtal⸗ 
tung im Wohnungs- und Siedlungsbau zur Feſt⸗ 
ſtellung des angemeſſenen Preiſes“. 


Lebenshaltungskoſten und Großhandelspreiſe. 

Die Reichsindexziffer für die Lebenshaltungs⸗ 
koſten ſtellt ſich im Durchſchnitt des Monats Juli 
1933 auf 118,7; ſie iſt gegenüber dem Vormonat 
(118,8) kaum merklich geſunken (0,1%). 

Die Gejamtinderziffer für Großhandelspreiſe 
betrug am 19. Juli 104,3, am 26. Juli 105,0 und 
im Monatsdurchſchnitt 104,3. Sie iſt gegenüber 
dem Vormonat um 0,9 geſtiegen. 
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